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70. RheinischerProvinziallandtag, 1. Sitzung am 26. Januar 1926

Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 26. Januar 1926.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchen beider Bekenntnisse abgehaltenen Gottesdienstes uer
sammeln sich die Mitglieder des Landtages gegen 2 Uhr im Sitzungssaale des Ständchanses.

Um 2 Uhr 55 Minuten eröffnet der Landtagskommissar,Oberpräsident der Rheinprovinz Dr. F u ch s
den 70. RheinischenProvinziallandtag mit folgender Ansprache:

Auf Grund des Wahlgesetzes für die Provinziallandtage und Kreistage sind Sie, meine sehr geehrten
Damen und Herren, durch das Vertrauen der Bevölkerung in den RheinischenProvinziallandtag berufen.
Namens der preußischen Staatsregierung entbiete ich Ihnen bei Ihrem heutigen ersten Zusammentreten
herzlichen Willkommengruß.

Der seit der letzten Tagung des vorigen Provinziallandtages verflosseneZeitabschnitt wird in der
für uns Rheinländer immer noch im Vordergrund stehenden Außenpolitikgekennzeichnet durch die VerHand
lungen von Locarno. Nachdem das von wahrhaft friedlicher Gesinnung getragene Anerbieten, das die
deutsche Neichsregierungvor etwa Jahresfrist gemacht, uns zum erstenmal nach dem Kriege an den Ver^
hllndlungstischvon Gleichberechtigtengeführte hatte (Rufe: Hört, hört! bei den Kommunisten),durften wir
uns mit Recht der Hoffnung auf eine Anbahnung besserer und friedlicherZeiten hingeben. Daß durch die
Verhandlungen von Locarno die Entscheidungüber die Räumung der ersten Zone zum mindesten günstig
beeinflußt worden ist, darf man wohl als feststehend annehmen. Wir freuen uns aufrichtig und herzlichst
mit der Bevölkerungder in der Räumung begriffenen sogenanntenKölner Zone, daß sie nunmehr in kürzester
Zeit von der drückenden Last einer mehr als sieben Jahre dauernden Besatzungfrei sein wird. (Zuruf eines
Kommunisten: Dafür bekommenwir „Blaue!") Es soll auch uicht verkannt werden, daß seit Locarno eine
gewisse Entspannung uud mancherorts anch eine Besserung der Verhältnisse eingetreten ist. Aber, meine
sehr geehrten Damen und Herren, es bleibt doch noch außerordentlich viel zu wünschen übrig. (Allgemeine
Zustimmung.) Insbesondere ist die Bevölkerung der besetzt bleibenden 2. und 3. Zone tief verstimmt über
die Stärke, der ihr auch weiterhin auferlegten Besatzung. (Lebhaftes „Sehr richtig!") Die gewaltige und
bei der großen Wohnungsnot schier unerträgliche Inanspruchnahme von Wohnraum mit den unvermeid¬
lichen Anlässen zu Reibungen muß ein unbedingtes Hindernis für die weitere Entspannung und die so
wünschenswerte Befriedung bilden. (Zustimmung bei den bürgerlichen Parteien und den Sozialdemo^
kraten.) Sie muß auf die Dauer den Geist der Versöhnlichkeit gefährden. Wir wollen, obwohl es nachgerade
schwer wird, die Hoffnung noch nicht aufgeben, daß es den eingeleiteten diplomatischenSchritten gelingen
wird, eine befriedigendere Lösung dieser und noch anderer uns stark bewegenden Fragen herbeizuführen.

Zu der allgemeinen und tiefen Not, in der sich die Mehrzahl der gesamten deutschenBevölkerung
infolge der starken wirtschaftlichen Depression schon seit längerer Zeit befindet, ist fin die Rheinprovinz um
die Jahreswende ein neues verheerendes Unglück getreten durch das gewaltige Hochwasser des Rheines lind
seiner großen und kleinen Nebenflüsse. Die meisten von Ihnen, meine Damen und Herren, sind Zeugen
des unermeßlichenElends, das diese Katastrophe, die sich im Lanfe von etwa 7 Jahren viermal und in etwas
mehr als Jahresfrist zweimal wiederholthat, für die davon betroffene Bevölkerungmit sich brachte. Geradezu
erschütterndeBilder boten sich unseren — über so viel Not entsetzten — Blicken dar. Staat, Provinz und
kommunale Körperschaftenhaben mit aller gebotenen Schnelligkeitgrößte Anstrengungen gemacht,um die
erste Not zu lindern. Herzlicher Dank und besondereAnerkennung gebührt allen den Braven, die während
und nach der Katastrophe sich, teilweise unter Einsetzungdes Lebens, um das Wohl ihrer Mitmenschen
aeiorat haben. (Lebhaftes Bravo!)

Vieles bleibt noch zu,tun übrig. Im Rahmen der Leistungsfähigkeitsoll nunmehr versucht werden,
die wesentlichenSchaden zu ersetzen. Insbesondere muß der minderbemittelten Bevölkerung bei der Aus-
trocknunaund Wiederherstellungihrer durch die Häufung der Hochwasser immer mehr geschädigten Woh

anzuhatt^n und sie wahren Wirkungen nach bester Möglichkeit abzuschwächen,
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Die Provinz hat sich bei dem ersten Hilfswerk im Nahmen ihrer Leistungsfähigkeitbeteiligt. Es er»
scheint mir nicht möglich, daß schon während dieser Tagung eine Vorlage für die weitere Beteiligung gemacht
werde (Abgeordneter ,unab: Hört, hört!), da der Umfang des Schadens sowie der Kostenbetragfür die in
Aussicht zn nehmenden Hochwasserschntzmaßnahmennoch nicht feststehen,auch die Beteiligung von Reich,
Staat und Kommunen noch nicht zu übersehen ist, Der neue Provinzialansschuß wird es als eine seiner
ersten Pflichten betrachten müssen, dem voraussichtlichim März wieder zusammentretenden Provinzial-
landtag Vorschlägefür die weitere Beteiligung der Provinz an dem Hochwasserhilfswerkzu uuterbreiteil.
Sie werden in dein kommenden Landtage auch über den Prouinzialhaushalt, über wirtschaftliche,soziale
und kulturelleFragen zu beschließen haben, nachdem der neue Provinzialansschußdiese in ordnnngsmäßiger
Weise hat vorbereiten können.

Die Vorlagen, die diesem Landtage gemachtwerden tonnen, sind nur wenige. Sie sind ausschließlich
formaler, aber darum keineswegsuntergeordneter Natur. Sie, meine Damen und Herreu, sollen den neuen
Provinzialansschuß bestellen,und Sie sollen sodann die Provinzialkommissionenwählen, deren Arbeit die
Willensentschließnngdes Plenums vorbereitet nnd sonnt in bedeutungsvoller Weise zu beeinflussenpflegt.
Ferner sind Sie nach der Verfassung dazu berufen, die Männer zu wähleu, die an der Verwaltung des
Gesamtstaates teilzunehmen haben. Die Einrichtung des Preußischen Staatsrates gibt den Provinzen die
Gewähr dafür, daß mich die Stimme der einzelnenLandesteile bei der Abwägung der Interessen des Staates
nnd seiner Glieder Gehör findet.

Möge der Himmel Ihre Beschlüsse erlenchten. Möge es Ihnen gelingen, die richtigen Personen an
den rechten Platz zu stellen. Wählen Sie Männer und Frauen, die zwar treu zu ihrer Partei als dem grund¬
legenden Aufbau unseres jetzigen politischen Lebens stehen, denen aber die Partei nicht Dogma ist, sondern
das Mittel, um der eigenen Ueberzeuguug entsprechenddem Vaterlande, dem Staate nnd unserer geliebten
Heimatpruvinz am besten zu dienen. (Zuruf eines Kommunisten: und dem Geldsack!)

Iudem ich Ihnen zn Ihren Beschlüssen Glück wünsche, erkläre ich den 70. RheinischenProvinzialland«
tag für eröffnet. (Beifall.)

Meine Damen nnd Herren! Nach tz 32 der Provinzialordnnng und § 1 der Geschäftsordnungfür den
Provinziallandtag hat das au Iahreu älteste Mitglied des Provinziallandtages den Altersvorsitzzu über¬
nehmen. Wie mir mitgeteilt ist, ist Herr Abgeordneter Kommerzienrat Krawinkel das älteste Mitglied des
Hauses. Er ist am 10. September 1851 geboren. — Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf dann wohl
den Herrn Abgeordneten Krawinkel bitten, den Altersvorsitzzu übernehmen.

AltersvorsitzenderKrawinkel: Meine Damen uud Herren! Mich dünkt, der erste Ton aus diesem
Hause soll ein Widerhall des namenlosen Jammers sein, der in unserer Heimatprovinz herrscht. Dann aber
glaube ich doch auch daran erinnern zu dürfen, daß noch größeres Unglück vor wenigen Jahren bei dem Erd»
beben in Japan eintrat nnd daß ein deutscherDichter einem alten Weisen aus dem Morgenlande Worte
in den Mund gelegt hat, die hier passen mochten. Sie lauteten ungefähr:

„Zerbrochen alles, was dir groß erschienen!
Und dennoch, Volk, verzage nicht!
Ob auch des Menschen Werk zusammenbricht—
Tu deine Pflicht!
Und neues Leben blüht aus den Ruinen."

„Arbeiten und nicht verzweifeln!", das ist das Gebot des Tages, in Gegenwart und Zukunft. „Im
Arbeit ist der Mensch geboren (Zuruf des Abgeordneten Schröer-Gssen:Das werden Sie am besten gewahr!),
lhr froher Dienst sein bestes Glück; Ob ringsum alles auch verlöre», der Arbeit Segen bringt's zurück."

Lernen wir immer mehr erkennen, daß wir in der größten Not der Welt nur dann bestehen können,
wenn jeder dem Vaterlande die Treue hält! —

Wir kommenzu deu Geschäften. Ich bitte als Altersvorsitzenderdie beiden jüngsten Mitglieder des
Landtages, als Schriftführer an meiner Seite Platz zn nehmen. Nach den Mitteilungen des Herrn Landes-
Hauptmanns sind dies die Herren: Abgeordneter M eurer, geboreu am 19. Februar 1899, und
.^geordneter H a ck, geboren an: 19. Dezember 1898. Ich frage, ob die betreffenden Mitglieder anwesend
,md. (Hie beiden Herren nehmen zu beiden Seiten des AltersvorsitzendenPlatz.)

Wir kommen dann zum Namensaufruf.

stellten'Mit^ '^ """zieht den Namensaufruf nach dem nach Parteien zusammenge.

AltersvorsitzenderKrawinkel: Meine Damen und Herren! Die Harmlosigkeit,mit der ich an
io?5^ ". Wwege gebracht,daß die Liste ganz anders verlesen worden ist, als es
jonst der Brauch war. D.es wird aber wohl irgendwelcheBeanstandungen nicht erfahren, denn von beiden
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Seiten wird mir gesagt, daß nur eine einzige Persönlichkeit fehle, ju daß also die Beschlußfähigkeit des Hauses
unzweifelhaft gegeben ist.

Nachdem wir soweit sind, folge ich der Weisung,nun den Provinziallandtag zu bitten, die Wahl des
Vorsitzendenund zweier Stellvertreter vorzunehmen.

Das Wort dazu hat Herr Abgeordneter Wonnig.
Abgeordneter Mönnig: Im Einverständnis mit sämtlichen Fraktionen des Hauses schlage ich zum

ersten Vorsitzenden den bisherigen Vorsitzenden, Abgeordneten Iarres, und zu stellvertretendenVorsitzenden
die Abgeordneten Knab, Eberle uud Saaßeu vor. Ich bitte, alle vier durch Akklamation zu wählen.

AltersvorsitzenderKrawinkel: Meine Damen und Herren! Sie haben den Vorschlag des Herrn
Abgeordneten Mönnig gehört. Zum ersten Vorsitzenden ist Herr Abgeordneter Dr. Iarres vorgeschlagen.
Erhebt sich gegen den Vorschlag,diese Wahl per Akklamationvorzunehmen, Widerspruch? Das ist nicht der
Fall. Dann erkläre ich Herrn Abgeordneten Dr. Iarres als zum ersten Vorsitzendengewählt. Ich frage
Herrn Abgeordneten Dr. Iarres, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Dr. Iarres: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
AltersvorsitzenderKra Winkel: Dann kommen wir zur Wahl des zweiten Vorsitzenden,der ja

auch von dem Herrn Abgeordneten Mönnig vorgeschlagen»norden ist. Als solcher ist Herr Abgeordneter
Knab benannt. Widerspruchgegen diese Wahl durch Zuruf erhebt sich nicht. Der Herr Abgeordnete Knab
ist somit gewählt. Ich frage Herrn AbgeordnetenKnab, ob er die Wahl annimmt. (Abgeordneter Knab: Ja!)
Die Wahl ist angenommen.

Wir kommen zur Wahl des zweiteu stellvertretende,:Vorsitzenden.Anch dafür hat Herr Abgeordneter
Mönnig den Namen genannt. (Zuruf Möuuig: Abgeordneter Eberle!) Es erhebt sich kein Widersprnch.
Herr AbgeordneterEberle ist somit zum. zweiten stellvertretendenVorsitzenden gewählt. Ist Herr Abgeordneter
Eberle bereit, die Wahl anzunehmen? (Abgeordneter Eberle: Ja!) Die Wahl ist angenommen.

Wir kommen zur Wahl des letzteu stellvertreteuden Vorsitzenden.
Abgeordneter Mönnig: Ich schlage als dritten den Abgeordneten Dr. Saaßen vor, bemerke aber,

daß das hohe Haus den Willen hat, die drei stellvertretenden Vorsitzendenzu gleichem Recht zu bestellen.
AltersvorsitzenderKrawinkel: Auch dagegen wird selbstverständlich kein Widersprucherhobeu,

da Herr Abgeordneter Mönnig das Einverständnis des Hauses schou vorher festgestellt hat. Als dritter stell¬
vertretender Vorsitzendermit dem gleichen Recht wie die anderen ist also Herr Abgeordneter Saaßen vor
geschlagen. Ein Widersprucherhebt sich auch dagegen nicht. Herr Abgeordneter Saaßen ist sonnt zum stell¬
vertreteuden Vorsitzendengewählt.

Ich darf nunmehr den ersten Vorsitzenden,Herrn Abgeordneten Dr. Iarres, bitten, den Vorsitz zu
Übernehmen. ^ ^, ^ « .

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen uud Herren! Ich übernehme den Vorfttz und danke dem
Hause für das mir durch die einstimmigeWahl bezeugte Vertrauen; ich verspreche Ihnen, als Vorsitzender
meine Pflicht zu tun.

Ich danke dann zunächst dem Herrn Altersvorsitzendenfür die Geschäftsführungund bitte lhn, unser
aller Dank für die geschickte und warmherzigeArt entgegenzunehmen,mit der er die Geschäfte eingeleitethat.

Wir haben dann zunächst den Vorstand endgültig zusammenzusetzen.
Nach 8 2 Absatz 2 der Geschäftsordnungsind zunächst zwei Beisitzer zu bestellen, die durch den Aeltestem

rat nach den Grundsätzender Verhältniswahl anf die Fraktionen zn verteilen sind, soweit nicht durch eine
im Ältestenrat erfolgte Uebereinkunftanders bestimmt wird. Nach der Verhältniswahl würde das Zentrnm
mehrere Mitglieder zu bestellen haben. Es hat aber eine Einigung im Aeltestenrat dahin stattgefunden, daß
das Zentrum ein Mitglied, Herrn Abgeordneten Glfes, die SPD. ein Mitglied, Herrn Abgeordneten Hauck,
die Arbeitsgemeinschaftein Mitglied, Herrn Abgeordneten Dr. Kirchneruud die kommunistische Fraktion
ein Mitglied, Herrn Abgeordneten Nohl, bestellt.

Da Widerspruchaus dem Hause sich uicht erhebt, darf ich feststellen, daß die Herren als Beisitzer ge¬
wählt sind Wenn sie nichts anderes sagen, darf ich annehmen, daß sie die Wahl annehmen. Das ist der Fall.

Ich danke den Herren Junioren des Hauses für ihre Mühewaltung (Heiterkeit). (Die Herren Beisitzer
Meurer und Hack kehren auf ihre Plätze zurück.)

Ich bitte in der ersten Sitzung die Herren Abgeordneten Elfes uud Hauck, hier uebeu mir Platz zu

Ich kann nunmehr dem Herrn Staatskommissar die Mitteilung macheu, daß der Provinziallandtag
uorschriftgemäß zusammengesetzt uudder Vorstandgebildetist.(OberpräsidentvivFuchs:Ich dankeIhnen sehr!)

Meine Damen und Herren! Der Herr Landtagskommissarhat uns mitgeteilt, daß er den Herrn
Vizepräsidentenvon Sybel und in dessen Behinderung Herrn RegierungsnssessurQnast als seine Kumnussare



70. Rheinischer Provinziallandtag, 1. Sitzung am 26. Januar 1926.

zu den Sitzungen des Provinziallnndtages und der von diesem zur Vorberatung seiner Beschlüsse gebildeten
Kommissionenanmeldet. Sie haben davon Kenntnis genommen.

Meine Damen und Herren! Die jetzige Tagung des Provinziallandtages ist eine Iubiläumstaguug:
Wir kommen zum 70. Male zusammen und dürfen uns dabei erinnern, daß vor hundert Jahren der erste
Rheinische Provinziallandtag zusammengetreten ist.

Der heutige Provinziallandtag ist aus einer Wahl auf Grund des Wahlgesetzes vom 7. Oktober 1925
hervorgegangen.Er setzt sich aus 163 Mitgliedern zusammen. Von diesen gehörten 96 bereits dem früheren
Provinziallandtage als Abgeordnete an, während 67 neu hinzugetreten sind. Ich darf insbesondere diese
neu hinzugetretenen Mitglieder zu gemeinsamerArbeit hier auf das herzlichste begrüßen.

Meine Damen uud Herren! Die Abgeordneten Landrat Dr. Meyers in Ahrweiler und Geschäfts¬
führer Ullenbaum in Elberfeld, sowie Frau Schumacher-Kohlin Köln haben nach der Wahl ihr Mandat
niedergelegt. Der Provinzialausschuß hat auf Gruud des z 22 des Wahlgesetzes vom 7. Oktober 1925 fest¬
gestellt,daß an die Stelle der ausgeschiedenenAbgeordneten Herr Landrat Dr. Creutz in Adenau für Herrn
0r. Meyers, Herr Redakteur Hoffmann in Elberfeld für Herrn Ullenbaum und Herr Konsul Maus in Köln
für Frau Schumacher-Köhlals Abgeordnete eingetreten sind.

Meine Damen und Herren! Seit unserer letzten Zusammenkunft ist der Vertreter der Rheinprovinz
im Neichsmt, Herr Oberlandesgerichtsrat Schumacher, aus dem Leben geschieden. Herr Schumacher hat
als Vertreter der Provinz im Reichsrat für seine Heimat in schwerster Zeit ersprießliche Arbeit getan. Wir
bleiben ihm über das Grab hinaus dafür zu Dank verpflichtet.

Sie haben sich zu seinen Ehren von den Sitzen erhoben. Ich stelle das mit Dank fest.
Dann, meine Damen uud Herren, vermissen wir in unserem heutigen Landtage zwei Persönlichkeiten,

die uns besonders wert geworden sind: unseren bisherigen Alterspräsidenten, Herrn Geheimrat Dr. Olbertz
aus Bonn, und deu stellvertretenden Vorsitzenden,Herrn Ullenbaum aus Elberfeld. Ich möchte um die
Ermächtigung bitten, diesen Herren den besonderen Gruß des Provinziallandtages zu übermitteln (Bravo¬
rufe) uud dabei dem Herrn Ullenbaum zum Ausdruck zu bringen, daß wir wünschen, daß er von seiner Krank¬
heit, die ihm zur Niederlegung des Mandats Veranlassung gegeben hat, bald genesen möge. (Bravo l)

Meine Damen uud Herren! Ein Verzeichnis der Provinzialfandtagsabgeordneten ist Ihnen zu¬
gegangen. Sie haben davon Kenntnis genommen. Es erübrigt sich also eine Verlesung.

Gegen die Gültigkeit der vollzogenenWahlen ist von keiner Seite Einsprucherhoben worden. Aber
nach der Geschäftsordnungund nach dem Wahlgesetz hat doch der Provinziallandtag über die Gültigkeit der
Wahlen von Amtswegen zu entscheiden. Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, eine Wahlprüfungs-
tommission von 15 Mitgliedern zu bestellen,die heute nachmittag noch die Nachprüfung der Wahlen
vornehmen soll. Die Vorschläge sind von den Fraktionen schon erbeten worden, damit der Ausschuß alsbald
in Tätigkeit treten kann. Es sollen ihm angehören:

vom Zentrum: die Abgeordneten Rath, Gosewinkel,Floßdorf, Kranz, Schäfer (Essen),Dr.Ereutz
und Strunk,

von der Arbeitsgemeinschaft: die Herren Vielhaber, Dr. Schäfer (Köln-Deutz) und Schwer
(Hochhalen),

von der SPD.: die Herren Abgeordneten Hoffmann und Pilard,
von der K o mmunistisch en Partei: die Herren Abgeordneten Dunder uud Adler,
von der Wirtschaftlichen Vereinigung: der Herr Abgeordnete Herrmann.

Da ich einen Widerspruch dagegen nicht höre, nehme ich an, daß Sie hiermit einverstanden sind.
Ich bitte den Wahlprüfungsausschuß,zu einer nachher noch festzusetzenden Zeit sich zu konstituierenund die
Wahlprüfung alsbald vorzunehmen. Die Unterlagen für die Ermittelung des Wahlergebnissessind dem
Provinziallandtage zugegaugeu.

Dann, meine Damen und Herren, habe ich das Verzeichnisder Vorlagen für unsere Tagung noch zu
ergänzen. Es ist Ihnen ja bereits zugegangen, soweit es vorher feststand, ebenso wie die zugehörigenDruck-
lachen. Nachträglich sind aber noch folgende Eingänge gekommen,wovon Sie bitte Kenntnis nehmen wollen
und über deren geschäftliche Behandlung der Aeltestenrat nachher beschließen soll.

1. Telegramm der Stadtverwaltung in Neviges bezüglichNotstandsarbeiten.
2. Antrag der Neichsheimstättenzentralein Köln, betr. Förderung des Wohuunqsbaues bezw. des

Baues vou Reuchsheimstätten.
3. Antrag des Westfalenbundes zu Langerfeld-Varmen, betr. Loslösung der eingemeindeten Ge¬

meinden Lllngerseld und Nächstebreckvon Barmen und Wiedererlangung der Selbständigkeit. (Heiterkeit.)
4. Antrag des Kerems der Holzindustriellenin Rheinland uud Westfalen auf Unterstützungder durch

das Hochwasser geschädigten rheinischen Holz- und Sägewerksindustrie.
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5. Gemeinsamer Antrag des Eifeloereins, Ortsgruppe Andernach, des Verschönerungs- und Ver¬
kehrsvereins sowie des Altertums- und Geschichtsvereiuszu Andernach, betr. Stellungnah ine zu der vom
RWE. iu Essen geplanten Industrialisierung des Laacher Sees und Organisation der Naturschutzbestrebungen
in allen Teilen der Provinz zum Schutze der Naturschöuheitenvor der fortschreitendenIndustrialisierung.

6. Antrag des Proviuziallaudtags-Abgeordneten Herrn Schandenamens des Bundes für Aufwertung
und Aufbau auf Aufhebuug des Aufwertungsgesetzesvom 16. Juli 1925. (Heiterkeit.)

Ferner folgende Anträge der ko m mun isti s-ch en Fraktio n:
1. Der Provinziallandtllg, der während des Ruhrkampfes wiederholt versprochenhat, sich für die

Interessen der geschädigten Bevölkerung einzusetzen uud zu diesem Zwecke deu 21er Ausschuß bildete,
erklärt die vom Reich bewilligte Nuhrkampfentschädigungfür völlig uuzureicheudund die Richtlinien
des Reichsarbeitsministeriums über die Auszahlung für'dringend abäuderuugsbedürftig. Der Pro¬
vinziallandtllg fordert eine Abänderung der Richtlinien dahingehend, daß jedem Arbeitnehmer, der
in der Zeit vom 1. Oktober 1923 bis 31. Dezember 1925 6N Tage erwerbslos war, die Ruhrkampf,
entschädiguugzugebilligt wird.

2. Der Provinziallaudtag wolle beschließen: Die Neichsregierung wird ersucht, die Fürsorgepflicht-
Verordnungvom 13. Februar 1924 aufzuheben. Die Kosten für die gehobene Fürsorge für Kriegs¬
opfer, Alters-, Unfall- und Kleinrentner werden vom Reich übernommen.

3. Entschließung: Die Lage der werktätigen Bevölkerung Deutschlands wird gekennzeichnet
durch die furchtbaren Erscheinuugeneiner außerordentlichen Verelendung. Insbesondere haben die
arbeitenden Klassen des Nheinlandes nnter den Auswirkungen der Besatzung,des Nuhrkampfes, der
Geldentwertung, des Hochwassersund der einsetzendenRationalisierung zu leidem Die Zahl der
Erwerbslosen steigt stetig. Kleingewerbetreibende, Kleinbauern und Winzer kämpfeu hart um ihre
Existenz. In einem solchen Augenblick beabsichtigtdie Staats» und Reichsregierung, den Fürsten
Hunderte Millionen des Volksvermögensan Bargeld, Kostbarkeiten und Grundbesitz zu geben, trotzdem
die Fürsten bereits Millionen von der deutschen Republik erhalten haben. Inzwischen'ist ein Antrag
auf Herbeiführung eines Volksentscheidsfür entschädigungsloseEnteignung der Fürstenhäuser zu
Gunsten der Allgemeinheit bei der Neichsregierungbezw. dem Reichstage eingelaufen. Die weitesten
BevölkerungskreiseDeutschlands, insbesondere des Nheinlandes, haben durch lebhafte Sympathie-
kundgebuugeu die Einbringung dieses Antrages unterstützt.

Der Rheinische Provinziallandtllg begrüßt im Namen des notleidenden Volkes der Rheinprovinz
den Antrag auf Volksentscheid für entschädigungsloseEnteignung der Fürstenhäuser. Er fordert die
Reichsregierung anf, den für den Volksentscheid eingereichtenGesetzentwurfdem Reichstage vorzu¬
legen mit der Empfehlung, ihn anzunehmen.

4. Der Provinziallandtllg beschließt: Der Landeshauptmann wird ersucht, zur Behebung der Erwerbs¬
losigkeit sofort Notstandsarbeiten in größten«, Ausmaße iu Augriff nehmen zu lassen. Alle für das
Rechnungsjahr 1926 von der Provinz geplanten Straßenbauten sind schon jetzt in Angriff zu nehmen.
Bei Kcmlllbautcn, Bahnprojekten und anderen Unternehmungen, an denen die Provinz beteiligt
ist, soll die Provinzialveiwaltung darauf hinwirken, daß diese Projekte ebenfalls schleunigst in Angriff
genommen werden.

Für die Notstandsarbeiten ist voller Tariflohn zu zahleu. Ueberweisungenvon Mitteln an Ge¬
meinden und Kreise dürfen nnr erfolgen, wenn diese ebenfalls Tariflöhne zahlen.

Zur Durchführung dieser Aufgaben bewilligt der Provinziallandtag zunächst 50 Millionen Mark,
die erforderlichenfalls durch Anleihe aufzubringen sind.

Der Landeshauptmann wird ersucht, bei der Reichsregierungdarauf hinzuwirken,daß die Unter¬
stützungssätzefür die Erwerbslosen um 50°/, erhöht werden und schleunigst ein Gesetz zur Unterstützung
der Kurzarbeiter eingebracht wird.

5 Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Den Abgeordneten des Provinziallandtages wird für die Bahnen der Reichsbahngesellschaftin:

Gebiete der Rheinprovinz Freifahrkarte zur Verfügung gestellt.
ErsterEventUlllantrag: Abgeordnetedes Provinziallandtages, die in ihrer Eigenschaft

als AbgeordneteEinrichtungenund Anstalten der Rheinprovinz besuche» oder bei besonderenAnlässen
zu ihrer Information Besichtigungen vornehmen, erhalten die dadurch entstehenden Fahrkosten
erstattet. ^

Zweiter Eventualantrag: Die Mitglieder des Provinzialausschusses und der
ständigen Kommissionenerhalten für die Bahnen der Reichsbahngesellschaftim Gebiete der Rhein«
Provinz Freifahrkarte.

6. Der Provinziallandtag wolle beschließen:
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Alle Abgeordneten erhalten als Legitimation bei Besuchenvon Anstalten usw. im Gebiet der
Rheinprovinz besondere Ausweise ausgestellt.

7. Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. Zu den bereits vom Provinzialausschuß a t'onck» poräu bewilligten 200 000 Reichsmark

wird ein weiterer Betrag von 800 000 Reichsmarkfür die Hochwassergeschädigten bewilligt.
2. Für die von der Landesbank der Rheinprovinz bewilligten Hochwasserdarlehenim Betrage

von 4 000 000 Reichsmarkwird statt t^"/, ein Zinsfuß von 5«/<> festgesetzt; die Iinsdifferenz
wird von der Provinz getragen.

«. Entschließung: Zum dritten Male seit 1920 hat eine gewaltige Ueberschwemmungdes Rheines
und seiner Nebenflüsse Not und Elend in einen großen Teil der rheinischen Bevölkerung getragen.
Arbeiter und Angestellte, Kleingewerbetreibende,Winzer und Kleinbauern wurden am härtesten
heimgesucht,dieselben Bevölkeruugsschichten,welche am meistenunter den Auswirkungen der Geld¬
entwertung, der Besatzungund des Nuhrtampfes gelitten haben. Große Strecken Kulturboden und
Wohnungen wurden zerstört, Werke uud Geschäftestillgelegtuud die Arbeitslosigkeitdurch weitere
Zehntauseude vermehrt. Der Gesamtschadenin der Rheinprovinz wird wohl anf 40 bis 50 Millionen
Reichsmarkzu schätzen sein. Die Gemeinden und Kreise und die Provinz sind nicht in der Lage, einen
größeren Teil der Schädeu aus eigenen Mittelu zu decken, da ihre Einnahmen durch den Finanz¬
ausgleich zu Guusten von Reich und Staat gekürzt worden sind.

Angesichtsder bedeutenden Schädeu und der bitteren Nut der meisten Hochwassergeschädigten
hält es der Provinziallandtag für unbedingt notwendig, daß Reich und Staat sofort helfend eingreifen
und ganz wesentlich größere Mittel als bisher zur Verfügung stellen.

Der Provinziallandtag fordert die Parteien des Reichstages uud Landtages, die Reichs- und
Staatsregierung auf, den Netrag von 40 Millionen Reichsmarkfür die Hochwassergeschädigtenzur
Verfügung zn stellen. Unverzüglichmuß das Reich iu Verbindung mit den Uferstaaten umfangreiche
Vorbeugungsmaßnahmen beginnen, nm das Menschenmöglichezu Verhindemng weiterer Hoch»
wasserkatastruphenzn tun.
Ferner zwei Anträge der s o ziald emo krati sch en Fraktion:

I. Antrag:
Die wirtschaftliche Krise in Deutschlandwächst sich zu einer Katastrophe aus. Die Zahl der Erwerbs¬

losen und Kurzarbeiter, insbesonderein der Rheinprovinz, steigt dauernd. Erstes Gebot zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeitist die Schaffuug vou Arbeitsgelegenheit, einmal, um den Erwerbslosen den notwendigsten
Lebensunterhalt zu sichern, dauu aber auch, um der demoralisierenden Wirkung einer länger anhaltenden
Erwerbslosigkeitzn steuern.

Der Provinziallandtag fordert deshalb:
l. schnellste Durchführung der vom 69. Provinziallandtag beschlossenen Arbeiten;

>!. schnellste Inangriffnahme weiterer Arbeiten, soweit diese dem Ausbau und der Instandsetzung
der Provinzialstraßen und dein Kreiswegebau dienen;

M. in Verbindung mit den Reichs» und Staatsbehörden banlicheMaßnahmen zur Verhütung vou
Hochwasserkatastrophen im Nheinlcmdennd Beseitigung der bei der letzten Hochwasserlatastrophe
hervorgetretenen Schäden;

IV. Förderung des Wohnnngsbaues auch aus Mittelu der produktiven Erwerbslosenfürsorge.
Eine wirksameBekämpfung der Arbeitslosigkeiterfordert, insbesondere für die Rheinprovinz, die

Bereitstellung größererMittel durch Reich uud Staat an die Träger von Notstandsmaßnahmen, als es bisher
der Fall gewesen ist.

Der Provinziallandtag ersncht die Provinzialverwaltnng, die Forderungen, die zu ihrer Zuständigkeit
gehören, sofort zu verwirklichenund darüber hinans mit den zuständigen Reichs« und Staatsbehörden im
Sinne dieses Antrages in Verbindung zu treten.

II. Antrag:
Am Montag, den 25. Januar 1926, wurde der Reichsregierung ein Antrag auf Volksbegehrenein»

gereicht, der eine entschädigungsloseEnteignung des Besitzes der deutschenFürsten zum Wohle der All»
gemeinheit vorsieht. Das enteignete Vermögen der Fürsten soll verwendet werden zu Gunsten der Erwerbs»
losen, der Kriegsbeschädigtenund .Miegshinterbliedenen,der Sozial» und Kleinrentner, der Inflationsopfer,
sowie zur Schaffung von Siedelungsland auf dem enteigneten Landbesitz. Die Schlösser und Wohnhäuser
sollen für allgemeine Wohlfahrt, Kultur nnd Erziehungszwecke nutzbar gemachtwerden. Der Gesetzentwurf
geht davou aus, daß der fürstliche Besitz nicht persönlich, sondernStaatsbesitz ist und daher dem Lande zusteht,
in dem das betreffende Fürstenhaus bis zu seiner Absetzung regiert hat. Die erschreckendeArbeitslosigkeit,
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die Not und das Elend des deutschenVolkes rechtfertigen keinesfallsdie Ansprücheder frühereu fürstlichen
Familien. Der Rheinische Prouinziallandtag als Vertretung des rheinischenVolkes, das in den Jahren
nach dem Kriege durch Besatzung, Ruhrkampf uud Hochwasserkatastrophenganz besonders uuter schwerer
Not zu leiden hatte, begrüßt daher die Einbringung dieses Gesetzentwurfesuud fordert das gesamte rheinische
Volk auf, sich an den Abstimmungen einmütig zu beteiligen und dafür einzutreten, daß der Gesetzentwurf
baldigst in Kraft tritt.

Meine Damen und Herren! Diese Anträge bitte ich, zunächst dem Neltcstenratbehufs Beschlußfassung
über ihre geschäftliche Behandlung zu überweisen. Es war die einstimmigeNnffassnngim Aeltestenrat. —
Da ich einen Widerspruchgegeu diesen Vorschlag nicht höre, nehme ich an, daß Sie damit einverstandensind.

Dann, meine Damen und Herren, ist nach z 5 der Geschäftsordnungfür den Prouinziallandtag zur
Beratung und Beschlußfassungüber gemeinsame Angelegenheiten, namentlich über den Arbeitsplan, ein
Aeltestenrat zu bilden. Dieser Aeltestenrat besteht nach der Geschäftsordnungaus 11 Mitgliedern. Die Sitze
sind nach dem Verhältniswahlsystemauf die Fraktionell zu verteilen. Im Aeltestenrat ist der Nutrag gestellt
worden und hat keinen Widerspruchgefunden, die Zahl dieser Mitglieder von 11 ans 15 zu erhöhen, damit
alle Gruppen des Landtags darin vertreten seien.

Ich schlage Ihnen vor, diesem Vorschlagedes Aeltestenmts zu entsprechen. Die Geschäftsordnung^
tommission,die anch gebildet werden muß, würde sich mit diesem Vorschlage auf Abäuderuug der Geschäfts¬
ordnung zunächst zu befassen haben. Ich bitte, zu diesem Zwecke den Geschäftsordnuugsausschuß,bestehend
aus 15 Mitgliedern, zu bestellen. Nach dem einmütigen Vorschlagedes Aeltestenmts uud nach den Mit°
teilungen der Fraktionen sollen ihr angehören:

vom Zentrum: die Herren Adams, Elfes, Heuser, Maus, Dr. Sachen, Tenhaeff und Dr. Weil;
von der Arbeitsgemeinschaft: die Herren I)r, de Weerth, Dr. Kaiser nnd Dr. Hartmanw

Barmen;
von der SPD.: die Herren Eberle und Hauck;
von der KPD.: die Herren Hack und Kuab;
von der Wirtschaftlichen Vereinigung: Herr Dr. Stein.

Widersprüchegegen diese Vorschläge des Aeltestenrats erheben sich nicht. Der (^eschäftsordnungsaus«
schuß wird also so aus 15 Mitgliedern gebildet.

Für den Fall, daß der Geschäftsordnungsausschußund das Plenum sich damit einverstandenerkläre»,
den Aeltestenrat auf 15 Mitglieder zu erhöhen, würden folgende Herren die Fraktionen vertreten:

vom Zentrum: die Abgeordneten Mönnig, Dr. Adenauer, Adams, Völlig, Elfes, Brauer und Frau
Niedieck;

von ^Arbeitsgemeinschaft: die Abgeordneten Dr. Wesenfeld, Dr. Kaiser und Dr, Hart«
munN'Barmen;

von der SPD.: die Abgeordneten Haas und Gerlach;
von der KPD.: die Abgeordneten Oberdörster und Knab;
von der Wirtschaftlichen Vereinigung: der Abgeordnete Vaterrodt.

Ich bitte um die Ermächtigung, anch solange das Plenum über die Erhöhung der Mitgliederzahl
auf 15 nicht Beschluß gefaßt hat, diese 15 Mitglieder doch zuziehen zu dürfeu. — Auch das findet keinen
Widerspruch. Im übrigen sollen die Ausschüsse in dieser Tagung des Landtages nicht besetzt werden. Wir
möchten, weil sie doch nicht in Funktion treten würden, mit der Besetzungder Ausschüsse bis zur nächsten
Tagung warten. Die Fraktionen werden dann auch eiu besseres Bild über ihre Znsammensetzungund die
besonderenInteressen der einzelnen Mitglieder erhalten. Also die übrigen Kommissionenwerden znrzeit
nicht gebildet, sondern es wird ihre Zusammensetzungbis zur nächsten Tagnng des Landtages zurückgestellt.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Ich möchte doch diesen letzten Vorschlagdes

Herrn Vorsitzenden jetzt noch nicht zum Beschluß erheben lassen, denn in diesem Vorschlag liegt eiu gewisses
Vorgreifen gegenüber den Entscheidungen, die nachher im Aeltestenrat und auch im Geschäftsorduungs-
ausschußgefaßt werden. Ich möchte deshalb den Herrn Vorsitzendenbitten, diesen Vorschlagnoch nicht
als Antrag aufzufassen,der die stillschweigende Zustimmung des Plenums gefundeu hat, sonderu ihn zurück«
zustellen bis die in Frage kommenden Instanzen gesprochenhaben. Dann kann ja dem Vorschlagenoch
heute in der zweiten Sitzung entsprochen werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe keine Bedenken, dieser Anregung zu folgen. Ich hatte nur die
Verpflichtung, das mitzuteilen, weil es der einstimmigeVorschlag des Aeltestenrats bisher gewesenist.

Dann, meine Damen und Herren, bitte ich die Herren Fmktionsvorsitzenden,die Namen der Mit¬
glieder, die in die einzelnen Ausschüsse entsandt weiden, ebenso wie die Namen der Vorsitzenden und stell,
vertretenden Vorsitzenden derAusschüsse dem Büro mitzuteilen, nachdem sich die Ausschüsse konstituiert haben.
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Ich darf annehmen, daß diejenigen Personen, die dem Büro mitgeteilt werden, als vom Landtag
gewählt betrachtet werden können.

Die Räume, in denen die Ausschuß- und Frattionssitzungen stattfinden, sind unten an der schwarzen
Tafel am Treppenaufgang zum Sitzungssaal angegeben.

Tann habe ich noch mitzuteilen, daß die Stadt Düsseldorfin liebenswürdiger Weise für die Mitglieder
des Provinziallandtagcs für die hente Abend im Großen und Kleinen Hause stattfindenden Theatervor»
stelluttgeu Eintrittskarten zur Verfügung gestellt hat. Diejenigen, die davon Gebrauch machen wollen,
werden gebeten, bis hente Nachmittag 4'/2 Uhr dies dem Büro mitzuteilen.

Gleichzeitigdars ich auch hier mitteilen, daß der Herr Landeshauptmauu die Freundlichkeithatte,
die Mitglieder des Provinziallandtages heute Abend in seine Dienstwohnung zu einen: Glase Bier und
Butterbrot zu bitteu. (Zurufe bei deu Kommunisten:Der ladet uns zu einem Rollmops ein! Da müßte doch
Erbjensuppe verabreicht werden!) Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für diese Einladung und bitte
diejenigen Damen und Herren, die teilnehmen wollen, das doch innerhalb zweier Stunden, also bis 6 Uhr,
dem Büro mitzuteilen.

Damit sind die geschäftlichen Mitteilungen erledigt. Ich schlage im Einvernehmen mit dem Aeltesten-
rat vor, heute eine zweite Plenarsitzung stattfinden zu lassen, und zwar um 6 Uhr. Vorher würde sich jetzt
sofort im Anschluß an die Sitzung der Aeltestenrat zu versammeln haben, dann um 4'/2 Uhr die Geschäfts-
ordnungskommission,deren Mitglieder soebeu benaunt worden sind, und zwar m Zimmer 7. Sie würde sich zu
konstituierenund zunächst die Wahlordnung für den Provinziallandtag zu beschließen haben und dann die«
jenigeu Sachen, die eventuell noch überwiesen werden, außerdem aber die Abänderung der Geschäfts¬
ordnung, wenigstenssoweit der Paragraph über die Bildung des Aeltestenrats in Frage kommt.

Ich bitte Sie ferner, sich schon heute damit einverstandenzu erklären, daß diese Geschäftsordnungs¬
tonimissionbeauftragt wird, auch nach Schluß der Tagung über die Neugestaltung der Geschäftsordnung
zu berateu. Es sind in mehrfacher Veziehuug Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung in der
vergangenen Praxis entstanden, und es sind mehrere Anregungen zur Abänderung der Geschäftsordnung
gemacht worden. Ich bitte, sich damit einverstanden zu erklären, daß der Geschäftsordnungsausschußer¬
mächtigtwird, auch nach der Tagung zusammenzutreten, um über die Geschäftsordnungzu berateu und sie
alsdann dem Provinzialausschußvorzulegen,so daß endgültigüber die neue Geschäftsordnuugin der nächsten
Taguug Beschluß gefaßt werden könnte.

Sodann bitte ich den Wahlprüfuugsausschuß, sich um 5 Uhr im Zimmer 19 zu versammeln.
Dann haben die sämtlichen Fraktionen den Wunsch, vor dem Plenum noch einmal zusammenzutreten.

Dwje Frattionssitzungen sollen einheitlichum 5^ Uhr stattfinden, was ich ermächtigt bin hier mitzuteilen.
Also sofort nach dem Plenum Aeltestenrat, dann um 4^ Uhr Geschäftsordnungsausschuß,um 5 Uhr

Wahlprüfungsausschuß, um 5^4 Uhr Frattionssitzungen und um 6 Uhr eine Vollsitzungdes Landtages.
(Abgeordneter Dr. Adenauer: Zur Geschäftsordnung!)

Auf der Tagesordnung der heute Abend um 6 Uhr stattfindenden Vollsitzung würde erstens die Ent¬
scheidung über die Wahlordnung stehen. Dann würde über die Vorschläge zu beschließen sein, die der Aeltesten¬
rat Ihnen bis dahin noch über die geschäftliche Behandlung der sonstigen Eingaben und Vorlagen, die ich
Ihnen eben verlesen habe, noch machen wird.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter I)r. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Mehrere Mitglieder des Aeltesteuausschusses,die noch picht zu

Mittag gegessen habeu, haben den Wuusch, daß die Sitzung des Aeltesteuausschusses erst um 4 Uhr beginnt.
(Lebhaftes Sehr richtig!)

Vorsitzendervr. Iarres: 4 Uhr, das wird genügen.
Abgeordneter I)r. Adenauer (fortfahrend): Weiter bitte ich, die Herren von der Zentrums-

smttiou dahin zu verstaudigen,daß die Fraktionssitzuugder Zentrumsfraktiou bereits um 5 Uhr ist.
Vorsitzender Dr. Iarres: Also um 4 Uhr Aeltestenratund Frattionssitzungenum 5 ^ Uhr mit Aus-

nalnne des Zentrums, das bereits um 5 Uhr tagt.
Wird sonst noch das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann ist die Sitzung geschlossen.

(Schluß 3 Uhr 50 Minuten.)
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Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 26. Januar 1926.

(Beginn 6 Uhr 20 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag des Geschäftsordnungsausschusses,betreffend

a) Aenderung der §8 2 und 5 der Geschäftsordnung für den Provinziallandtag,
d) Erlaß einer neuen Wahlordnung auf Grund des 8 27 des Wahlgesetzes vom 7. Oktober 1925.

3. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Anträge,
Porsitzender Dr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet. Beisitzer sind die Herren Nohl uno Dr.

Kirchner. Ich bitte sie, neben mir Platz zu nehmen. Ist Herr Kirchner nicht da? Dann bitte ich Herrn Haus
und Herrn Nohl, hier Platz zu nehmen. (Geschieht.)

Punkt 1 der Tagesordnung: Eingänge.
Neue Eingänge sind nicht bekanntzugeben. Was eingegangen ist, ist ja heute schon verlesen worden.
Wir kommen zu
> Punkt 2: Antrag des Geschaftsordnungsausschusses, betr.
ly Aenderung der §8 2 uno5 der Geschäftsordnung für den Pro»

vinziallandtag,
K) Erlaß einer nenen Wahlordnung auf Grund des § 27 des Wahl»

gesetz es vom 7. Oktober 1925.
Verhandlung und Bericht weiden besser getrennt. Zu beiden Punkten ist Herr Abgeordneter Eberle

Berichterstatter. Ich erteile ihm zu Punkt 2a das Wort.
Abgeordneter Eberle : Bezüglichdes Punktes 2a kann ich auf eiue Berichterstattung verzichten,

weil der Herr Vorsitzende heute vormittag die Begründung der notwendigen Aenderung der Geschäfts»
ordnuug bereits gegeben hat. Der Geschäftsordnnngsausschnßbeantragt, so zu beschließen, wie es hier in
der Borlage, die Ihnen zugegangen ist, vermerkt ist.

Vorsitzender Nr. Iarres : Wird dazu das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann erkläre
ich Punkt 2a nach dem Bericht und Autrage des Ausschusses als genehmigt.

Zu Punkt 2b ist derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Eberle : Nach 8 27 des Wahlgesetzes für die Provinziallandtage und Kreistage

vom 7. Oktober 1925 ist das Wahluerfahren, soweit es in: Gesetz selbst nicht geregelt ist, durch die Geschäfts¬
ordnung zu regeln. Es wird Ihnen nuu eine Wahlordnuug vorgelegt, die nach dem Wortlaut des Gesetzes
ein Bestandteil der Geschäftsordnung des Provinziallan'dtages wird. Im Geschäftsordnungsans,chuß
sind gegen die Vorlage Einwände nicht erhoben »norden. Bei späterer Durchsicht habe ich jedoch gefnndeu,
daß auf Seite 2 unter dem 814 in: ersten Satz eine Aenderung erforderlichist. Es heißt da: „Ueber die
Gültigkeitder Stimmzettel entscheid e t der Vorsitzende uud die Beisitzer." Dies ist einmal nach der Recht¬
schreibung nicht ganz richtig. Dann aber könnten, wenn es so stehen bliebe, auch sachlicheBedenken dagegen
aeltend gemacht'werden. Ich möchte Sie bitten, zu beschließen, daß es heißt: „Ueber die Gültigkeit der
Stimmzettel entscheid e n (statt entscheid e t) der Vorsitzendeund die Beisitzer."

Vorsitzender Dr. Iarres : Also anstatt entscheid e t entscheid e n. Dagegen erheben sich keine
Bedenken Wird sonst das Wort hierzu gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann darf ich feststellen, daß auch
hier entsprechend dem Antrage des Ausschussesentschiedenist.

Wir kommen zu . ^ „ e., > ^ ^ , ^,
Vunkt 3: Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der einge»
^ gan genen Anträge.

Die sämtlichenEingänge, die ich heute morgen Ihnen vorgetragen habe, haben den Aeltestenmt
beschäftigt Nach der Geschäftsordnungsind sie dem Provinzialausschuß zunächst überwiesen worden. Der
Vrovinzilllausschußwird morgen um 10 Uhr zusammentreten. Ich schlage Ihnen vor, die Entscheidung
des Provinzilllausschussesabzuwarten uud auf morgen 11'/«Uhr eine Vollsitzuug anzuberaumen. Um 3 Uhr
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würden dann die Wahlen stattfinden. (Zum Büro): Ich bitte um die Tagesordnung für die morgige um
11'/2 Uhr stattfindende Sitzung, (Znruf des Abgeordneten Knab: Um 12 Uhr, 11^ Uhr war für die Frak¬
tionen vorgesehenund 12 Uhr für das Plenum! — Zuruf des Abgeordneten Haas: Ja, es war so verein-
bart!) Also morgen um 12 Uhr Vollsitzung. Tagesordnung: Beschlußfassungüber die Vorlagen des
Provinzialausschüsses.Weiter kaun ich Ihnen heute keine Angaben machen. Sind Sie damit einverstanden?
Das ist der Fall. Dann ist unsere heutige Sitzung geschlossen, wenn das Wort nicht weiter gewünschtwird,
(Heiterkeit.)Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 6 Uhr 25 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Mittwoch, den 27. Januar 1926.

(Beginn: 1 Uhr 30 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Beschlußfassungüber die Vorschlägedes Provinzialausschüsseszu den eingegangenen Anträgen.
3. Antrag des Wahlprüfuugsausschusses auf Gültigkeitserklärung,

n,) der Wahlen zum Provinziallandtag,
d) der Feststellung vök Ersatzmännern für ausgeschiedeneAbgeordnete.

4. Um 3 Uhr: Vornahme der Wahlen,
n,) zum Preußischen Staatsrat,
d) zum Provinzialausschuß und
o) zu den Provinzialkommissionen.

VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet. Die Niederschriftüber die gestrige Plenar¬
sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses zur Einsicht offen. Schriftführer für die heutige Sitzung sind die
Herren Abgeordneten Elfes und Dr. Kirchner.

Meine Damen und Herren! Ich habe entsprechendder Beauftragung durch den gestrigenProvinzial-
landtag dem Herrn Geheimrat Olbertz unsere Grüße übermittelt. Er antwortet mit folgendem
Telegramm :

„Dem Provinziallandtage für Gruß und freundliche Wünsche herzlichenDank! Möge seine erste
Tagung im freien Düsseldorf zum Segen der Provinz gedeihen. Dr. Olbertz." (Bravorufe.)
Dann habe ich davon Mitteilung zn machen, daß ich gestern versäumt habe, bekanntzugeben,daß ich

dem früheren Landeshauptmann Herrn Dr. Renvers aus Anlaß des 70. Geburtstages auch die Glück¬
wünschedes Provinziallandtages übermittelt habe. (Beifall.) Herr von Nenvers hat seinen herzlichen
Dank dafür ausgesprochen.

Eingänge sind weiter nicht mitzuteilen. Bezüglich der geschäftlichen Behandlung der Ihnen gestern
vorgelesenenEingänge gestatte ich mir im Einvernehmen mit dem Aeltestenrat und den: Provinzialaus-
schuß folgenden Vorschlag.

Außer den sechs Petitionen, die ich gestern verlesen habe, liegen neuu Anträge der Parteien vor.
Der Aeltestenrat uud der Provinzialausschuß siud der Auffassung, daß das Wichtigstennd Eilbedürftigsto
einmal die Frage der Hochwasserentschädigungund des Hochwasserschutzes und zum zweiten die Behand¬
lung der Wirtschaftsnot',insbesondere des Problems der Erwerbslosenfürsorge, darstellt. Ich möchte vor¬
schlagen, in erster Linie die Frage der Hochwasserentschädigung und des Hochwasserschutzeszu behaudelu.Hier
liegt ein formulierter Antrag des Provinzialausschüssesvor, der im Zusammenhang mit den: Antrage der
kommunistischen Fraktion und dein Antrage der SPD. behandelt werden soll. Damit wäre auch die Petition
des Vereins der Holzindustriellenzu verbinden.

In zweiter Linie kommt die Frage der Wirtschaftsnot, insbesondere der Erwerbslosenfürsorge,
Hier liegen Anträge der KPD. und der SPD. vor. Damit wäre auch der Antrag der Stadt Neviges auf
Notstandsarbeiten zu verbinden.

An dritter Stelle kommt der Antrag der KPD., betr. die Ruhrkanrpfentschädigung,an vierter Stelle
der Antrag auf Aufhebung der Fürsorgepflichtverordnung, an fünfter Stelle die Anträge der SPD. und
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der KPD. wegen der Fürstenabfindung, an sechster Stelle der Antrag der KPD. auf Bewilligung von
Freifahrkarten für die Abgeordneten des Provinziallandtages und an siebter Stelle der Antrag der KPD.
auf Bewilligung von Legitimationskarten für die Abgeordneten des Landtages.

Zu sämtlichen Punkten liegt auch eine Stellungnahme des Provinzialausschussesvor. Ich schlage
Ihnen vor, die Angelegenheiten in dieser Reihenfolge zu behandeln.

Im Anschluß daran würden dann noch die übrigen Petitionen zu behandeln sein, und zwar die Peti-
tion der RheinischenReichsheimstättenzentrale,die Petition des Westfalenbundes, die Petition des Eifel»
Vereins und der übrigen Vereine bezüglich des Laacher Sees usw. und der Antrag Schande anf Aufwertung.

Sind Sie damit einverstanden, daß in dieser Reihenfolge verhandelt wird? Das ist der Fall, ich
stelle das fest.

Bezüglich der geschäftlichen Behandlung erheben sich einige Schwierigkeiten wegen des Vollzugs
der Proviuzmlausschuß-Wllhlen.

Auf der heutigen Tagesordnung steht auch unter Punkt 4 die Vornahme der Wahlen zum Preußischen
Staatsrat und zum Provinzialausschuß. Nach 8 2 der Wahlordnung können Wahlvorschlagenur bis zu
einem drei Stunden vor Beginn der Sitzung, in welcher die Wahlhandlung stattfindet, liegenden Zeit¬
punkte beim Wahlvorstande eingereichtwerden. Hält man sich strikte an diese Vorschrift, so müßten die
Vorschlägealle vor neun Uhr heute vormittag eingegangen sein. (Zurnf des Abgeordneten Haas: Vor
10 Uhr!) 12 weniger 3 ist 9, also vor 9 Uhr. (Zuruf eines kommunistischeu Abgeordneten: Die Sitzung hat
doch erst nach 1 Uhr angefangen!) Kein Wahlvorschlagist aber vor 9 Uhr eingegangen. Es würde nun ein
doppelter Weg möglich sei»: entweder wir beraumen eine neue Sitzung an, sodaß die Frist gewahrt ist,
oder wir machen von dem Satz 2 des z 2 der Wahlordnung Gebrauch. In diesem Satze heißt es: „Auch
nach diesem Zeitpnnkte bis zu Beginn der Wahlhandlung ist die Einreichung von Wahlvorschlägenzulässig,
weun der Landtag mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Provinziallandtags-Abgeordneten der nach¬
träglichen Einreichung zustimmt." Ich halte diesen letzteren Weg für den bequemeren. Nachdem ich mit
den FraktionsvorsitzendenFühlung genommen habe, bitte ich, sich mit Zweidrittelmehrheit damit ein-
«erstandenzu erklären,daß von dem Satz 2 des § 2 ausnahmsweise Gebrauchgemacht wird. Ich muß darüber
abstimmen lasseu und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zn erheben, ^ Ich stelle fest, daß das die Einstim¬
migkeit ist. Es wird dann so verfahren.

Meine Damen und Herren! Dann haben die Wahlvorstände, bestehendans dein Vorsitzendenund
zwei Beisitzern,die Wahlvorschlägevor der Wahlhandlung zn prüfen. Ich benenne auf Grund der Wahl¬
ordnung für die Wahlen zum PreußischenStaatsrat als Beisitzer die Herren Stnmk und Görlinger und bitte
dabei Herrn Görlinger, das Schriftführer«,,:! zu übernehmen. Die Herren müssen sich nachher mit mir
einen Augenblick entfernen, um die Wahlvorschlagezn prüfen.

Für die Wahlen zum Provinzialausschuß benenne ich die Herren Hommelsheim und Hack zu Bei-
sitzern. Auch diese Herren müßten sich mit mir der Mühe unterziehen, die Wahlvorschlagevorher zu Prüfen,

Wenn so beschlossenist, kann die Sitzung ohne Unterbrechungvorwärts gehen. Ich würde aber gegen
3 Uhr eiuen Abschnittin der Sitzung machen, um die Wahlen vollziehenzu können. Auch damit sind Sie
einverstanden. Wir würden den Redner, der um 3 Uhr spricht, ausrede,, lassen, aber dann eine Unterbrechung
zur Erledigung der beiden Wahlhandlungen vornehmen. Sind Sie damit einverstanden? Das ist der Fall,

Wir kommen dann zur Besprechungder Hochwasserentschädigungund des Hochwasserschntzes. (Zu¬
ruf des Abgeorduetcn Hoffmanu: Erst kommt doch der Antrag des Wahlprüfungsausschusses!) Ja, zunächst

Pnnkt 3 der Tagesordnnng: Antrag des Wahlprüfungsausschusses
auf Gültigkeitserklärung der Wahlen zum Pro u iuziallandta g und der
Feststellung von Ersatzmännern für ans g e s ch i e d e n e Abgeordnete,
' Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoffmann,

Abgeordneter Hoffma n n: Meine Damen und Herreu! Der Wahlprüfuugsausschuß hätte,
wenn er irgendwelcheEinsprüchebekommen hätte, sehr schwere Arbeit gehabt. So aber, da von keiner Seite
Einspruch erhoben worden ist, also keine Einsprüche vorlagen, hat der Wnhlprüfungsausschuß festgestellt,
daß die Wahlen nach den, Wahlgesetz in allen Bestimmungen richtig erfolgt siud. Er beantragt die Gültig-
keitserkläruug der gesamten Wahlen. .

VorsitzenderDr. Iarr e s: Sie haben den Antrag des Herrn Berichterstatters gehört. Das
Wort wird nicht gewünscht.Es ist entsprechendbeschlossen.

Abgeordneter Hoffmann : Bezüglichder Feststelluug der Ersatzmänner sind ja gestern bereits
durch deu Herrn Vorsitzendendie Mitteilungeu erfolgt. Auch hier hat der Wahlprüfuugsausschußdas R,ch-
tige festgestellt.
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Vorsitzender Dr, Iarres: Auch hier ist demnachbeschlossen.Wir kommendann zur
' Frage der Hoch Wasserentschädigung und des Hochwasserschutzes.

Ich gebe zunächstdem Herrn Landeshauptmann das Wort zum Bericht über die Verhandlungen
des Provinzialausschusses.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei der Be¬
messung der Größe des Unglücks, das uusere Nheinprovinz bei dem letzten Hochwasser betroffen hat, wird
meistens zunächst auf die Höhe des Wassers im Verhältnis zu den Hochwassern früherer Zeiten hingewiesen.
Da haben wir die entsetzliche Tatsache zu verzeichnen,daß wir das höchste Hochwasser seit dem Jahre 1784
gehabt haben. Am ganzen 19. Jahrhundert ist das Wasser nicht anf den Pegelstand von 9,10 gekommen,
den wir jetzt hatten. Die letzten großen Hochwässer waren 8,93 im November 1882 uud 8,52 im Januar
1883. Dann kam die erfreulichePause bis zum Januar 1920 mit 8,90, dann November 1924 mit 8,17 und
jetzt 9,10.

Man pflegt dann ferner auch auf den Umfang des Schadens, soweit er bisher abgeschätzt werden
konnte, hinzuweisen. Die jetzigen Schätzungen gehen auf einen Betrag von über 50 Millionen. Es ist ja
anzunehmen, daß hinterher bei der genauen Aufstellung sich manches noch abziehen läßt; aber wir werden
doch auf einer Zahl bleiben, die alles frühere übersteigt. Nicht weniger als 60 000 Im landwirtschaftlich
genutztenLandes haben unter Wasser gestanden. Aber, meine Damen und Herren, das ist nicht das Wesent¬
liche an der Größe des Unglücks, sondern das Wesentlichesehe ich in der Zeit, in die das Unglück hinein¬
gekommenist. Wenn uns ein solches Unglück in den 80er oder 90er Jahren oder vor dem Kriege getroffen
hätte, so wären wir der finanziellen Seite des Unglücks bei unserer damals blühenden privaten und öffent¬
lichen Wirtschaft verhältnismäßig leicht Herr geworden, wie wir das ja auch bei den damaligen ähnlichen
Unglücksfällengekonnt haben. Nun ist aber die Katastrophe in eine Zeit hineingekommen,wo die private
und die öffentlicheWirtschaft vollständig zusammengebrochenist. Vor allem die öffentlicheWirtschaft, an
die man ja zuerst zum Zwecke der Hilfeleistungdenkt, ist in Provinz und Kommune, da wo sie noch nicht
völlig zusammengebrochen,doch sicher an: Rande des Zusammenbruchs. Das Unglück hat uns eben getroffen,
nachdem wir Krieg, Besatzung, passiven Widerstand, Inflation, Deflation uud Erwerbslosigkeitdurchge¬
macht hatten und nachdem wir weiter die Umwälzung der Finanzwirtschaft mit der Entziehung der Finanz¬
quellen bei den Kommunen uud der Kouzentrierung dieser Quellen bei Reich und Staat und weiter den
Finanzausgleich mit der Herabsetzungder Beträge, die den Kommunen zufließen, bekommenhaben. In¬
folgedessensind Provinz und Kommunen heute schon nicht mehr in der Lage, auch uur ihren gesetzlichen
Aufgaben nachzukommen. Umso weniger sind sie natürlich imstande,außergewöhnlicheMittel zu bewilligen,
wie man sie hier erwarten müßte, um die vorhandenen Notstände zu lindern.

Wenn wir hier an dieser Stelle dabei zuerst an die Provinz denken, so möchte ich zur Erläuterung des
Gesagten eine Uebersicht über die heutige Finanzlage des Provinzialverbandes geben.

Dec vorige Provinziallandtag hatte einen Haushaltsplan aufgestellt, der in Einnahme nnd Aus¬
gabe mit rund 116 Millionen balancierte, wovon aber nur 10 ^ Millionen durch Provinzialumlage zu er¬
heben waren. Die Ausgaben dieses ordentlichen Haushaltsplans werden in ihrer Gesamtheit auch nicht
wesentlich überschrittenwerden. Bei einzelnen Posten — ich erinnere an die Straßenverwaltung — werden
Überschreitungen vorkommen; es werden aber auch wieder Ersparnissean anderer Stelle eintreten, so daß
von dieser Seite aus der Finalabschluß nicht ungünstig beeinträchtigt werden wird. Ganz anders aber ist
es mit der Einnahmeseite. Auf der Einnahmeseite hatten wir mit einem Eingang an Reichssteuernin der¬
selben Höhe wie im vorigen Jahre gerechnet. Durch den Finanzausgleich ist das aber in keiner Weise der
Fall. Wir werden an Steuerüberweisungen etwa 5 Millionen weniger bekommen,als wir erwartet hatten,
selbst unter Berücksichtigung des Mehrs an Kraftfcchrzeugsteuer,so daß voraussichtlich der ordentlicheHaus¬
haltsplan dieses Jahr mit einem Defizit von 5 Millionen abschließenwird.

Der vorige Landtag hatte aber noch ein übriges getan: In liberaler uud großzügiger Weise hatte
er eiuen außerordentlichenHaushaltsplan aufgestellt und in diesem außerordentlichen Haushaltsplan und
auf Grund besondererdein Landtage zugehender Vorlagen noch weitere 5,9 Millionen bewilligt, für die
eine Deckung überhaupt nicht vorhanden war. Die Deckungsollte entweder durch eine Anleihe gesucht
werden, die wir aber natürlich nicht bekommen haben, oder es sollte das Geld vorschußweisebei der
Lllndesbank entnommen werden. Nur das letztere ist uns möglich gewesen. Von diesem außerordent¬
lichen Haushaltsplan sind etwa 5,3 Millionen ausgegeben. Wenn Sie diese Beträge zusammenzählen, so
können Sie sich das augenblickliche Defizit in der Liquidität des Provinzialverbandes berechnen. Es
würde noch großer sein, wenn nicht auch ein Betriebsfonds von 3,4 Millionen zur Verfügung stände, über
den ja im Vongen Landtag auch berichtet worden ist. Aber nichtdestowenigerist die augeublickliche Lage
die, daß wir bei der Landesbank-einen ungedecktenVorschußvon 8,3 Millionen haben. Es grenzt m. E.
an Leichtsinn, bei der Landesbank so hohe Mittel auf dreimonatigen Kredit zu entnehmen, in der festen
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Ueberzeugung, daß wir auch nach drei Monaten in keiner Weise in der Lage sein werden, diese Mittel zu»
rückzuzahlen. Infolgedessen wären hier alle Unterlagen nnd alle Gründe dafür vorhanden gewesen, mit
einer bedeutenden Nnchtragsprovinzialumlage.an den Landtag heranzutreten, um eine solide Finanzwirt¬
schaft herbeizuführen. Der Provinzialausschuß hat aber cmf Grund eingehender Veratungen mit Rücksicht
auf die bekannte schwierige Lage der Stadt- nnd Landkreisegeglaubt, davon absehenzu sollen und zu ver¬
suchen, in der bisherigen unsoliden Weise wenigstens vorläufig weiter zu wirtschaften. Das Ergebnis wird
sein, daß das Defizit auf das nächste Jahr übernommen und der Vorschuß vorläufig noch weiter wachsen wird.

Wenn wir uns nun heute schon einmal fragen: Wie wird denn im nächsten Jahr der Haushaltsplan
aussehen?, so sind auch dabei die Aussichtenso traurig wie möglich. Nach den letzten Mitteiluugen, die wir
von Berlin bekommenhaben, werden wir im nächstenJahre nicht weniger als 8 Millionen weniger an
Steuerüberweisungen von Berlin bekommen (Lebhaftes Hört! hört!). Wie dafür eine Deckung beschafft
werden soll, ist völlig unerfindlich. Wenn dazu noch käme, daß die Ansprücheder Stadt- und Landkreise
ihnen einen Teil der Kraftfahrzeugsteuerauf Kosten der Provinz zu überweisen, durchgingenund wir somit
auch die Kraftfahrzeugsteuer für die Wegeuuterhaltung noch missen müßten, so würde das einen völligen
Zusammenbruch unserer Finanzwirtschaft bedeuten.

An diese Finanzlage, wie ich sie Ihnen jetzt geschildert habe, kommt nun die Hochwasserkatastrophe
und die Entscheidungder Frage, wie die Provinz sich ähnlich wie in früheren Jahren hier helfend beteiligen
kann. Früher waren die Grundsätze, die bei solchen Unglücksfällenfür die Hilfeleistung befolgt wurden,
die, daß ein Drittel der Staat, ein Drittel die Provinz und ein Drittel die Stadt- und Landkreise beisteuerten
und das Reich nichts gab. Diese Grundsätze paßten vielleichtauf die frühere Lage, können aber heute in
keiner Weise mehr aufrechterhalten werden. Sie beruhten darauf, daß die drei eben genannten Stellen als
finanziell ungefähr gleich leistungsfähig angesehen wurden. Man konnte ja vor dem Kriege vielleichtnoch
der Ansicht sein, daß die Kommunen noch leistungsfähiger wären als etwa der preußischeStaat. Heute
ist das Umgekehrted?r Fall. Nicht nur die schlechte Lage der Kommunen, sondern auch die verhältnismäßig
günstige Lage des preußischenStaates ist dabei ius Auge zu fassen. Der preußischeStaat ist in der Lage
gewesen, ohne besondereAnstrengungen einen wohlbalancierten Hanshaltsplan vorzulegen, und noch vor
einigen Tagen hat der preußische Herr Finanzminister in dem Haushaltsausschuß des Landtages eine
glänzende Schilderung der preußischenFinanzlage gegeben uud damit begründet, daß der preußische Staat
in der Lage wäre, auch heute noch große Mittel znm Aufkauf industrieller Unternehmungen aufzubringen
(Hört! hört! bei der WirtschaftlichenVereinignng). Bei dieser Sachlage dürfen wir heute auch vom Staate
etwas gauz anderes erwarten, als Kommunen und Provinz beisteuern. Aber auch das Reich wird sich nicht
mehr zurückhaltenkönnen. Es kann das nicht mit der billigen Redensart: Hilfeleistung iu solchen Fällen
ist bisher immer Sache der Vinzelstaatengewesen. Das mag der Fall gewesensein. Das verübte auch auf
den ganz anderen finanziellen Beziehungen zwischen Reich und Einzelstaaten, wie wir sie früher hatten.
Heute dagegen ist die ganze öffentliche Finanzwirtschaft beim Reich in einer Weise konzentriert,daß es auch
bei solche» Unglücksfällen,die einzelne Teile des Reiches treffen, aus seiner Ientralkasse mit eintreten muß
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr richtig!). Weiter kommt hinzu, daß die schwierige Lage, in der wir uns
befinden, die, wie ich eben sagte, das Schwerstean unseren: Unglück ist, doch mit Umständenzusammenhängt
— ich nenne Besatzungund passiven Widerstand—, deren Kosten zu Lasten des Reichs zu gehen haben.

Wenn nun aber auch die Finanzlage der Provinz, gleich der der Kommunen, eine so traurige war,
so hat doch der Provinzialausschuß sofort, nachdem das Unglück eingetreten war, sich schon am 4. Januar
in seiner Sitzung mit der Frage beschäftigt: Wie können auch wir vielleicht noch etwas beitragen? Und er
hat geglaubt, hier bis an die äußerste Grenze des finanziell Möglichen gehen zu sollen, vor allem auch, um
damit dem Staat uud dem Reich zu zeigen, daß auch die Beteiligten alles tun, was sie können, daß dann
aber auch der gleiche Grundsatz für die anderen gelten muß. Der Proviuzialausschuß hat demgemäß
beschlossen, sofort 200 000 Mark für die erste Hilfe zur Verfügung zu stellen. Da weitere bereite Mittel
aus unseren eigenen Quellen nicht zur Verfügung waren, wnrde weiter die Bereitwilligkeit ausgesprochen,
darüber hinaus noch 2 Millionen zur Verfügung zu stellen, wenn uns dieses Geld vom Staate vorgestreckt
würde. Das ist mit 1 Million geschehen. Wir haben dieselbeauf zehn Jahre zu einen: Zinsfuß von 6°/<,
übernommen und haben sie dann ebenfalls für die vorläufige Hilfsaktion zur Verfügung gestellt. Weiter
hat die Landesbank sich bereit erklärt, zunächst2 Millionen und dann nochmals weitere 2 Millionen als
Darlehen vor allem den Kommunen zur Verfügung zu stellen, die infolge des Hochwassersnun auch noch
bedeutende Ausgaben haben, wodurchder Mangel an bereiten Mitteln ihnen nmso fühlbarer wird. Diese
Darlehen werden zu 8^°/, gegeben. Weiter hat der Provinzialausschnß beschlossen, wegen der eigenen
Schäden, die der Provinz in Höhe von 440 000 Mark an Wegen, Straßen und Brückenentstanden sind, auf
eine Schadenersatzleistungoder Hilfeleistungvon anderer Stelle zu verzichten,vielmehr diesen Betrag ganz
aus ProvinzialmiUeln aufzubringen.
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Zu diesen Betragen sind dann von Staatswegen noch 2,3 Millionen zur Verfügung gestelltworden.
Die Hilfsaktion ist in den Händen des Herrn Oberpräsidenten konzentriert, der anch zunächstdie

Grundsätzeüber die Verteilung der Mittel nach Maßgabe der ministeriellenAnweisungen aufzustellenhat
und zum Teil auch schon aufgestellthat. Es handelt sich bei diesen Mitteln, die bisher aufgewendet worden
sind, aber nur um sogeuaunte erste Hilfe, d. h. nm die Erstattung der besonderenSchäden, die durch Auf»
Wendungenbei den Notmaßnahmen, durch Trockenlegungder Häuser, durch Vernichtung der Nahrungs¬
mittel usw. entstanden sind. Die weitere Hilfsaktion,die nach der genauen Abschätzung der Schäden kommen
soll, steht noch bevor.

Zu dieser Hilfsaktion muß, wie gesagt, iu erster Linie das Reich beitragen. Der Reichstag hat ja
auch dankenswerterweisebeschlossen:3 Millionen sollen von Reichswegen zur Verfügung gestellt werden.
Nach den letzten Nachrichten scheinen aber diese 3 Millionen sich irgendwie verflüchtigenzu sollen, sodaß
ein wesentliches Plus vielleicht durch diese 3 Millionen nicht herauskommt. Sie werden vielleicht an Preußen
zur Weitergabe gegeben. Aber Prenßen hat dann ja die Versnchnng,sie auf seiue Leistungenzu verrechnen.
Es bestände dann noch die Möglichkeit, 1 Million von der Provinz zu geben, wenn auch dieser Betrag von
Preußen darlehensweiseder Provinz znr Verfügung gestellt würde. Damit ist aber die alleräußersteGrenze
dessen erreicht, was die Provinz tun kann, und es muß mit aller Deutlichkeitden zuständigenStaats- und
Reichsinstanzengesagt werden, daß es nicht möglich ist, über die an sich schon in. E. ganz außergewöhulich
hohe Hilfeleistung einer so schwer bedrängten Provinz hinanszugeheu.

Der Provinzialausschußhat dann auch die bestimmteErwartung in seinem Beschlußausgesprochen,
daß diese Leistungen der Provinz den Anstoß zu einer, ebenso dem Maßstabe der Leistuugsfähigkeitent¬
sprechendengrößeren Hilfsaktion seitens der anderen beteiligten Stellen geben muß.

Nun ist mit Recht in der Öffentlichkeit und auch bei den Beratungen darauf hingewiesen worden,
daß es doch nun endlich die höchste Zeit sei, sich zn fragen, ob nicht solchen Schäden besser als bisher vorge¬
beugt werden könne. Die Beratungen und Erwäguugen über solche Schutzmaßnahmen sind schon sehr alt.
Es ist wohl zu hoffen, daß das jetzige Unglück den Anstoß gibt, daß sie aus den Aktenschubladen herauskommen
und man jetzt an ihre schleunige Durchführung herangeht. Es darf hierbei nicht gehen wie bei der den aller-
ältesten Provinziallandtagsmitgliedern wohlbekanntenNiers-Negnliernng, wo bekanntlich seit 1838 ständige
Kommissionenalle paar Monate die Niers auf und ab reisen uud ganze Säle von Akten bisher schon ent¬
standen sind, bis jetzt aber noch nichts Wesentliches geschehen ist. (hört, hört!. links).

Wenn wir uns nun fragen, wie der augenblickliche Stand der Erwägungen über die Hochwasser-
Schutzmaßnahmen ist, so muß zunächst hervorgehoben werden, daß schon, ehe das jetzige Unglück eintrat, auf
Grund der Unglücke der beiden letzten Jahre der Herr Oberpräsident die Veratungen darüber eingeleitet
und ein Hochwasserschutzprogrammausgearbeitet hatte, das in mehrfachen Beratungen durchgearbeitet
wurde, bei dem es zur Durchführung nur uoch an dem nötigen Gelde fehlte.

Die Maßnahmen, die hier in Frage kommen,zerfallen in zwei Teile. Einmal kann man sich fragen:
Ist es möglich, das Hochwasser aus dem Niederrhein fernzuhalten und es oben festzuhalten, damit es nicht
herunterkommt? Was hier in Frage käme, wäre vor allem die Frage der Talsperren an den Nebenflüssen.
Die Sachverständigensind aber der Ansicht, daß bei dem Umfang des Nheinwassersmit diesen Mitteln etwas
Wesentlichesgegen Rhe i n Hochwasser nicht zu machen ist. Die Hauptnebenflüsse: Neckar, Main, Mosel
und Lahn bringen solche Wassermengen herunter, daß die Mittel, die aufgewendet werden müßten, um
sie bei Hochwasser in Talsperren festzuhalten, so ungeheure wären, daß deren Aufbringung gar nicht in
Frage kommen kann.

Hierhin gehört auch die zweite schon häufig gehörte Frage, ob durch Aufforstungen in den Quell¬
gebieten etwas zu erreichen ist oder ob andererseits durch die AbHolzungen der Schaden dieses Mal vergrößert
worden ist. Beides wird ebenfalls von den Sachverständigen mit großer Wahrscheinlichkeit verneint.

Dann kommt die zweite Art der Maßnahmen, die dahin gehen müssen, die den Rhein von Zeit zn
Zelt immer wieder herabkommendenHochwasser in solchen Bahnen zu halten, daß sie keinen Schaden an»
richten. Hier ist in erster Linie die Freilegung des sogenannten Abflnßgebietes notwendig. Das sind die
^orlander ^ln Rhein zu beiden Seiten, die nur bei Hochwasser von Wasser überdeckt weiden, die aber bei
solchem Hochwasser regelmäßig dnrch die Ablagerung von Schlamm, Sand und Kies erhöht werden und
bei denen die Abflußmöglichkeit uoch durch alle möglichenkünstlichen Anlagen, wie Korbweiden, Schuppen,
Scheunen und Gebäude, die dort errichtet werden, erschwert wird. Eine der ersten Aufgaben wird nach
Ansicht der Sachverständigensein müssen, hier für eine Freilegung des Abflußgebiets zu sorge,:. Man hat
berechnet, daß bei Emmerich das Wasser infolge des nicht freiliegenden Abflußgebiets etwa 60 bis 80 ein
höher gewesen ist, als es bei gleichem Hochwasser des Mittelrheins früher war und als es bei freiliegendem
Abflußgelnet auch diesmal gewesenwäre. Allein im Bezirk Düsseldorfwird aber diese Maßnahme 12 Mil^
lionen kosten.
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Weiter kommt die Verstärkung der sogenannten Banndeiche in Frage. Es ist anzuerkennen, daß es
gelungen ist, diesmal, wenn auch mit Mühe und Not, die Vanndeiche zu halten. Sie habe» aber doch eine
Anzahl Schäden erlitten, die unbedingt ausgebessert werden müssen. Ebenso sind auf Grund der jetzigen
Erfahrungen Erhöhungen unvermeidlich. Weiter werden die Sommerdeiche, die das Hochwasser im Winter
herüberlassen,vielleichtzu Vanndeichen ausgebaut werdeu, soweit nicht landwirtschaftlicheInteressen ent¬
gegenstehen. Die Anlage von Pumpwerken an geeigneten Stellen kommt ebenfalls in Frage. Weitere Matz-
nahinen sind der Ausban und die Einrichtung von sogenanntenHochwasserwehrender Einwohner, die in
Notfällen in Tätigkeit treten.

Man spricht dann noch von zwei Maßnahmen, deren Durchführbarkeit aber ebenfalls skeptisch zu
beurteilen ist: eine sogenannte Hochwasserversicherungund die Ginrichtung von Hochwasserzwangsspar-
lassen, in denen die regelmäßig Hochwassergeschädigte,: einen Fonds anzusammeln hätten, der für Notfälle
zur Verfügung steht. Beide Wege können aber wohl kaum gegangen werden.

Als letztes kommen noch baupolizeilicheVerordnungen über das Bauen in gefährdeten Gebieten in
Betracht, die ebenfalls schon erlassen oder in Vorbereitung sind.

Alle diese Matznahmen werden jetzt hoffentlich uuter der Leitung der Staatsregierung zu eiuem
großzügigen und umfangreichen Programm zusammengefaßt und beschleunigtzur Durchführung gebracht
werden, nnd zwar — das mnß niit Nachdruck betont werden — im wesentlichenaus Staats- und Reichs-
Mitteln. Der Provinzialausschußhat allerdings in der Vorlage, die er Ihnen heute macht, anch seinerseits
den guten Willen zeigen wollen, indem er sich bereit erklärt hat, in den nächsten Haushaltsplan für diesen
Zweck 200 000 Mark einzustellenuud aus der uoch zur Verfügung zu stellenden einen Million anch Mittel
für die Hochwasserschutzmaßnahmen zu verwenden. Aber im wesentlichen — das darf ich nochmalsbetonen —
werden es Reich und Staat sein müssen, die hier helfen.

Aus diesen Erwägungen ist der Ihnen vorliegendeAntrag des Provinzinlausschusseshervorgegangen;
er lautet:

„1. Der Provinziallandtag erklärt sich mit der bereits erfolgten Bereitstellung von 1,2 Millionen Mark
für die Hochwassergeschädigten einverstanden, wovon 1 Million vom Staate dem Provinzialverband
als Darlehen auf zehu Jahre zu 6°/, gegeben worden ist.

2. Der Provinziallandtag erklärt sich bereit, für den gleichenZweck nnd für die unter 3) erwähnten
Hochwasserschntzanlagen noch eine weitere Million Mark bereitzustellen,wenn dem Provinzialverband
auch diese Million Mark auf zehn Jahre vom Staate vorgestreckt wird bei Mer Verzinsung von 6°/o.

3. Der Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausschuß, in den nächstjährigen Haushaltsplan
außer den 240 000 Mark, die vom Hochwasser1924 her noch fällig sind, und außer den Summen
für die Verzinsung und Tilgung der jetzt vom Staate gemäß 1) und 2) geliehenen zwei Millionen
Mark noch einzusetzen: 200 000 Mark zur Unterstützungdes Baues von Hochwasserschntzanlagen und
440 000 Mark zur Beseitigung der an den Straßen und Brücken des Provinzialuerbandes ent¬
standenen Schäden."
Dann schlägt der Provinzialausschuß Ihnen noch eine Maßnahme vor, die finanziell von nicht so

großer Bedeutung ist, nämlich den Verzicht auf die Rückzahlungder Beträge aus dem Jahre 1924, die
darlehusweise gegeben worden sind, in demselbenMaße, als der Staat auf diese Beträge auch verzichtet.
Der Antrag lautet weiter:
. „4, Provinziallandtag ist damit einverstanden, daß in Fällen, wo der Kreis der jetzt vom Hochwasser

Betroffenen mit dem Kreis der Betroffenen von 1924 zusammenfällt, bei der Rückzahlungder
Darlehn (ausgenommen die Landesbankdarlehn) für den Provinzialanteil dieselben Erleichterungen
gewährt werden, wie sie der Staat für seinen Staatsanteil in Aussicht uimmt.

5, Provinziallandtag erklärt, daß, nachdem der Provinzialverband unter äußerster Anspannung seiner
Finanzkraft alles ihm nnr Mögliche getan hat, um die Not der durch das Hochwasser Betroffenen
zu lindern, nunmehr Reich und Staat in bedeutend höherem Maße, als es bisher geschehen ist, Mittel
zur Durchführung der Hilfsmaßnahmen zur Verfügung stellen müssen,

6, Der Provinziallandtag beauftragt deu Provinzialausschuß, in Verbindung mit den zuständigen
Verwaltungsstellen eingehend zu prüfen, durch welche Mahnahmen in Iuknnft ähnlichen Kata¬
strophen vorgebeugt werden kann. Der Provinziallandtag erwartet, daß das hiernach systematisch
aufzustellende Hochwasserschutzprogrammmit Hilfe von Staats- und Reichsmitteln beschleunigt
zur Durchführung gebracht wird."
Ich glaube, wenu der Proviuziallandtag diesen Antrag annimmt, so wird er unserer schwergeprüften

Bevölkerung zeigen, daß auch von Provinzwegen alles geschieht, was in ihrer Kraft steht, um ihr zu helfen.
Wir dürfen dann wohl überzeugt sein, daß auch Reich und Staat den Notschrei aus der Nheinprovinzhören
und die Vorschläge und Anträge,mit denen wir an sie herantreten,auch ihrerseitsgenehmigenwerden, (Beifall.)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab als
Antragsteller.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren! Einen Teil der Ausführungen kann ich mir
ersparen, da der Vertreter der Verwaltung, der Herr Landeshauptmann, sie schon vorweggenommen hat.
Es ist über das Hochwasser und seine Ursachen in den Tagen seit Dezember soviel geredet und auch in den
Zeitungen geschrieben worden, daß es wohl den anwesenden Mitgliedern des Hauses und anch der Öffent¬
lichkeit hinreichendbekannt sein wird, auf welche Ursachen man in wissenschaftlichen Kreisendie Hochwusser-
klltastrophe zurückführt. Zum andern aber auch ist die Öffentlichkeit darüber orientiert, welcherSchaden,
zahlenmäßig ausgedrückt, aus dem Hochwasser entstanden ist, weiter aber auch darüber, welche Not und
welches Elend in breite Bevölkerungskreiseder Nheinprovinz hineingetragen worden ist. Wir betonen
folgendes zunächst als Partei der Arbeitnehmer, wir wissen aber auch, daß wir uns dabei mit einem großen
Teil der Mitglieder dieses Hauses, die unserer Fraktion nicht angehören, in Uebereinstimmung befinden:
am härtesten und schwersten sind von der Hochwasserkatastrophedie Arbeiter und Angestellten betroffen
worden, die einen bedeutenden Lohnausfall dadurchhatten und deren Existenzauf dem kargen Arbeitsein¬
kommen beruht, zum andern die Handel- und Gewerbetreibenden, die unmittelbar ihre Geschäfte durch
das Hochwasserlahmgelegt bekamen, weiter aber auch unsere Klein- und Mittelbauern und Winzer an
Rhein, Mosel, Nahe und den sonstigen Nebenflüssen.Diese Schichten,die schon durch deu Krieg, die Inflation,
die Besatzungund den Nuhrkampf in ihren wirtschaftlichen Grundlage« auf das tiefste erschüttert wurdeu,
zum Teil sogar aus ihrer selbständigenExistenz herausgerissenund in die Reihen des Proletariats hinein¬
geschleudertwurdeu, sind es wieder, die durch die Naturkatastrophe zum vielleicht fünften oder sechsten
Male innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren eigentlichvor das Nichts gestellt worden sind. Wir er¬
warten deshalb, daß auch dieses Haus sich bereit finden wird, alle Mittel, die nur ebeu flüssig zu macheu
sind, für die Geschädigten aufzubringen.

Ich will aber, um von vornherein jeden Zweifel zu beseitigen, betonen: Unsere Fraktion erwartet
nicht, stellt auch nicht den Anspruch, daß die Provinz einen großen Teil der Lasten übernehmen wird.
Der Herr Oberpräsident hat in seinen Pressebesprechungenund der Herr Landeshauptmann hat in seinem
eben hier gehaltenen Vortrage erklärt, daß, soweit man es übersehen kann, jetzt wohl mit einem Gesamt¬
schaden von 50 Millionen Mark zu rechnen ist. Diese schätzungsweise Angabe stimmt überein mit den Auf¬
fassungen,die in unseren Parteikreisen herrschen, und die bereits in einem Antrage unserer Landtagsfraktion
vor fünf Wochenihren Ausdruckgefunden haben. Wir schätzen auch den Schaden auf etwa 50 Millionen
Mark und sagen folgendes:

Von diesem Schaden können die betroffenen Gemeinden und die Rheinprovinz nicht mehr als ein
Fünftel und jeder von ihnen nicht mehr als ein Zehntel tragen, weil durch den Finanzausgleich die Lage
der Gemeinden, der Kreise und der Provinz geradezu katastrophalgeworden ist. Das Reich und der Staat
haben bei der Verteilung der steuerlichen Einkünftenicht d i e Ginsicht in die Notwendigkeitender Gemeinde-,
Kreis« und Provinzialpolitik und ihre Arbeitsgebiete bewiesen, die unbedingt erforderlich wäre. Unseres
Erachtens sind also die betroffenen Gemeinden und Kreise nicht in der Lage, die Quote des Schadens zu
tragen, die man früher als tragbar angesehenhat: Von Staat, Provinz, Kreis bezw. Gemeinde wird der
Schaden in einem Verhältnis von 1:1:1 getragen, oder die zur Verfügung gestelltenGelder sind so zu
teilen. Wir glauben also, daß die Provinz einen Teil des Gesamtschadens'übernehmen kann und die
betroffenen Gemeinden einen weiteren Teil; die übrigen acht Teile sind von Staat und Reich aufzubringeu.
Das Reich darf nur ja nicht glauben, daß es mit den 200 000 Reichsmark,die es dem Dispositionsfonds des
Reichspräsidenten überwiesen und aus denen 100 000 Mark für die Nheinprovinz geflossen sind, seiner
moralischenund rechtlichenVerpflichtungen gegenüber den geschädigtenGemeinden und gegenüber den
Hochwassergeschädigten Einzelpersonen entbunden wäre. Ich glaube, daß dieses Haus alle Veranlassung
hat, weil wir ja auch ein kommunales Parlament sind, gegenüber dem Staats- und Reichsparlament zum
Ausdruck zu bringen, daß der Weg, den Reich und Staat eingeschlagen haben, für die Provinzialverwaltung
und die Gemeinden der Nheinprovinz nicht gangbar ist.

Wir haben zu diesem Zwecke eine Entschließungeingebracht,die in etwas kürzerer Zusammendrängung
das enthält, was ich eben gesagt habe. Wir hoffen, daß in diesem Hause sich eine Mehrheit finden wird, die
unserer Entschließung zustimmt.

Der Herr Landeshauptmann hat in den sechs Punkten, die der Provinzialausschuß Ihnen zur An¬
nahme empfiehlt, unter Punkt 5 und 6 ebenfalls davon gesprochen, daß Staat und Reich in erheblich höherem
Maße zur Deckung der entstandenen Schäden beitragen, aber auch herangezogen werden müssen, um die
notwendigen Vorbeugemahnahmen gegen künftige Hochwasserkatastrophenzu ergreifen. Insofern deckt
sich rein dem anhalte nach ein Teil unserer Entschließungmit diesen beiden Punkten, die der Herr Landes¬
hauptmann Ihnen zur Annahme empfohlen hat. Wir glauben aber, daß die Form, die der Provinziell
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ausschuß und auch der Herr Landeshauptmann für seinen Antrag gefundenhat, nicht mit der nötigen Schärfe
das zum Ausdruck bringt. Wir glauben zum andern, daß es, wenn man schon nngefähr den Gesamtschaden
kennt, anch notwendig ist, in dieser Entschließungauch zahleumäßigzum Ausdruck zu bringen,was die Rhein-
proviuz von Reich und Staat an Entschädigung erwartet.

Meine Damen und Herren! Es gibt unter Ihnen welche, die so zartbesaitet sind, daß sie sagen: Das
wollen wir den späteren Verhandlungen überlassen; man kann doch nicht gut gegeuüber Reich und Staat,
die sich auch in einer großen Bedrängnis befinden, so schroff eine Forderung in der konkreten Zahl von 40
Millionen RM. zum Ausdruck bringen. Das ist schon an verschiedenen Orten von Vertreten: einiger bürger¬
licher Parteien betont worden. Aber, meine Damen nnd Herren, es ist merkwürdig,wenn die geschädigten
Großagrarier oder die durch den Nuhrkampf geschädigtenRuhrindustriellen oder 'irgendwelcheLeute, die
durch die Stabilisierungsperiode, die die Grundlagen anch eines Teils der Privatbetriebe erschüttert hat,
geschädigt sind, sich an Reich nnd Staat mit Eingaben wenden, dann sind sie nicht von einer solchen Be¬
scheidenheit, wie es gewöhnlichdie öffentlichenKörperschaften,die Genwinde, Kreise nud Provinzen, sind
(Sehr gut! bei den Kommunisten). Tann finden wir, daß die betroffenen Unternehmer ihre Schäden von
Sachverständigen, die gewöhnlichnach ihrem Geschmack sind, abschätzen lassen und sagen: Mein Netrieb
bedarf, nm weiter aufrecht erhalten zu werden, immerhin einer Snmme von 20 Millionen. Sie drücken in
einer konkreten Zahl aus, was Sie von Reich und Staat erwarten. Auch wir in Köln haben im Hochwasser¬
ausschuß von einer ganzen Anzahl privater Firmen (Holzhandelsfirmen usw.) Anträge auf Darlehen in
einer konkreten Höhe bekommen,damit sie ihr Geschäft weiter anfrecht erhalten können, auch von solchen
Firmen, wo nachher durch die amtlichen Hochwasserausschüsse der Stadt Köln festgestelltwurde, daß die
betreffenden Firmen nicht wirklich in dem Maße geschädigt waren, als sie es dargelegt hatten, daß sie schon
längst am Wackeln waren, ehe das Hochwasser kam, nnd daß sie wahrscheinlich schon längst in die Binsen
gegangen wären, wenn sie nicht ihre Gläubiger auf die Summen hätten vertröstenkönnen,die sie jetzt even¬
tuell aus öffentlichenKassen erwarten. Meine Damen nnd Herren! auch die Herren vom Zentrum in Köln,
die in den Hochwasserausschüssen mittätig sind nnd auch an Ort und Stelle mit die Schäden abschätzen gehen
— in der Kölner Stadtverordnetenversammlung ist dieser Beschluß gefaßt worden —-, auch Mitglieder
anderer bürgerlicherFraktionen in Köln haben wiederholt betont, daß auch ihneu schon Fälle vorgekommen
sind, wo gewisseHochwasserspekulautenglauben, man könnte jetzt meinetwegen mit Sodener Mineral-
Pastillen, die schon zwei Hochwasser haben über sich ergehen lassen, zum dritten Male auch noch ein Geschäft
machen (Heiterkeit). Ich führe das um an, um Sie davon abzuhalten, heute in Ihren Forderungen gegen¬
über Reich und Staat zu bescheiden zu sein, nämlich dann, wenn es sich, wie jetzt, darum handelt, einmal
Gelder zu bekommen,die ja nicht von uns unmittelbar an die einzelnen Privatgeschädigteilgegebenwerden,
sondern wir verlangen, daß die Gelder von Reich nnd Staat auf dem Wege über die Provinz an die Kreise,
Städte und Gemeinden fließen sollen, und es ist Aufgabe der Gemeindevertretungen und Gemeindeve»
waltunaen, eine Kontrolle über die Verteilung dieser Mittel durchzuführen.

Ich möchte aber die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, ohne anch heute hier zu sagen: Wir sind
durch die Entschädigungenin den Jahren 1920 und 1924 und durch die Art und Weise, wie sie in verschiedenen
Städten und Gemeinden der Rheinprovinz ausgeteilt worden sind, sehr, sehr mißtrauischgeworden. Wir
wissen, daß in gewissen kleinen Orten an Rhein, Mosel und Nahe bestimmte Großgrundbesitzerimmerhin
einen solchen Einflnß haben, daß er sich anch auf die Verteilung dieser Mittel auswirkt und daß dann, wie ge¬
wöhnlich im Lebeu, der Kleinste zu kurz kommt und dem, der vieles hat, anch noch vieles gegebenwird. Des¬
halb möchten wir doch empfehlen,daß auch der Provinziallanding seinem Willen dahin Ausdruck gibt, aus
den Mitteln, die doch recht karg bemessenwerden, iu erster Linie einmal die Minderbemittelten,
die heute schwer um ihre Existenz ringen müssen — Kleinbauern,Winzer, Handwerker,Kleingewerbetreibende
und Arbeitnehmer—, zn bedenken. Wir glauben, daß es notwendig ist, dies anch in einer öffentlichenSitzung
zum Ausdruck zu bringen. Wir haben in Köln, bei dem Hochwnsser 1920 auch die Erfahrung gemacht, daß
gewisse Leute versuchen,ein Geschäftzu machen, und sehr viel kleine Leute, zum Teil aus Unkenntnis der
Wege die sie zu gehen hatten, nicht in den Genuß einer Entschädigunggekommen sind. Im Kölner Stadt«
Parlament sind acht Hochwasserschäden-Kommissionen aus Vertretern der Stadtverwaltung uud der Stadt-
verordneten gebildet worden, nnd wir können sagen, daß beim Hochwnsser 1924 uud auch beim diesjährigen
Huchwasser keine Beschwerdenaus den Kreisen der betroffenen Bevölkerunggekommensind, weil die Volks
VertreterGelegenheit hatten, sich an Ort und Stelle mit den Leuten ins Benehmen zu setzen.

Meine Damen und Herren! Wir wollen Ihnen aber die Prüfung Ihres Gewissens möglichst er¬
leichtern. (Oberbürgermeister Abgeordneter Farwick schüttelt verneinend mit den: Kopf) — Ich habe
nicht behauptet, Herr Farwick, daß Sie ein Gewissen haben (Heiterkeit, Sehr gut! bei deu Kommunisten).—
Wir ber,nlrc.gendechalb, daß die Entschließung,die wir Ihnen vorgelegt haben, in der Abstimmuuggeteilt
wird und zwar so, daß die beiden ersten Abschnitte zunächst zur Abstimmunggestellt werden und daß dann
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der letzte Abschnitt,der mit den Worten beginnt: „Der Provinziallandtag, fordert die Parteien des Reichs-
tages und des Landtages, die Reichs- und Staatsregiernng auf" zur Abstimmung kommt.

Wir haben des weiteren beantragt, daß die Snmme von 800 000 Mark als verlorener Zuschußan
die «reise und (Gemeindengegeben werden soll uud daß Sie heute über diesen Antrag abstimmen sollen.

Meine Lame» nnd Herren! Die Provinz hat ja bisher ans Beschlußdes Provinzialausschussesnur
W0N00 Mark i> lcmctz pc'rclu bewilligt. Wir wolleu dieseu verlorenen Zuschußum 800 000 Mark auf deu
Betrag von einer Million Goldmart erhöhen. Dazu kämen dann die 4 Millionen, die die Landesbank zu
einen: unserer Auffassung uach sehr hohen Prozentsatz an die betroffenen Nommnnen nnd Kreise vergeben
hat. Wir wünschen,daß dieser Prozentsatzvon 8^ ^f 5> reduziert wird. Die Herren von der Landesbank
werden sagen: Wir ans unseren Machtvollkommenheitenkönnen das nicht, denn wir sind ja durch gewisse
gesetzlichePorschriften gebunden. Es ist aber möglich, daß der Provinzialverband einen Teil des Zinsfußes
auf eigenes Konto übernimmt. Wir haben uns deshalb erlaubt, Ihnen unter Punkt 2 vorzuschlagen,daß
die Differenz zwischen 8'/^ und 5"/„ auf den Provinzialverband übernommen wird. Das würde eine jährliche
Last von rnnd 140 000 Reichsmarkdarstellen. Für die eine Million, die wir aus Staatsmitteln als Darlehen
erhalten haben nnd die an die Gemeinden nnd Kreise weitergegebenwerden, fordert der Staat der Provinz
einen Zinsfuß von l/),, ab. Die Provinz hat also hierfür eine Zinsenlastvon 60 000 Mark pro Jahr zu über¬
nehmen. Wenn wir nnn einer weiteren Million, entsprechend dem Antrage des Provinzialausschusses
nnter 2, nnsere Zustimmung gebe,:, so wird das eine weitere Belastnng der laufenden Ausgaben der Provinz
von 60 000 Mark im Jahre ausmachen. Wir würden also eine Iinsenlast von 120 000 Mark übernehmen.
Nuu, meiue Damen nnd Herren, glaube ich doch, daß wir als Provinzialverband und Landtag alle Ursache
haben, gegenüber dem Staate zu betonen, daß ein Zinsfuß vou 6"/^ für eiu Darlehen, das den Zweck hat,
die Schäden zu beseitige», die durch das Hochwasser entstanden sind, vollkommenungerechtfertigt ist. Wir
müssen dem Staat gegenüber znm Ausdruck bringen, daß er uus dieses Geld zinslos oder, falls das abgelehnt
wird, zu einem wesentlichgeringerei: Zinsfuß überlassen soll.

Meine Damen nnd Herren! Wir haben nun zu den beiden Anträgen, noch 800000 Mark at'onäF perciu
zu bewilligennnd die Zinsdiffcrenzauf deu Provinzialverbaud zu übernehmen, einen Zusatzantrag gemacht,
der Ihnen ja in der Vorlage zur Kenntnis gebracht worden ist. Wir ziehen diesen Znsatzantrag auf Grund
einer Besprechung zwischen der sozialdemokratischen und unserer Fraktion zurück. Wir schlagen Ihnen im
Namen der sozialdemokratischen und der kommunistischeu Fraktion vor, an Stelle dieses zurückgezogenen
Znsatzantrages folgenden Znsatzantmg anzunehmen:

„Zur Verteilung der Zuschüsse und Darlehen wird beim Oberpräsidenten eine lögliedrige Kommis>
sion aus Mitgliedern des Provinziallandtages eingesetzt, die das Recht hat, Pürgermitglieder aus den Reihen
der Hochwassergeschädigtenhinzuzuziehen."

Sie sollen also zuuächst einmal diese Konmüssiondes Provinziallandtages bilden, die dann zn den
staatlichenOrganen der Provinz tritt nnd ihr Gutachten über die Verteilung der öffentlichenGelder ab¬
gibt. Zweitens sollen Sie dieser Kommissiondas Recht verleihen, je nach den Verhältnissen Vertreter der
Hochwassergeschädigten hinzuzuziehen,um deren Meinung zu hören, die sich auf die Kenntnis der örtlichen
Verhältnisse gründet. Meine Damen und Herren! Diese Meinung kann unter Umständen sehr wertvoll
sein. Wir haben in Köln das auch inoffiziellgemacht nnd haben ans den Reihen der Hochwassergeschädigten
eine solche Fülle von Angaben bekommen,daß es den Vertretern der öffentlichenVerwaltungen gelungen
ist, eine ganze Reihe von ungerechtfertigt gestellten Ansprüchen angeblich Hochwassergeschädigterzurück¬
zuweisen. Auch wir haben ein Interesse daran, daß das Hochwasser nicht von Spekulanten ausgenutzt wird,
die bereit sind, jede Not des Volkes anszunutzeu, um ihren Geldbentel zu füllen. Aus diesem Grunde haben
wir den Zusatzantrag in: Einvernehmen mit der sozinldcmokrntischen Fraktion gestellt. Wir bitten Sie,
diesem Iusatzantrage Ihre Zustimmung zu geben.

Es würde uns in diesem Zusammenhang anch interessieren,von dein Vertreter der Staatsregierung,
dem Herrn Oberpräsidenten, zn hören, ob er glaubt, daß uach Lage der Dinge die Staatsverwaltung hier
in der Nheinprovinz mit diesen: Ausschuß zusammenarbeiten kann, nnd wie bisher die Gelder unterverteilt
worden sind.

Meine Damen und Herren! Ich habe dann zn den Anträgen des Provinzialausschusseszu bemerken,
daß wir den Anträgen nnter Nummer 1, 2, 3 und 4 zustimmenwerden. Wir werden aber, bevor der Antrag
unter 5 nnd 6 zur Abstimmung gestellt wird, zunächst furderu, daß über unsere Entschließungabgestimmt
wird, einmal, weil unsere Entschließungals erste eingebracht worden ist, und znm zweiten, weil sie in ihren
Forderungen weitergehend ist als die Forderungen, die der Herr Landeshauptmann unter Nummer 5 und
6 begründet hat. Wir haben in unserer Entschließuugnm Schluß ferner gefordert, daß das Reich in Ver
bindung mit den Uferstaaten die Ursachen des Hochwassers ergründen soll und daß es auch in Verbindung
mit diesen Uferstaaten d,e Schutzmaßnahmen gegen künftigeHochwasserkatastropheneinzuleiten hat. Wir
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sind der Auffassung,es genügt nicht, daß allein das deutsche Reich mit den anliegenden Freistaaten Preußen,
Hessen, Bayern und Baden diese Ursachen ergründet und für Abhilfesorgt, sondern es müssen alle Staaten,
die von der Quelle bis zur Mündung des Rheins liegen, dieses Problem anpacken. Das würde bedeuten,
daß man mit Frankreich, mit Holland und auch mit der Schweiz iu Verbindung tritt, nm die notwendigen
Aufgaben dnrchführen zu können. Unsere Auffassungnach ist die Technik soweit fortgeschritten,daß es bei
Bewilliguug von Mitteln uubedingt gelingen muß/künftigen Hochwasscrkatastrophenuorznbeugen. Wir
glaubeu, daß diese Art uud Weise des Hochwasserschutzes viel geeigneter ist, Schaden zu verhüten nnd Not
zu beseitigen, als nachträglichMillionen au Entschädigungenauszugeben, ohne die Gewähr zu habeu, daß
nicht in einigen Monaten oder ini nächstenJahre eine zweite Hochwasserkatastrophebon vielleichtnoch
tieferer Wirkung eintreten wird als die vorhergehende. Schon vom rein kaufmännischenGesichtspunkte
aus würde das die praktischste Behandlung tyr Hochwasserfragesein, die wir uns denken können. Aber
auch vom Standpuukte der Arbeitnehmer aus würden wir es als eine Maßnahme begrüßen, die geeignet
ist, vielen Tausenden oder Zehntausenden von Erwerbslosen Arbeit und damit auch Brot zu geben.

Zur Eröffnung des Landtages haben der Herr Oberpräsident und der Herr Alterspräsident ausge°
führt: Nicht verzagen, sondern arbeiten! Dann werden wir wieder einen Weg nach oben fiudcu! Meine
Damen und Herren! Wir unterscheidenuns hier grundsätzlich von Ihneu. Wir wissen, welche Ursachen die
heutige Arbeitslosigkeit herbeigeführt haben, Ursachen, die in den inner» nnd außenpolitischenWidersprüchen
der kapitalistischen Gesellschaft selbst begründet sind. (Sehr richtig! bei den Nommuuisteu.) Wir sagen Ihneu
aber andererseits: Wo eben nur Arbeitsgelegenheit zu schaffen ist, habeu wir die Pflicht, sie zu schaffen
Mit schöueu Worten können wir den Erwerbslosen nicht helfen. Geben wir ihnen Arbeit! Das können wir,
wenn wir mit der nötigen Entschlossenheituud Bereitschaft uns hinter die Fordernngen stellen, die der
Provinzialausschuß und unsere Fraktion Ihnen unterbreitet habeu.

Zum Schluß noch eins! Betreffend der Forderung des Vereins der Holzindustriellenvon Rheiu
land und Westfalen ist auch unsere Fraktion der Ansicht,daß nur als Provinziallandtag uus uicht mit den
einzelnen Geschädigtenoder mit seinen Interessenverbändcn zu befassen haben. Diese haben sich vielmehr
au die betreffenden Kommunal- und Kreisstellenzu weuden, wcuu sie glauben, Ansprüche stellen zu müssen.
Wir können uns jedenfalls für eine Beschlußfassung über diesen Autrag nicht aussprechcn. Wir wären anch
nicht dafür zu haben, weil wir sowohl durch die Petition als auch durch die beigeheftete Denkschriftden
Eindruck bekommen haben, daß es sich dort um ein planmäßiges, organisiertes Vorgehen handelt, das bereits
technisch so vollkommenorganisiert ist, daß es den Vertretern der öffentlichen Körperschaftensehr schwer
werden würde, überhaupt zu unterscheiden, was direkte Schäden sind und was Schäden sind, auf dereu
Ersatz man einen Anspruch erhebt, ohne ihn mit Tatsachen belegen zn können. Ans diesem Grunde, meine
Damen uud Herren, können wir uus nicht für die Forderung des Vereins der Holzindustriellenaussprechen.

Wir uehmen aber an, daß unsere Forderungen Ihre Zustimmung finden werden. Seien Sie sich
bewußt, daß Hunderttausende von Geschädigtenin der Nheinprovinz heute auf die erste Tagung des neuen
Provinziallandtages blicken und erwarten, daß von ihm weitgreifeude Maßnahmen getroffen werden, um
die eingetretenen Schäden zu beseitigen und künftiges Unheil zu verhüten. (Beifall bei den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Pitard.
Abgeordneter Pikard: Meine Damen und Herren! Im Auftrage unserer Fraktion habe ich zu

diesem Punkte der Tagesordnung zu erklären, daß wir mit der Provinzialverwaltuug der Ansicht sind, daß
die Schäden, die nuumehr in einer Reihe von hintereinander folgendenJahren insbesondereüber das Gebiet
des Rheines durch die Hochwasser gekommeusind, nicht allein oder auch nur überwiegend durch die Mittel
der Provinz gedeckt werden können. Wir sind vielmehr der Meinung — darin schließe ich mich auch dem
Herrn Vorredner an —, daß Staat und Reich die Ehrenpflicht haben, für die Hochwassergebiete mit allein,
was zur Verfügung ist, einzutreten, insbesondere für das Rheinland, das ja durch die ganzen politischen
Verhältnisseder letzten Jahre aus einer Krise indie andere gekommen ist und wo die Lage sowohl des Prole
tariats als anch der Gewerbetreibenden eine solch schwere ist, daß es nicht möglich ist, aus sich heraus irgend¬
welche besondereAnstrengungen zu machen, sondern daß nur glauben, das Recht zu haben, von Staat und
Reich die größte Hilfe in Anspruch zu uehmen.

Ich möchte dann etwas zu den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns sagen. Auch ich bin der
Ansicht — uud mit mir die Fraktion —, daß wir uus heute uicht iu Schilderungen der Einzeldingeder Hoch
wasser in Deutschland und insbesondere im Nhciugebiet ergehen wollen, sondern daß das Schwergewicht
unserer Erwägungen auf die Vorbeugung gelegt werden muß. In der Beurteilung der Zweckmäßigkeit
der Talsperreu in den Nebeutäleru des Rheines vermag ich dein, Herrn Landeshauptmmm doch nicht so ganz
zu folgen. Ich meine, wir sollten doch etwas eingehender der Frage nähertreten, ob Talsperreu wirklich so
überflüssigsiud, wie sie teilweisevon Fachleuten hingestelltwerden.
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Ich selbst habe in Gemeinschaftmit einigen unserer Reichstags- und Landtagsabgeordneten während
des Hochwassers das Gebiet im RegierungsbezirkKoblenz und auch in Trier besucht und habe dort auch Fach¬
leute gesprochen,die der Ansicht sind, daß sehr wohl durch Talsperren etwas zu erreichen ist. Eine solche
Regulierung könnte m. E. doch wesentlich helfen, wenn auch uatürlich nicht vollständig.

Bezüglichder Dammbauteu stimme ick mit dem Herrn Landeshauptmann vollständigüberein. Ich
möchte hier insbesondere einen Fall herausgreifen — vielleichtkann die Provinzialverwaltung da etwas
nachhelfen—: Das Gebiet um Neuwied herum ist bei dieser Katastrophe ganz besonders mitgenommen
worden Ick habe hier Photographien aus diesem Gebiet uud lege sie auf den Tisch des Hauses zur gefälligen
Ansicht. Dort bat der Rhein bei großem Hochwasser die Neigung, in das alte Bett zurückzufließen.Durch
diese unglückliche geographische Lage wird Neuwied nicht etwa nur von einer Seite vom Hochwasser erfaßt,
sondernes wird vom Hochwasser eingeschlojsen, so daß die ganzen Geschäftshäuserusw. vollständig von jedem
Verkehr abgeschnitten sind und die Lebensmittel mit Kähnen usw. herangeschafft werden müssen. Ein
Dammbau zur Ablenkung des alten Nheinbettes ist eine unserer ersten Aufgaben, wenn wir das ganze
industrielleGebiet dort vor einer Wiederholung eiuer solchen Katastrophe behüten wollen. Wenn wir mit
aller Energie an diese Aufgabe Herangehen,leisten wir aber auch ein gutes Stück Arbeit zur Behebung der
Arbeitslosigkeit,indem zweckmäßige Arbeit gemacht wird, die ihren dauernden Wert behalt und dement¬
sprechendFrüchte trägt.

Ich möchte dann zu dein Antrage sprechen, den meine Partei gemeinsam mit der Kommunistischen
Partei gestellthat, eine lögliedrige Kommissionbeim Herrn Oberpräsidenten zu bilden. Wir kommen zu
diesem Vorschlage,weil wir auch mit der Art, wie bishemn die Mittel verteilt worden sind, die allertrübsten
Erfahrungen gemacht haben. Ich möchte hier nnr an den Hochwasser-Skandalerinnern, der sich in Vallendar
abgespielthat, der dem Herrn Oberpräsidenten wohlbekannt ist. Es darf nicht wieder vorkommen,daß die
Verteilung auch der örtlichen Mittel ohne jede Kontrolle der Öffentlichkeit geschieht und daß sich daran
Leute bereichern,die wirklich keinen Anspruchauf Hilfe haben. Ich meine, bei der diesmaligen Verteilung
hat jeder auszuscheiden,der irgendwelcheAnsprücheauf Ersatz vernichteter Kellervorräte usw. erhebt. Hier
war Gelegenheit, vorzubeugen und Maßnahmen zu treffen. Hochwasser-Gewinnlerwollen wir hier nicht
wiederkehrensehen. Aus diesem Grunde haben wir den Antrag gestellt. Ich glaube, jeder der Anwesenden
wird aus dieseu gerechtenErwägungen heraus dem Antrage seine Zustimmung geben.

Dann möchte ich noch eine andere Sache zur Sprache bringen. Vor einigen Wochen hat beim Herrn
Oberpräsidenten eine Konferenzder Bürgermeister usw. stattgefunden. Dort ist auch die Frage aufgeworfen
worden, ob aus den Geldern, die von Reich, Staat nnd Provinz aufgebracht worden sind, auch diejenigen
unterstütztwerden könnten,die durch das Hochwasser arbeitslos geworden sind. Das ist, soviel mir mitgeteilt
worden ist, abgelehnt. Man hat die Leute an die Erwerbslosenfürsorgeverwiesen. Wir hatten dann auch
noch mit Schwierigkeitenzu kämpfen, daß die Leute ohne die Karenzzeit in die Erwerbslosenfürsorgehinein¬
kamen. Wenn das den Tatsachen entspricht,so müssen wir hiergegen Verwahrung einlegen. Wir sind der
Meinung, daß die durch solche Naturgewalten Geschädigtenauch sofort und ausreichend unterstützt werden
müssen.

In den Anträgen, die die Kömmunistische Partei gestellthat, kann ich im Auftrage meiner Fraktion
erklären,daß wir nicht in der Lage sind, diese Anträge anzunehmen. (Zuruf des Abg. Kuab: Auch die Ent¬
schließung?) Nicht deshalb, weil die Summen vielleicht nicht dem entsprächen, was aufgewendet weiden
müßte, sondern weil wir sie mit den gegebenen^erbältnissen nicht in Einklang bringen können und der
Meinung sind: Um reine Agitationsanträge zu stellen, ist die Sache doch letzten Endes etwas zu ernst
(Hört! hört! - Rufe und Lachen bei den Kommunisten. Zuruf des Abg. Knab: Mach Dich doch nicht lächer¬
lich !) Ob ich mich lächerlich mache, das werden Sie mir schon überlassenmüssen;darum frage ich Sie nicht,
Herr Knab. — Uns leitet das Bestreben, aus den Verhältnissennnd den vorhandenen Mitteln herauszuholen,
was für die Geschädigtenherausznholen ist. Wir werden deshalb dem Antrage des Provinzialausschusses
zustimmen. Ich bitte Sie aber, auch unserem Antrage zuzustimmen, der die Kontrolle durch die
15gliedrigeKommissionwill.

Stellvertretender VorsitzenderNr. Saaßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Weber-Kray.
AbgeordneterWeber- Kray: Wenn die Diskussion aus dem Hause zu dem hochernsten Gegenstande:

Hllfe den Hochwassergeschädigten!wirklich greifbare Ziele sich stecken will, dann ist für diese Diskussion auch
von vornherein der Nahmen ziemlich bestimmt gesetzt. Man wird draußen erwarten, daß gerade auf dieser
eisten Tagung, unter dem unmittelbaren Eindruck der Katastrophe, hier aus dem Hause sich ernste Stimmen
geltend machen,die auf die Größe der Schäden hinweisen. Sicher haben alle hier im Hause, auch diejenigen,
die mcht unmittelbar hier im Saale sind, Material und Möglichkeit,aus ihrer engeren Heimat irgendwelche
Schäden aufzuzeigennnd Schilderungen über die Schäden zu geben, die sich durch die letzte Katastrophe dort
herausgestellthaben. Wir können nicht behaupten, daß die Nheinprovinz allein unter den Schäden leidet. Wir
können aber ledenfalls behaupten, daß die Rheinprovinz ganz besondersschwer darunter gelitten hat, und wir
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müssen sagen, daß der Rhein, diese alte Kulturstraßemit all den schönen Ufern, mit all den prächtigenStädten
und Fluren, in erster Linie heute ein Anrecht darauf geltend zu machen hat, daß mau der Not, die diese Straße
betroffen hat, nun auch in unserem weiten Vaterlande Rechnung trägt. Wir brauchen nicht nur den Rhein
zu nennen; wir können im selben Augenblick mit dem gleichen Recht auch die Nebentäler nennen; aber deren
Einzelaufzählungwürde uns vielleicht der Gefahr aussetzen, irgendeinan sich sicherlichwertvollesTeil unserer
Nebentäler zu vergessen. Ich glaube, man kann ruhig zugeben, daß das Rheinland nun einmal den Vorzug
hat, alle diese wunderbaren Naturschönheitensein eigen zu nennen, weil es diesen wunderbaren Strom und
diese schönen Täler hat; dann hat aber das Rheinland im gegenwärtigen Augenblick mehr als alle anderen
Landstriche unseres Vaterlandes auch die Nachteileerfahren müssen, die gerade mit dieser besonderenNatur»
gäbe verbunden sein können. Ich habe gesagt: Schäden sind überall; ihre Aufzeichnungwürde ein überaus
abwechseluugsreichesBild gebeu. Der Herr Vorredner hat sogar Photographien auf deu Tisch des Hauses
gelegt über Schäden, die Neuwied erlitten hat. Man braucht schou nicht mehr zu fragen: Was hat Neuwied
alles erlitten, was haben die Großstädte für einen Schadeu, was hat das Gewerbe, was hat die Landwirt¬
schaft an Schaden erfahren?, sie alle sind schwer getroffen, arm uud reich, ohne Unterschied, ist von dem gegen¬
wärtigen Notstandbetroffen. Die Mosel, der Niederrhein mit seinen Weiden, sogar die Ruhr, meine engere
Heimat, die sonst vielleicht nie in dieser Weise als besondere Trägerin von Hochwasserschäden bekannt geworden
ist, war diesmal ebensowenigausgeuommen wie auch die Wupper mit ihrer gewerbefleißigeuBevölkerung.
Nicht der Reiche, der Besitzende, hat allein darunter zu leiden, sondernauch der kleine Mann, wie die Herren
Vorredner das ebenfalls schon dargelegt haben; der kleine Hausbesitzersowohl wie auch der Mieter, der in
seinem Hausrat betroffen worden ist. Auch Arbeitslosigkeitist durch deu Wasserschaden iu ganz besonderen!
Ausmaße entstanden. Man wird dem Herrn Vorredner darin sicher folgen müssen, daß, soweit gerade durch
diese Katastrophe Menschen in die Erwerbslosigkeithineingebrachtworden sind, man sicherlich auch fordern
muß, daß sie in die Möglichkeit hineingesetztwerden, die für die Erwerbslosigkeitnun einmal bestehenden
gesetzlichen Einrichtungen auch genießen zu können.

Nun wird man im Augenblick, je nachdem man mit besonderemTemperament versehen ist, oder je
nach der Größe und Kraft seines Glaubens an die Finanzkraft der Provinz, des Staates und des Reiches
verschiedene Wege suchen, um Abhilfe zu schaffen. Man wird auch, wie Herr AbgeordneterKnab eben gesagt
hat, wegen Wahrung eiuer zarten Besaitung nicht davor zurückzuschreckenbrauchen, mit weitgehendsten
Forderungen an Reich und Staat aufzutreten. Aber ich glaube, es wird doch das Gebot der Stunde sein,
daß man dabei auf dem Boden der Realität, auf dem Boden des Möglichenstehen bleibt. Man kann dabei
durchaus nicht davon absehen, sich unter Berufung auf die Solidarität an alle diejenigenStellen zu wenden,
die berufen sind, uns hier zu helfen. Da mag die Hilfe von Reich und Staat lebendigund nachhaltigin all
den Ausdrücken gefordert werden, die uns in einem solchen Moment der Not gegeben sein mögen.

Ich erkenne an, daß die Provmzialverwaltung auch angesichts einer so großen Katastrophe ein
nüchterner,kalter Rechnerbleiben muß. Nach den Darlegungen des Herrn Landeshauptmanns wird man mit
Dankbarkeit anerkennen müssen, daß die Provinzialverwaltung bei der ersten Tagung des neugewählten
Provinziallandtages gerade die wichtige Frage iu den Vordergrund der Beratungen gestellt hat: Wie kann
man den Hochwasserschäden mit den Mitteln abhelfen, die der Provinz im gegenwärtigen Augenblick greifbar
zur Verfügung stehen? Im Gegensatz zur Provmzialverwaltung hat allerdings heute der Abgeordnete den
Vorzug daß er hier nicht das rein nüchterne Rechnengelten zu lassen braucht, sondernden warmen Inrpuls,
die Note des Mitgefühls in seine heutige Stellungnahme hineinlegen kann. Ich glaube, daß ein Appell an
unser gesamtesVaterland sicherlichWiderhall finden wird, daß der Landstrich, der sonst so manchemLandes¬
genossen und Vaterlandsfreunde Erholung uud Schönheit geboten hat, auch jetzt ein Anrecht darauf hat,
daß man ihm in feiner Not zu Hilfe kommt.

Meine Fraktion stellt sich auf den Boden des Antrages, wie er uus vom Provinzialausschußvorgelegt
worden ist Dabei hält sie sich alle Vorbehalte von Nachtragsforderungen offen, wenn die Vorlage so, wie
sie jetzt ist im gegenwärtigen Augenblick vielleichtdie eine oder andere Möglichkeit noch nicht vorgesehen
haben sollte alles das zu erreichen und zu erbitten, was uns an Hilfe zukommenkann. Aber für meine
Fraktion ist ausschlaggebend— ich glaube das auch aus den Worten des Herrn Vorredners für die feinige
entnommen zu haben —, daß mit dieser Resolution schleunigst eine wirklich mögliche Hilfe gewährt werden
soll die sicherlich im Augenblick das erste Gebot der Stunde ist.

^ Ob man in den: Zusammenhang mit Hochwasserschäden nun etwa einen Wettlauf in der Antrags¬
stellung veranstalten soll, diese Frage scheint mir doch kaum zu bejahen zu sein. Ich möchte auch gegenüber
Herrn Knab glauben, daß es vielleichtim Augenblick weniger wichtig ist, gerade bei diesem Gegenstand?
eine Probe darauf zu machen,wie weit die eine oder andere Fraktion einen besondersgroßen Vorrat an Ge.
wissen hat Herr Knab hat ja geglaubt, diese Probe bei der Zentrumsfraktion anstellen zu sollen. Da inöchte
ich ihm entgegenhalten, daß bei dem Ernst der Sache und der hervorgetretenen Einmütigkeit des Hauses
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in dem Wunsche, zu helfen, es vielleicht seiner Fraktion allein noch unangenehm scheinen mag, sich in etwa
-— sagen wir einmal — den Agitationsgewinn aus einem eigenen Antrage entgehen lassen zu müssen, wenn
eben sonst die einmütigeAnnahme eines Beschlusses erfolgeuwürde, wie ihn der Pruvinzialausschußvorgelegt
hat. Wenn der Vertreter der kommunistischen Fraktion schon selbst erklärt hat, er könne von der Vorlage
des Provinzialllusschnssesdie Punkte 1 bis 4 annehmen, dann scheint mir, wenn Herr Knab nicht gerade die
Probe ans das Gewissendes Zentrums im Augenblick für viel wichtiger halt, ebenso gut für ihn der Schritt
möglich zu sein, die Punkte 5 und 6 ebenfalls anzunehmen. Denn ich könnte nur denken, je einmütiger
ein solcher Beschlußgefaßt ist, um so nachhaltiger und wirkungsvoller ist auch der Eindruck, den ein solcher
Beschlußnach außen macht. (Beifall bei den bürgerlichen Parteien.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Triebe!. (Zuruf:
Verzichtet!) Dann Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

AbgeordneterDr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Anch meine Freunde stimmenden Anträgen
des Pruvinzialausschusseszu. Wir sind aber auch der Meinung des Herrn Landeshauptmanns, daß die
Finanzverhältnisse der Provinz anfs äußerste angespannt sind, ja, daß sie vielleicht jetzt schon mehr
angespannt sind, als es eine solide Finanzwirtschaft zuläßt. Wir sind weiter mit ihm der Meinung, daß die
Finanzverhältnissezwischen Reich, Staat und Kommunen gegenüber früher ganz andere geworden sind und
daß man nicht wie früher eiufach die Provinzen auf sich selbst verweiseilkann. Preußen ist, auch wenn man
seine Finanzlage nicht gerade so günstig betrachtet, wie es der Herr Landeshauptmann heute getan hat,
jedenfalls auch uach unserer Meinung in der Lage, hier noch ganz erheblich einzugreifen. Ebenso sind wir der
Meinung, daß auch vom Reiche, wo jetzt alle Finanzkraft konzentriert ist, in einem solchen Falle wie dem,
um den es sich hier handelt, irgend etwas geschehen muß. Wir werden also dafür eintreten, daß min der
großen Not, die wir, die wir in den Überschwemmungsgebieten sitzen, allenthalben aus eigener Erfahrung
tennengelernt haben, in weitgehender Weise abhilft. Wenn man über etwas streiten kann, so kann man nur
darüber streiten, wer am ehesten in der Lage ist, hier helfend einzugreifen.

Die Anträge der toimnunistischenFraktion lehnen wir ab. Wenn Herr Knab meint, wir sollen eine
möglichst hohe Forderung stellen, nnd zur Begründung Auswüchseanführt, die in dem Verlangen von Pri^
unten ganz zweifellos hervorgetreten sind, so können wir doch nicht empfehlen, daß der Provinziallandtag
auch diesen Weg des Auswuchsesbeschreibt. Der Private mag sich das leisten nnd dafür die Verantwortung
'tragen; der Provinziallandtag soll aber ein solches Verfahren nicht ausüben.

Indem müssen wir und wahrscheinlich auch andere Parteien des Hauses es ablehnen, daß Herr Knab
nnd seine Genossen sich hier ausgerechnetals die Protektoren der Kleinbauern nnd Winzer hinstellen. (Zurnf
des Abg. Kuab: Sind Sie's denn etwa?)

Die 15gliedrigeKommission,die Herr Knab im Einvernehmen mit der sozialdemokratischen Fraktion
beantragt hat, müssen wir ebenfalls ablehnen. Sie paßt nicht in das ganze System der Verwaltung. Sie
schaffen hier eine vollständig überflüssigeKommission,die nur die Sache verzögert uud verteuert. (Zuruf
des Abgeordneten Schröer-Essen: Und ihnen ein bißchen auf die Finger sieht!) Am Ende ist es nur eine
Kommission der Reden und der Agitation nnd keine Kommission der Tat, wie wir sie haben wollen, (Bei
fall rechts.)

VorsitzenderI>. Inrres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter K nab: Meine Damen und Herreu! Was die Redner der übrigen Fraktionell betont

haben, war im Grunde genommen das, was wir erwartet hatten, (Sehr richtig! bei den Kommunisten,)
Wenn wir trotzdem, die Begründung unserer Anträge in einer Form, vorgebrachthaben, die bemüht war,
das persönlicheEmpfinden des einzelnen hier trotz aller grundsätzlichen Verschiedenheitnicht zu verletzen,
so haben wir das, wie ich ausdrücklich betonen möchte, in der Hoffnung getan, daß auch die übrigen Parteien
sich hüten würden, bei dieser Angelegenheit wider besseresWissen unsere Anträge als Agitationsanträge
zu bezeichnen, (Sehr gnt! bei den Kommunisten.) Ich betone ausdrücklich: „wider besseres Wissen",denn,
meine Damen und Herren, alle Fraktionen dieses Hauses, mit Ausnahme der WirtschaftlichenVereinigung,
sind im Provinzialausschußvertreten, uud die WirtschaftlicheVereinigung ist die einzige,die heute nicht ge¬
sprochen hat, von der aus also nicht die Behauptung ausgegaugen ist, unsere Anträge seien Agitationsanträge.
Den Sozialdemokraten blieb es vorbehalten, ihren bürgerlichen„Gegnern" (in Anführungszeichen)— nach
unserer Ansicht ihren Freunden (Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr richtig!) —die notwendigen Argumente
in die Haud zu liefern, um sich an einer klaren Stellungnahme zu den Forderungen unserer Fraktion vorbei-
zudrückeu. (Lebhafte Zustimmung bei deu Kommunisten.) Das sind wir schon so gewöhnt von unseren
Freunden von rechts, von den Sozialdemokraten. Diejenigen von Ihnen, die schon jährelang mit uns hier
sitzen, wissen,daß wir 1921 damit begonnen haben, daß Herr Iustizrat Kaiser betonte: sserr Knab, noch
einige Jahre, dann smd auch Sie bei uns; dann sagen Sie nicht mehr das, was Sie jetzt gesägt haben. (Ab¬
geordneter Dr. Kmser: Swnmt!) Ich sagte damals: Zwischen uns nnd Ihnen bestehen grundsätzliche Unter-
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schiede, besteht ein Abgrund, der nicht überbrückt,sondernnur zugeschüttetwerden kann (Sehr gnt! bei den
Kommunisten). Damals haben Sie anch gesagt: Sie werden noch einmal wie die Sozialdemokraten werden.
(Zuruf des Abg, Nr. Kaiser: Sie sind auch schon etwas weiter!) Meine Damen und Herren! Fünf Jahre
sind seitdem verflossen,uud auch heute stehen wir Ihnen grundsätzlich genau so gegenüber wie damals.
(Inrnf des Abg. Nr. Wesenfeld: Nur viel freundlicher! Heiterkeit.)Wissen Sie, Herr Iustizrat Wesenfeld,ich
kann nicht Ihr persönlichesEmpfinden analysieren, denn, was hinter Ihrer Stirn vorgeht oder eventuell
nicht vorgeht, kann ich gar nicht feststellen. (Heiterkeit.) Meine Damen uud Herren! Die Sozialdemokratie
hat das 1921 schon getan, was sie heute auch durch ihreu Neduer, den Herrn Pitard, als Hochwasser-
sachverständigender SPD.-Fraktion hier vorbringen ließ. Zu seinen recht bedeutuugslosenAusführungen
möchte ich aber doch dem Herrn Pikard jetzt etwas mitteilen, was er entweder wider unser Erwarten nicht
von seinen Provinzialausschußmitgliederugehört oder, wenn es ihm gesternoder heute mitgeteilt worden
ist, sehr rasch wieder vergessen hat. Meine Damen und Herren! Wir haben 800 0N0 Mark zu den bereits
bewilligten 200 000 Mark beantragt, und diese Forderung wird von dem Herrn Pikard mit einer großen
Geste als ein wilder Agitationsantrag der Kommunisten bezeichnet, den:" die Sozialdemutraten als ver
nünftige Realpolitiker nicht folgen können. Es wäre doch entsetzlich,wenn man Ihnen den staats-
und wirtschaftsbewußteu Sozialisten so etwas nachsagen könnte. Nun will ich dem Herrn Ward auch
verraten, daß dieser Antrag uns nicht znm Urheber hat, sondern dieser Antrag — erschrecken Sie nicht,
Herr Pikard, halten Sie sich fest—stammt von einem Ihrer Zentrumskoalitionsfreunde, der in diesem
Hause sitzt uud ja die Gelegeuheit hat, sich hierzu zu äußern. Ich stelle also die Behauptung auf: Dieser
Antrag ist von einem Ientrumsmanne gestellt worden. (Hört! hört! bei den Kommunisten.) Ich habe
damit kein Kommissionsgeheimnisverletzt, was ich zur Beruhigung der Verwaltung sagen will. (Heiter¬
keit.) Der betr. Zentrumsmann hat also Gelegenheit, mich hier Lügen zn strafen, weun dieser Antrag
nicht von einem Zentrumsmanne gestellt worden ist. Meine Damen nnd Herren! Es war ein Zentrums-
mann, der jedenfalls ebensoviel Sachkenntnis für sich beanspruchen wird, wie auch seiu Koalitions¬
freund, der Herr Pikard. (Zuruf des Abg. Pikard: Dauke!) Sie können es also mit Ihrem Koalitions-
freunde ausmachen, Herr Pikard, ob man diesen Antrag unserer Fraktion als „einen wilden, jeder Verant¬
wortung baren Agitationsantrag" betrachten will oder nicht. In Ihre hänslichen Familienverhältnisse
wollen wir uus weiter nicht einmischen, als es bis jetzt geschehen ist. (Sehr gut! links.) Meine Damen und
Herren! Wir haben ausdrücklich in der Begründung unserer Anträge erklärt: Wir sind uns bewußt, daß
von diesen Schäden die Gemeinden und die Provinz nur je ein Zehntel tragen können, daß aber acht
Zehntel oder 80<X, von Reich uud Staat zu tragen sind. Wir haben ausdrücklich die finanzielle Not der
Gemeinden, Kreise und Proviuzeu iu den Vordergrund gerückt. Von dieser Not haben wir schon gewußt,
ehe Sie, Herr Pikard, Ihren Einzug in dieses „Hohe Haus" gehalten haben.

Nun komme ich zu meinem „allverehrten" Freunde, dem Herrn Iustizrat Kaiser. Auch der Herr
Iustizrat Kaiser ist ein Mann, der schon viel gelernt hat. Es wird zwar in Köln in der Stadtverordneten
Versammlungbestritten, daß an ihm noch etwas zn bessern ist. (Heiterkeit.) Aber, meine Damen und Herren,
heute habe ich aus den Darlegungen des Herrn Iustizmts Kaiser die Auffassungbekommen,daß der Fall
doch nicht so ganz hoffnungslos ist, wie es den Anschein hat. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Danke schön!) Es
ist immerhin möglich, daß wir später einmal, wenn wir die Macht haben und unsere Lente hier und da sitzeu,
(zeigt auf die Plätze der Verwaltung uud des ganzenHauses),Sie, Herr Kaiser, auch uuch für irgeudetwas ge¬
brauchen können. (Sehr gut! rechts. Zuruf desAbg.Gerlach: BrauchenSie einen „Kaiser?") HerrLandesrat
Gerlach, ob wir einen Kaiser brauchen,brauchen Sie uns nicht zu fragen. Was wir mit einen: Kaiser machen,
haben unsere russischen Frennde Ihnen gezeigt. Was Sie mit Ihrem Kaiser, Ihren Königen und Fürsten
machen, das sollen Sie ja erst in den nächsten Tagen zeigen. (Beifall bei den Kommunisten.) Was Sie bisher
mit Ihren Fürsten gemacht haben, Herr Gerlach, das wissen Sie besser als wir. Wir haben noch in keiner Re¬
gierung gesessen, die Millionen nach Holland und den übrigen Freistaaten geschickt hat. (Bravo! bei den
Kommunisten.) Darüber können Sie bei dein Zentrum und den Demokraten, bei Ihrem Ministerpräsidenten
Braun uud den früheren sozialdemokratischen Finanzministern die beste Auskunft bekommen. Also, deshalb
beruhigen Sie sich, meine Herren von der SPD. Wir wissen, was wir mit Kaisern mit und ohne Krone
anzufangen haben. (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter, wenn Sie noch lange zn sprechen gedenken,müßte
ich jetzt Ihre Rede unterbrechen, denn wir müssen znr Abstimmnng kommen. Im übrigen mache ich Sie
damnf aufmerksam, daß wir über Hochwasserschäden sprechen.

Abgeordneter Knab (fortfahrend): Der Herr Vorsitzende macht mich auf etwas aufmerksam,was ich
selbst weiß. Ich habe es aber nicht in der Hand, Zurufe aus dem Hanse zu verhindern, Herr Vorsitzender,
nnd Sie werden mir nicht verwehren können, auf einen groben Klotz anch einen groben Keil zu setzen.

Wenn Herr Iustizrat Kaiser eben betonte, daß anch die Finanzverhaltnisse der Provinz angespannt
seien, daß aber auch das Verhältnis von Gemeinden, Kreisen und Provinzen zu Staat und Reich sich zu
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Ungunsten der Gemeinden, Kreise und Provinzen verschoben habe, so hat Herr Iustizrat Kaiser etwas ge¬
lernt. Es ist wesentlich, dies festzustellen. In Köln hat er sich mit seinen Freunden gegen eine Entschließung
gewandt, die höhere Mittel aus dem Finanzausgleich für Gemeinden, Kreise nnd Provinzen forderte. Ihm
und seinen Freunden ist es im Gegensatzzum Zentrum, der Wirtschaftspartei und den Demokraten vor¬
behalten geblieben, sich dagegen einzustellen. Er hat ja nachher gelernt und in einer anderen Körperschaft
bereits dem Finanzausgleichprotestseine Zustimmung gegeben. Es freut mich, auch heute iu der Öffentlich¬
keit feststellen zu können, daß Herr Iustizrat Kaiser immerhin noch verbesserungsfähigist, wenn auch nicht
grundsätzlich, so doch wenigstens in kleinen Nebenfragen. Er lehnt die kommunistischen Anträge ab, weil es
für ihn auch Agitationsanträge sind. Bitte, setzen Sie sich darüber, ebenso wie Herr Pikard, mit Ihren
preußischenKoalitionsfreunden auseinander; sie werden Ihnen die beste Auskunft geben.

Sie sagen, das Verfahren, daß die Privaten sich an die öffentlichenKörperschaftenhalten, sei ein
Auswuchs. Gewiß, ein Auswuchs ist es. Aber, wenn Sie für Private und öffentliche Körperschaftendasselbe
Recht beanspruchen,dann finden Sie uns nicht auf diesem Weg. Wir glauben, daß in solchen Fällen der wirk¬
lichen, nachgewiesenenNot, die sonst den Gemeinden zur Last fällt, die Gemeinden gegenüber dem Reich
nicht nur einen moralischen,sondern auch einen rechtlichen Anspruch auf Gruud ihrer Stellung innerhalb
des Reiches haben. Das ist dann kein Auswuchs, sonderndie Wahrung berechtigterInteressen der Gemeinden
gegenüber den Interessen von Reich und Staat. So wird ein jeder bürgerlicher Oberbürgermeister sagen.
Ihnen blieb es wieder vorbehalten, in diesem Punkte noch rückschrittlicher zu sein, als es selbst Ihre bürger¬
lichen Oberbürgermeister sind.

Meine Herren! Zu dem, was Herr Weber-Kray gesagt hat, darf ich nur das eine sagen: Meine Herren
von der Zentrumspartei, wenu es auf Ihre Initiative angekommen wäre, Hochwasserfragenheute zu be¬
handeln und darüber zu beschließen, dann wäre es nicht dazu gekommen. Wir sind davon überzeugt, daß
ohne unseren Vorstoß die Hochwasserfrage hier nicht behandelt worden wäre. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Wenn Sie die Beweise dafür haben wollen, Herr Weber-Kray, so können wir sie Ihnen auch geben.
Sie müssen uns dann nur von gewissen Dingen entbinden; dann geben wir Ihnen die Beweise, wenn Sie
es wünschen, auch in der Öffentlichkeit.

Zum Schluß sage ich: Wenn das Zentrum seine Hoffnung darauf setzt, daß das ganze Vaterland ein
Herz haben würde für die Not der Provinz, die den Landesgenossenso viel an Schönern usw. geboten hat,
so sind Sie, Herr Weber-Kray und Ihre Freunde auf einem Holzwege,auf einem sehr holzigen Wege sogar.
Ihre Freunde in Preußen können Ihnen Auskunft geben, und auch Herr Oberbürgermeister Ndenaner als
Präsident des Staatsrnts wird dazu bereit sein, Ihnen zu sagen, daß Ihre Freunde jenseits der Elbe, die
Herren Großagrarier — die so ungefähr den Vergleich mit dem Herrn Baron von Loe aushalten können —,
jederzeitgezeigt haben, daß sie auf ihren Forderungen bestanden, wenn es galt, die steuerlichen Einkünfte zu
verteilen, sowohl im alten Staate, wo die Herren Großagrarier die Führung hatten, und es stets verstanden
haben, den industriellenWesten auszupumpen, nm ihre Westen auszufüllen/Die Herren Großagrarier haben
sich an den steuerlichenLeistungen für Gemeinde, Staat und Reich stets vorbeigedrückt. Diese Auskunft
könnten Sie sich schon längst geholt haben, Herr Weber-Krny. Wenn Sie das nicht wissen, gehören Sie noch
nicht ins Parlament trotz Ihres Alters. Inhaltlich kann Ihre Rede weiter nichts sein als eine schöne Phrase,
um zu verhüllen, daß Sie und Ihre Zentrumsfreunde nicht gewillt sind, das zn tuu, was Ihre eigenen An¬
hänger am Rhein, Mosel, Nahe und anderen Nebenflüssenfordern. (Lantes Beifallklatschenbei den Kommn-
nisten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Ich mache darauf aufmerksam, daß das «latschen hier im Saal nicht
üblich ist.

Herr Abgeordneter Knab hat eben behauptet, mehrere Fraktionen dieses Hauses hätten wider besseres
Wissen eine Behauptung aufgestellt. Ich mache ihn darauf aufmerksam,daß das der Ordnung des ssanses
nicht entspricht.

Wir unterbrechen nunmehr diese Erörterung und kommen zur
Wahl zum Staatsrat.

Ich bitte die Herren Elfes und Görlinger, hier Platz zu nehmen und an dem Wahlvorstand teilzu¬
nehmen, uud zwar Herr Elfes an Stelle des Herrn Strunk, der eben verhindert war. (Herr Elfes nimmt an
der Serte des Vorsitzenden Platz.) Ist Herr Görlinger da? Wollen die Herren von der SPD dafür sorgen
daß Herr Gorlmger, der wiederholt benachrichtigtworden ist, hierherkommt. (Nunmehr erscheint auch Nerr
Abgeordneter Gorlmger und nimmt an der anderen Seite des VorsitzendenPlatz.)
^ ^ Meine Damen und Herren! Wir wählen jetzt auf Grund des Gesetzes vom 1«. Dezember 1920 uud
7. Ottober 192o zum Staatsrat. Der von der Staatsregierung als Staatskommissar bestellte Oberpräsident
der Nhelnprovmzhat durch öffentliche Bekanntmachungiu den Regierungsamtsblättern zur Wahl eingeladen.
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Außerdem ist eine persönliche Einladung den Mitgliedern des Provinziallandtages gemäß z 2 des Gesetzes
über die Wahlen zum Staatsrat vom 16. Dezember 1920 zugestellt worden.

Der Wahlvorstand besteht außer mir aus den von mir berufenen Beisitzern,den Abgeordneten Elfes
und Görlinger, wobei Herr Görlinger Schriftführer sein wird.

Der Wahlvorstandhat folgendeWahlvorschlägegeprüft und zugelassen: Wahlvorschlag der Zentrums¬
partei, der Arbeitsgemeinschaft,der SozialdemokratischenPartei Deutschlands,der Kommunistischen Partei
Deutschlands und der WirtschaftlichenVereinigung. Wird gewünscht,daß die Namen verlesen werden,
die auf diesen Wahlvörschlägenstehen? (Rufe: Nein! Inruf des Abg Knab: Wir möchtennur fragen, wie
die Wahlvorschlägebezeichnetwerden sollen!) Darauf komme ich gleich. Eine Verlesung der Namen wird
nicht verlangt.

Nach dein Gesetz über die Wahlen zum Staatsrat sind die Stimmzettel ungültig, die keiuen Namen
oder keine Angabe enthalten, aus der die Bezeichnungdes Wahlvorschlagesoder die Person mindestenseines
Bewerbers unzweifelhaft zu erkennenist. Ich möchte vorschlagen,daß Sie die Stimmzettel der Einfachheit
wegen mit den Namen der Fraktionen bezeichnen.Ich glaube, das ist am allereinfachsten.Der Wahlvorstand
würde selbstverständlich nach Prüfuug im Einzelfalle anch andere Stimmzettel zulassenmüssen, aus denen
unzweifelhaft hervorgeht, welcher Bewerber gemeint ist. Ich schlage aber vor und bitte, dem zuzustimmen,
daß Sie einfach auf die Zettel schreiben: Zentrum, Arbeitsgemeinschaft,SPD., KPD., Wirtschaftliche
Vereinigung. (Zuruf des Abg. l)r. Adeuauer: Das heißt: immer nur einen davon!) Das stelle ich ergebenst
anheim. (Heiterkeit.)

Sie sind damit einverstanden. Dann bitte ich den Herrn BeisitzerElfes, die Namen zu verlesen
Jeden einzelnen Abgeordneten bitte ich, mit einem verdeckten Stimmzettel hier vorzutreten nnd ihn in die
Urne zu geben.

Beisitzer Elfes vollzieht den Namensaufruf.
Vorsitzender Dr. Iarres: Haben alle Mitglieder ihre Stimme abgegeben?. (Zustimmung.)
Meine Damen uud Herren! Sämtliche 163 Mitglieder des Hohen Hauses haben von ihrem Stimmrecht

Gebrauch gemacht. (Bravo!)
Meine Damen und Herren! Das Wahlergebnis ist folgendes:
Es sind 163 Stimmzettel abgegeben worden. Sie waren sämtlich gültig. Von den 163 gültigen

Stimmen entfielen anf den Wahluorschlagder Zentrumsfrattion 72, auf den Wahlvorschlagder Arbeits¬
gemeinschaft36, auf den Wahluorschlagder sozialdemokratischen Fraktion 23, auf den Wahlvorschlagder
kommunistischen Fraktion 21 nnd auf den Wahluorschlagder WirtschaftlichenVereinigung 11 Stimmen.
Es entfallen demnach:

Auf den Wahlvorschlagder Zentrumsfraktion 7 Mitglieder und 7 stelluertretende Mitglieder, auf
den Wahlvorschlagder Arbeitsgemeinschaft3 Mitglieder und 3 Stellvertreter, der Sozialdemokratie 2 Mit¬
glieder und 2 Stellvertreter, der KommunistischenPartei 2 Mitglieder nnd 2 Stellvertreter, der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung 1 Mitglied und l Stellvertreter.

Demnach find gewählt:
vom gentrumalsHauPtmitgliederdie Herren: Dr. Adenauer, Wilhelm Elfes, I)r. Hagen,

Dr. Kaas, Dr. Peter Klöckner, Josef Pauli und HeinrichStrunk
uud als Stellvertreter die Herren: Iustizrat Mönnig, Ewald Weber, Stefan
Beißel, Johannes Schmitz, Iatob Weber, Benedikt Heuser und Ferdinand Brauer;

von der Nrb eitsgemeinschaft:
als Hauptmitg lieber die Herren: l)r. Iarres, 1)r. Wesenfeld und Krupp von
Bohlen uud Halbach uud als Stellvertreter die Herren: Karl Andres, Jakob
Haßlacher uud Dr. Kaiser;

uon der Sozialdemokratischen Partei:
alsHauptmitglieder: Herr Jean Meerfeld und Herr Karl Eberle und alsStell -
Vertreter die Herren: Verthold Mehue und Eäsar Weyers;

von der Kommunistischen Partei: .„,..,
als Haupt Mitglied er die Herreu: Paul Bender und Nikolaus Frisch und als
Stellvertreter die Herren: Fritz Schulte und Michael Sommer;

von der W i r t s ch a f t l i ch e n B e r e i n i g u n g:
als Hauptmitglied: Herr Wilhelm Herrmann und als Stellvertreter
Herr Max von Detten.

Nach der Wahlordnung habe ich die hier anwesendenGewählten zu frageu, ob sie die Wahl annehmen.
Ich rufe die einzelnen Herren, soweit sie im Landtage anwesend sind, ans und bitte, falls sie die Wahl an¬
nehmen, mit „Ja" zu antworten: Herr Dr. Adenauer (Ja!), Herr Elfes (Jawohl!) - „Ja" sollen Sie sagen!
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Heiterkeit —, Herr Dr. Hagen (Ja!), Herr Heinrich Strunk (Ja!), Herr Iustizrat Mönnig (Ja!), Herr Ewald
Weber (Ja!), Herr Johannes Schmitz (Ja!), Herr Jakob Weber-Kray (Ja!), Herr Benedikt Heuser (Ja!),
Herr Ferdinand Brauer (Ja!), Herr Dr. Iarres (Ja!), Herr Dr. Wesenfeld (Ja!), Herr Dr. Kaiser (Ja!),
Herr Eberle (Ja!), Herr Mehne (Ja!), Herr Weyers (Ja!), — Herr Bender ist nicht Mitglied —, Herr Frisch
(Ja!), — Herr Schulte ist nicht Mitglied —, Herr Sommer (Ja!), Herr Herrmann (Ja!), und Herr von
Netten (Ja!). Die hier anwesenden Mitglieder haben die Wahl angenommen. Der Wahlakt ist damit ge»
schlössen.

Ich bitte, für die Provinzialausschußwahl die Herren Hommelsheim und Hack als Beisitzer hier
Platz zu nehmen. (Die beiden Herren nehmen zu beiden Seiten des VorsitzendenPlatz, nachdem die bis»
herigen Beisitzer wieder auf ihre Platze zurückgekehrt sind).

Die Wahlhandlung ist eröffnet. Die Wahl erfolgt auf Grund der §§ 23 bis 32 des Wahlgesetzesfür
die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925 und der auf Grund des § 27 des Gesetzes voni
Provinziallandtag in der Sitzung vom 26. Januar 1926 beschlossenen Wahlordnung.

Der Wahlvorstand setzt sich zusammen aus mir und den Herren Hack und Hommelsheim. Ich bitte
Herrn Hommelsheim, das Amt des Schriftführers zu übernehmen.

Es ist eingegangen ein Wahlvorschlag der Zentrumsfraktion, beginnend mit dem Namen Dr.
Adenauer, ein Wahlvorschlagder Arbeitsgemeinschaft,beginnend mit dem Namen Albert Kemmann, ein
Wahlvorschlagder sozialdemokratischenFraktion, beginnend mit den Namen August Haas, ein Wahl¬
vorschlagder KommunistischenPartei, beginnend mit dem Namen Peter Knab, und ein Wahlvorschlag
der WirtschaftlichenVereinigung, beginnend mit dem Namen Bertram Pohl.

Von feiten der Zentrumsfraktion und der Fraktion der Bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft ist die
Erklärung eingereicht worden, daß sie gemäß § 3 der Wahlordnung ihre Wahlvorschlägemiteinander der»
bunden haben. Der Wahlvorstand hat die einzelnen Wahlvorschlägegeprüft und hat alle Wahlvorschläge
zugelassen,ebenso die Verbindung der beiden Wahlvorschlägeder Zentrumsfraktion und der Arbeitsge¬
meinschaft.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich möchte zur Geschäftsordnungeine Aufklärung darüber haben, auf Grund

/ welcherBestimmungen diese Listenverbindung möglich ist. Ich habe gestern den stellvertretenden Wahl-
kommissar, den Herrn Landesrat Dr. Kitz, ausdrücklich um Auskunft ersucht, ob eine Listenverbindungmöglich
wäre. Es war auch der eine Herr dabei, der mit Herrn Kitz zusammenarbeitet. Da ist mir erklärt worden:
Listenverbindungen sind nur dann möglich, wenn sich sämtliche Parteien miteinander zu einem gemein¬
samen Wahlvorschlagverbinden.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich kann mich auf diese Anfrage nicht einlassen, obwohl sie einfach
zu erledigen wäre — weil es eben mit dem Gesetz in Einklang steht —, da diese Wahlhandlung nicht mehr
unterbrochen werden.kann. Der Wahlvorstand entscheidetendgültig darüber. Gegen die Gültigkeit der
Wahlen besteht die Möglichkeit,den Provinzialrat anzurufen.

Ich bitte nunmehr den Herrn Hack, die Namen der Einzelnen zu verlesen. Ich bitte, genau so zu
verfahren, wie eben verfahren worden ist, also Zentrum, Arbeitsgemeinschaft,selbstverständlich jede für sich,
dann SPD., KPD. und WirtschaftlicheVereinigung. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Es wird also nicht
mehr anheimgestellt, wie soeben!) Es wird auch anheimgestellt, sonstigeNamen zu gebrauchen, woraus
klar hervorgeht, was genreint ist. Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel hat nachher der Wahlvorstand zu
entscheiden.

Zur Geschäftsordnung Herr Dr. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Es sind hier Zweifel laut geworden, ob bei Listenverbindung

die beiden Kennworte anf den Zettel geschrieben werden müssen. Ich bitte, nochmals festzustellen, daß dies
nicht nötig ist.

Vorsitzender I)r. Iarres: Das ist nicht notwendig. Das kommt nur nachher bei der Stimmen»
berechnuugin Frage. Im übrigen muß ich es den Parteien nnter sich überlassen, wie sie das abmachen.

Ich bitte den Herrn Beisitzer Hack, die Mitglieder aufzurufen. Ich bitte die Herren Abgeordneten,
etwas langsamer hier heranzutreten uud deutlich mit „Ja" zu antworten, damit der Herr Schriftführer bei
jedem Einzelnen in der Lage ist, den Namen einzutragen. Also bitte etwas langsamer und nacheinanderantreten.

Beisitzer Abgeordneter Hack vollzieht den Namensaufruf.
VorsitzenderDr. Iarres : Meine Damen und Herren! Es haben 163 Damen und Herren ab¬

gestimmt, und es smd 164 Stimmen abgegeben worden (Heiterkeit). Bei der KPD. haben 21 gestimmt,
/ es smd aber 22 Stimmen hier abgegeben worden. (Abgeordneter Dr. Adenauer: Hört! hört!) Der Wahl¬

vorstand war lm Angenblick im Zweifel, ob er einen Stimmzettel nicht für ungültig erklären sollte, auf dem



70. Rheinischer Probinziallandtag, 3. Sitzung am 27. Januar 1928. 2?

der Name „Knab" steht, wo man aber auch „Kmab" lesen kann. Aber er ist doch der Auffassung,daß aus
dem Stimmzettel hervorgeht, wer gemeint ist. Herr Knab ist der Spitzenkandidat der kommunistischen
Fraktion. Es genügte, seinen Namen auf den Stimmzettel zu setzen. Nach diesen Umständen ist der Wahl-
vorstand einstimmigder Auffassung,daß der Wahlakt nngültig ist und wiederholt werden muß.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Danu bitte ich, uuumehr mit Wahlkouverts zu wählen, mit ab¬

gestempelten Briefumschlägennach den bekannten Modalitäten bei den Parlamenten.
Vorsitzender Dr. Iarres : Meine Damen nnd Herren! Ach habe mir die größte Mühe gegeben;

ich habe alle Stimmzettel, mit Ausnahme der zwbi ersten, in die Hand genommen und bei jedem auch
gefühlt, ob vielleichteiu Doppelblatt da war. Aber es ist möglich, daß einem das bei geschickterFaltung
trotzdem entgeht.

Ich möchte vorschlagen,noch langsamer zn wählen, um nur Zeit zu lasseu, uoch genauer zu prüfen.
Ich glaube, im Namen des ganzen Hauses die Erwartung aussprechen zu dürfen, daß sich ein derartiger
Vorgang, der, wenn er beabsichtigt gewesen wäre, ganz unerhört wäre (Sehr richtig! rechts), nicht
wieberholt.

. Im Geschäftsordnnng Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich will zunächst einmal feststellen:Es sind 21 Stimmzettel mit der Bezeich¬

nung „KPD." abgegeben worden und einer angeblich mit „Knab". Bei uus ist die Parole ausgegeben
worden, alle Zettel mit „KPD." abzugeben und nicht mit „Knab". Es müßte sich also jemand anders, ob
beabsichtigt oder unbeabsichtigt,den Scherz oder Witz erlaubt haben, noch „Knab" auf einen anderen Zettel
zn schreiben. Ich will das ausdrücklichfeststellen.

Ich will aber andererseits feststellen,daß wir schon einen Protest dagegen verfaßt hatten, daß der
Herr Vorsitzende jeden Stimmzettel, der nur einfach gefaltet war, in die Hand genommen hat, nnd ihm da°
durch die Möglichkeit gegeben war, von der Wahl des Einzelnen Kenntnis zu nehmen, wenn auch unbeab'
sichtigt, denn "von einem Zettel, der nur einfach gefaltet ist, kann sehr leicht jemand Kenntnis nehmen.

Zweitens wäre es jedem Vorsitzendenmöglich — das soll nicht persönlichsein —, mehr Zettel in
die Urne zn legen, weil die Zettel nicht in einem Kouvert abgegeben wurden sind. Deshalb unterstützen
nur auch deu Antrag des Zentrums, daß jetzt mit einem amtlichen Briefumschlag gewählt wird.

Vorsitzender Dr. Iarres : Znnächst habe ich — das versichere ich hier, was ja auch selbstverständ¬
lich ist ^ uun keinen: Stimmzettel irgendwelcheEinsicht genommen, auch nicht nehmen können. Ich habe
nur gefühlt, ob ein doppelter vorhanden war oder nicht. (Zuruf eines Kummnnisten:Zur Geschäftsordnung!)
Einen Augenblick, darf Ihr Vorsitzenderauch einmal sprechen? — Nach der Wahlordnung hat jeder auf¬
gerufene Wähler den zusammengefaltetenStimmzettel uneröffnet in die Wahlurne zu legen. An sich würde
er also selbst das Recht haben, den Zettel in die Urne zn legen. Ich habe aber hier im Hause erklärt: Ich
beabsichtige, das so zu machen, dagegen bat sich kein Widerspruch erhoben. Daß es gerechtfertigt war, so
zu verfahren, hat leider die Abstimmung ergeben. Wir können nicht untersuchen, von welcherSeite dies
geschehen ist/ob es ein Witz oder Absicht gewesen ist, in jedem Falle war es eine ungehenerlicheUngehörig-
feil. (Sehr richtig!)

Zur Geschäftsordnnng Herr Abgeordneter Struut.
Abgeordueter Strunk: Daß die Wahl ungültig ist, darüber besteht wohl kein Zweifel, weil

164 Stimmen abgegeben worden sind. Um aber auch formal die Sache in Ordnung zu bringen, bean¬
trage ich, daß die Wahlordnung durch einen Beschluß entsprechendgeändert wird. Ich bitte Sie, dieser
Aenderung der Wahlordnung zuzustimmen, weil sonst die Möglichkeit eines Protestes gegeben wird. In
die Wahlordnung muß ein weiterer Paragraph eingeschaltetwerden: Die Wahl findet mit abgestempelten
Briefumschlägen'statt. Jeder Wähler hat seinen Stimmzettel in einen amtlich abgestempelten Briefum¬
schlag zu legen und baun abzugeben. Wenn die einstimmigeAnnahme dieses Antrages erfolgen würde,
könnte sofort neu gewählt werden.

Vorsitzender Dr. Iarres : Ob es möglich sein wird, mit den Unischlägen das zu machen, weiß ich
nicht (Zuruf des Abgeordneten Haas: Die Umschläge sind doch da!)

Hnr Geschäftsordnunghat Herr Oberdörster das Wort.
Abgeordneter Oberdörster : Wir haben bereits einen schriftlichen Protest während der Wahl¬

handlung annuliert, der sich daranf stützt, daß durch die Annahme des einfach gefallenen Stimmzettels
dem Wahlleiter die Möglichkeit gegebenist, das Wahlgeheimnis zu verletzen. Ich bitte, daß dieser Protest
zu Protokoll genommen wird, wie es von uns beantragt wurde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung Herr Dr. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Ich bitte die Sitzung auf eine

Viertelstunde zu unterbrechen. In der Zeit bitte ich die zuständigeKommissionzusammenzutreten, damit
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sie die eventuell nötig werdenden Aenderungen der Wahlordnung genau zu Papier bringt und uus vor»
schlägt. Gerade die letzten Ausführungen meines Herrn Vorredners haben gezeigt, daß man nicht sorg-
fältig genug alle Bestimmungen beobachtenkann. Wenn wir jetzt mit Briefumschlägenwählen, sollte man
das vorher auch genau in die Wahlordnung hiueinsetzen.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren! Wir stellen zur Geschäftsordnung deu Autrag,

daß das Präsidium von sich ans bei der zweiten Wahl nicht mehr in seiner jetzigen Zusammensetzungdie
Wahlleitung übernimmt. Es soll das nicht ein persönlicherVerdacht gegen andere sein, denn es sitzt ja
auch ein Vertreter unserer Partei als Wahlbeisitzer da. Ich wünsche also, nm alle Möglichkeiten zu beseitigen,
auch, daß bei der zweiten Wahl der jetzige Wahlvorstand nicht mehr seine Funktionen ausübt.

Vorsitzender Dr. Iarres : Ich für meine Person erkläre Ihnen, daß es mir nicht einfallen wird,
diesem Vorschlagezu folgen. (Bmvo-Rufe bei den bürgerlichen Parteien.)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. W e senfeld: Ich glaube, daß wir nach dieser Erklärung des Herrn Prä¬

sidenten über den zweiten Vorschlag des Herrn Knab überhaupt nicht zu reden brauchen. Dagegen möchte
ich mich den Ausführungen des Herrn Adenauer nach jeder Richtung anschließen. Ich schlage vor, daß die
Geschäftsordnungskommissionjetzt unverzüglichzusammentritt und uns in einer Viertelstunde den Antrag
unterbreitet, damit jeder Zweifel ausgeschlossen ist.

Vorsitzender Dr. Iarres : Ich bitte, Platz zu nehmen. Ich lasse über diesen Antrag abstimmen.
Ich bitte diejenigenMitglieder des Hauses, die dem Antrage des Herrn Dr. Adenauer folgen wollen, die
Sitzung um eine Viertelstunde zu vertagen und zwischenzeitlich den Geschäftsordnungsausschußzwecks
Formulierung der Vorschlägefür die Aenderung der Wahlordnung tagen zu lassen, sich zu erheben. Das
ist die Einstimmigkeit.

Ich bitte den Geschäftsordnungsausschuß,sich in Zimmer 7 zu versammeln.
Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich würde vorschlagen, daß in der Zwischenzeit auch der Aeltestenrat

einmal zusammentritt, um über die weitere Erledigung unserer Tagesordnung zu beraten.
VorsitzenderDr. Iarres: Meine Herren, der Geschäftsordnungsausschuß tritt sofort in

Zimmer 7 zusammen. Ich bitte die Damen und Herren des Aeltestenrats, sich gleichzeitig in Zimmer 36
zu versammeln.

(Zeitpunkt der Vertagung 4 Uhr 34 Minuten.)
(Wiederbeginn der Sitzuug 5 Uhr 10 Minuten.)

Vorsitzender Dr. Iarres : Die Sitzung ist wieder eröffnet. Ich bitte, Platz zu nehmen.
Ich erteile das Wort dein Berichterstatter für die Geschäftsordungskommission.
Abgeordneter Eberle: Meine Damen und Herren! Der Geschäftsordnungsausschußhat sich mit

der Anregung, die der Provinziallandtag vorhin hinsichtlich der Abänderung des Wahlverfahrens gegeben
hat, beschäftigt. Er ist einstimmigdazu gekommen, Ihnen folgenden Beschluß zur Annahme zu unterbreiten:

„8 12 Absatz 2 der Wahlordnung vom 7. Oktober 1925 wird, wie folgt, abgeändert:"
— Das ist wohl nicht richtig protokolliert worden, denn das mnß die Abänderung der Wahlordnung von,
gestrigenTage und nicht vom 7. Oktober 1925 sein.

Vorsitzender Dr. Iarres: Vom 26. Januar 1926.
Abgeordneter Eberle: Jawohl, so muß es heißen.
„Jeder aufgerufene Wähler übergibt seinen Stimmzettel unter Nennung seines Namens in einem

zu diesem Zwecke amtlich gestempeltenUmschlag dem Vorsitzenden,der diesen uneröffnet in die Wahlurne
legt."

Das ist einstimmig beschlossenworden, und es wird gebeten, daß der Provinziallandtag diesem Beschlußbeitritt.
Vorsitzender vr. Iarr es: Meine Damen und Herren! Ich bitte, über diesen Vorschlagdes Ge.

schäftsordnungsausschussesabzustimmen, und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben.
Ist jetzt bei der Abstimmung schon der Antrag auf namentliche Abstimmung eingelaufen? (Zurufe

links: Nein, zu dieser Sache nicht!)
— Das ist einstimmig angenommen,

j Ick) bitte, jedem Mitglied einen Umschlag zu geben. Jetzt beginnt die Wahl wieder. Ich bitte die
Herren Beisitzer, wieder neben mir Platz zn nehmen. (Die Beisitzer Hommelsheimund Hack nehmen wieder
zu beiden Seiten des VorsitzendenPlatz.)

Ich bitte Herrn Beisitzer Hack, die Namen aufzurufen.
BeisitzerHack vollzieht den Namensaufruf.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Das Ergebnis der Wahl ist nach einstimmiger
Festsetzungdes Wahlvorstandes folgendes:

Insgesamt sind 163 Stimmzettel abgegebeilworden, die sämtlich gültig waren. Von den abgegebenen
163 gültigen Stimmen entfielen auf den verbundenen Wahlvorschlag der Zentrumsfraktion und der Bürger¬
lichen Arbeitsgemeinschaft108 Stimmen, nnd zwar auf den Wahlvorschlag der Zentrumsfraktion 72 nnd auf
den Wahlvorschlag der Bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft36 Stimmen. Weiter entfielen auf den Wahlvor¬
schlag der sozialdemokratischenFraktion 23, auf den der kommunistischen Fraktion 21 und den der Wirt¬
schaftlichen Vereinigung 11 Stimmen.

Hiernach sind gewählt:
Aus dem verbundenen Wahlvorschlageder Z e n t ru ms f r aktio n und der Fraktion der Bür»

gerlichen Arbeitsgemeinschaft insgesamt 10 Mitglieder und 10 Stellvertreter, und zwar
aus dem Wahlvorschlageder Zentrumsfrattion 7 Mitglieder und 7 Stellvertreter uud aus dem Wahlvor-
schlage der Bürgerlich«! Arbeitsgemeinschaft3 Mitglieder uud 3 Stellvertreter;

aus dem Wahlvorschlageder sozialdemokratischen Fraktion 2 Mitglieder und
2 Stellvertreter;

aus dem Wahlvorschlage der kommunistisch enFraktio n 1 Mitglied und 1 Stellvertreter;
aus dem Wahlvorschlageder Wirtschaftlichen Vereinigung 1 Mitglied und 1 Stell¬

vertreter.
Es sind hiernach gewählt:

vom Zentrum:
als Mitglieder die Herren Dr. Adenauer, Fritz Völlig, Wilhelm Farwick, Gerhard
Hebborn, Georg Loenartz uud Johannes Sanders, sowie Frau Anna Niedieck;
und als Stellvertreter die Herren Dr. Saaßen, Benedikt Heuser, Nikolaus Iansen, Heinrich
Strunk, Medard Hartrath, Jakob Weber und Dr. Hartmann-Barmen;

von der Arbeitsgemeinschaft:
alsMitglieder die Herren Albert Kemmann, I)r. Wesenfeldund Dr. Pattberg,
alsStellvertreterdie Herren vr.Wassermeyer, Christoph Steinmeyer und Dr. Schüler;

von der sozialdemokratischen Fraktion:
als Mitglieder die Herren August Haas und Hans Steinbüchel,
als Stellvertreter die Herren Emil Pikard nnd Arthur Hauck;

von der kommunistischen Fraktion:
als Mitglied Herr Peter Knab und
als Stellvertreter Herr Ernst Oberdörster;

von der W i r t s ch a f t l i ch e n V e r e i n i g u n g:
> als Mitglied Herr Bertram Pohl und

als Stellvertreter Herr Dr. Stein.
Nach der Geschäftsordnung habe ich die hier Anwesenden zu fragen, ob sie die Wahl annehmen.

Ich bitte Sie, mit einem kurzen „Ja" zu antworten.
Herr Dr. Adenauer (Ja!), Herr Völlig (Ja!), Herr Farwick (Ja!), Herr Hebborn (Ja!), Herr Loenartz

(Ja!) Herr Sanders (Ja!), Frau Niedieck (Ja!), Herr Dr. Sachen (Ja!), Herr Heuser (Ja!), Herr Jausen
Ja!) Herr Strunk (Ja!), — Herr Hartrath ist nicht hier —, Herr Jakob Weber (Ja!), Herr Dr. Hartmann.

Barmen (Ja!), Herr Albert Kemmann (Ja!), Herr Dr. Wesenfeld(Ja!), Herr Dr. Pattberg (Ja!), Herr
Dr Wassermeyer (Ja!), Herr Christoph Steinmeyer (Ja!), Herr Dr. Schüler (Ja!), Herr August Haas
(Ja') Herrssans Steinbüchel (Ja!), Herr Emil Pikard (Ja!), Herr Arthur Hauck (Ja!), Herr Peter Knab
(Ja!)! Herr Ernst Oberdörster (Ja!), Herr Bertram Pohl (Ja!), Herr Dr. Stein (Ja!).

' Es fehlt also nur noch die Zustimmung von Herrn Hartrath. Damit ist die Wahlhandlung geschlossen.
Ich habe aber hier den Protest der kommunistischen Fraktion noch zur Kenntnis zu geben, der auch

schriftlich eingereichtworden ist.
Die Fraktion der KommunistischenPartei hat zu der Wahl des ProUmzmlausschussesfolgenden

Protest zu Protokoll gegeben:
Im Gegensatz zur Wahl zum Staatsrat, bei der jeder Abgeordnete seinen Stimmzettel selbst in die

Urne legte hat bei der Wahl des Provinzialausschussesder Wahlleiter Dr. Iarres die Stimmzettel an¬
genommenund dann in die Urne gelegt. Dadurch ist das Geheimnis der Wahl verletzt worden, weil es bei den
einfach gefallenen Stimmzetteln möglich war, die Aufschriftder Stimmzettel zu lesen.

Bei dieser Art der Wahlhandlung ist es aber ohne viel Geschick möglich, einen Stimmzettel zu ver¬
wechseln.
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Die Geheimhaltung der Wahl erfordert für den Fall der Überreichung des Stimmzettels an die
Wahlleiter die Verwendung von Briefumschlägenfür die Wahl.

Wir behalten uns vor, aus diesem Grunde die Wahl anzufechten."
Diese Anfechtung ist nicht notwendig, weil — ich weiß nicht, von welcherSeite — jedenfalls eine

doppelte Stimme abgegeben worden ist. Ich habe zu diesem Protest zu erklären, daß ich im Einvernehmen
mit dem vorher gehörten Provinziallandtag gehandelt habe, wenn ich die Stimmzettel in die Hand nahm.
Ich könnte die Entscheidungüber diesen Protest vertagen lassen. Ich lege aber Wert darauf, daß der Pro«
vinziallandtag sofort dazu Stellung nimmt, und bitte, das zu tun. (Zuruf des Abg. Haas: Ist ja gegenstands¬
los geworden!)

Zur Geschäftsordnung Herr Knab.
Abgeordneter Knab: Herr Vorsitzender,Sie sind in etwa im Irrtum. Dieser Protest war schon

abgegeben worden, ehe die erste Wahlhandlung zu Ende war und auch von uns schon vorher verfaßt worden,
nämlich als wir sahen, daß Sie die Zettel annahmen. Er ist eigentlich schon dadurcherledigt, daß eine neue
Wahlhandlung stattgefunden hat. Dieser Protest hat nur noch historischen Wert. (Heiterkeit.) Wir wollen
ihn zu Protokoll nehmen lassen. Damit ist die Sache dann für uns erledigt.

VorsitzenderDr. Iarres: Aber nicht für mich.
Abgeordneter Knab: Das können Sie halten, wie Sie wollen. (Zuruf des Abgeordneten Mönnig:

Das ist etwas fürs Provinzialmuseum!)
Vorsitzender Dr. Iarres: Ich muß Wert darauf legen, daß der Provinziallandtag mein Verhalten

billigt. Ich bitte diejenigen, die mit meinem Verhalten einverstanden waren, sich zu erheben. (Zuruf des
Abgeordneten Eberle: Das ist jn gar nicht nötig!) — Alle Abgeordneten mit Ausnahme der Kommunisten
erheben sich. — Das Einverständnis ist gegeben.

Ich bitte nun Herrn Nohl und Herrn Dr. Kirchner, hier Platz zu nehmen. (Die Herren Nohl und
Dr. Kirchner nehmen zu beiden Seiten des VorsitzendenPlatz, nachdemdie Wahlbeisitzer Hommelsheim und
Hack wieder anf ihre Plätze zurückgekehrt sind.)

Wir haben jetzt die Wahl des Vorsitzendendes Provinzialausschussesund des stellvertretenden Vor¬
sitzenden vorzunehmen. Ich bitte, dazn Vorschlägezu machen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Wir schlagenvor, zum Vorsitzendendes Provinzialausschusses

Herrn Oberbürgermeister Dr. Adeuauer per Akklamationzu wählen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Sie haben den Vorschlaggehört. Ein Gegenvorschlagwird anscheinend

nicht gemacht. (Widerspruchbei den Kommunisten. Zuruf des Abgeordneten Oberdörster: Ich schlage
Herrn Abgeordneten Knab vor!)

Herr Abgeordneter Knab zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Knab: Wir beantragen Abstimmung durch Stimmzettel.
VorsitzenderDr. Iarres: Dann bleibt nichts anderes übrig; wir haben ja Zeit. (Heiterkeit.)
Meine Damen und Herren! Nach der eben beschlossenenAenderung der Wahlordnung muß auch diese

Wahl in derselben Weise wie soeben mit Umschlägenvollzogen werden.
Ich werde darauf aufmerksam gemacht, daß es notwendig ist, den Provinziallandtag dahin zu

instruieren, daß jetzt keine Partei, sondern ein Name auf den Zettel gehört. Ich bitte, die Namen jetzt zu
verlesen.

BeisitzerNohl vollzieht den Namensaufruf.
Stellv. Vorsitzender Eberle: Wer bei dem Aufruf nicht anwesend war, hat jetzt

noch Gelegenheit, seinen Stimmzettel abzugeben. Herr Braun und Herr Dr. Pattberg. (Die beiden Ab«
geordneten wählen nachttäglich.)

Dann erkläre ich die Wahl für geschlossen.Das Resultat wird noch festgestellt.
,..,,^ s'"b 162 Umschlägeabgegeben. Sie enthielten 150 gültige und 12 ungültige Stimmen. Die

ungültigen bestehen aus 11 weißenZetteln und einein Umschlag ohne Inhalt. Von den abgegebenen gültigen
Stimmen hat Herr vr. Adenauer 129 und Herr Knab 21 Stimmen erhalten. Somit ist Herr Dr. Adenauer
zum Vorsitzenden des Provinzialnnsschussesgewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. (Abgeordneter
Dr. Ndennner: Jawohl!)

ums ^siMo'm (Abgeordneter Gerlach: Ich bitte

den He^A^ wage zum stellvertreteuden Vorsitzendendes Provinzialausschusses
Stellv. Vorsitzender Eberle: Das Wort hat Herr Abgeordneter Oberdörster.
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Abgeordneter Oberdörster: Als stellvertretenden Vorsitzendenschlagen wir den Abgeordneten
Knab vor.

Stellv. VorsitzenderEberle: Da zwei Vorschlägevorliegen, sind wir gezwungen, Iettelwahl
vorzunehmen.

Wir kommenzur Wahl. Ich bitte Herrn Hauck, die Namen der Abgeordneten aufzurufen.
Abgeordneter Hauck vollzieht den Namensaufruf.
Stell». Vorsitzender Eberle: Ich frage, ob jemand noch nicht abgestimmthat. (Herr Abgeordneter

Dr. Iarres meldet sich und gibt nachträglichseinen Stimmzettel ab.)
Das Ergebnis der Abstimmungist das folgende: Es sind 151 Stimmzettel abgegeben,davon ungültig 7.

Von den verbliebenen gültigen Stimmen hat erhalten: Herr Abgeordneter Haas 123, Herr Abgeordneter
r Knab 21. (Zuruf aus der Mitte: Donnerwetter, schon wieder nicht gewählt!) Somit ist Herr Abgeordneter
Haas zum stellvertretenden Vorsitzendendes Provinzialausschussesgewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl
annimmt. (Abgeordneter Haas: Ja!)

Auf der Tagesordnung stehen noch die Wahlen zu deu Prouinzialkommissionen. Ich höre eben, der
Aeltestenrat sei der Auffassung,diese Wahlen sollten nicht vorgenommen werden. Mir ist davon nichts be»
tannt. (Zuruf des Abgeordneten Elfes: Der Aeltestenrat tagt jetzt eben!)

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zu
4e) Wahlen zu den Provinzialkom Missionen.

Der Aeltestenrat war der Meinung, daß es nicht notwendig sei, diese Wahlen jetzt vorzunehmen.
Er empfiehlt Ihnen, die Wahlen zn den Prouinzialkommissionenbis zur nächsten Tagung des Provinzial-
landtages zu verschieben,wo auch die ständigen Kommissionengewählt werden sollen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich möchte mir erlaubeu, anzufragen, in welcherSitzung des Aeltestenmts

das beschlossen worden ist.
VorsitzenderDr. Iarres: In der ersten Sitzung des Aeltestenmts.
Abgeordneter Knab: Herr Vorsitzender, das stimmt nicht. In der ersten Sitzung des Aeltestenmts

ist nichts beschlossenworden, denn es hat in der ersten Sitznng noch kein Aeltestenrat existiert. Es sind da nur
allgemeineRedereien gemacht worden, ohne irgendeineAbstimmung. Wir verlangen, daß diese Kommissionen
heute gewählt werden, weil sie auf der Tagesorduung stehen.

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: In der ersten Sitzung war der Aeltestenrat der Meinung, die Kommissionen

brauchtennicht gewählt zu werden. Gestern hat aber der Aeltestenrat es davon abhängig gemacht, was heute
mit den Anträgen, die auf der Tagesordnung stehen, geschieht;darnach wollte er bestimmen. Weil nun
vorläufig über die Anträge noch nicht entschieden ist, beantrage ich, diesen Punkt einstweilenzurückzustellen,
bis die anderen Punkte erledigt sind.

VorsitzenderDr. Iarr es: Ich habe die Sache so aufgefaßt, daß der Aeltestenrat der Auffassung,
war es brauche eine Wahl dieser Ausschüsseuicht vor sich zu geheu. Es sollten aber alle Vorbereitungen dazu
aetrossen werden. Soviel ich weiß, sind sie auch getroffen worden. Herr Abgeordneter Haas beantragt
jedenfalls die Wahlen zu verschieben, bis über die sachliche Behandlung der übrigen Anträge Klarheit besteht.

Ich stelle diesen Antrag zur Abstimmungund bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. — Das

^ Wir treten in die Erörterung der Fragen der Hochwasserschäden und des Hochwasserschutzeswieder
ein. Die Rednerliste ist erschöpft. Ich bitte dann, abzustimmen.

Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter I)r. Stem.
Abgeordneter Dr. Stein: Ich stehe noch auf der Rednerliste. (Sehr richtig!)
VorsitzenderDr. Iarres: Wünschen Sie noch das Wort dazu?
AbgeordneterDr. Stein: Ich verzichte; ich wollte nur festgestellt haben, daß ich noch auf der Redner-

llsw stehe. ^ Di-. Iarres: Herr Stein, der auf der Rednerliste stand, hat verzichtet.
^err Nbaeordneter Knab, der sich zum Schlußwort gemeldet hatte hat das Wort gehabt.
Ri kommendann zur Abstimmung. Der Herr Abgeordnete Knab hat den Antrag gestellt, d,e Ab-

stimmung zu diesem Antrage namentlich vor sich gehen zu lassen. Das Wort dazu hat Herr Abgeordneter

^"" Abaeordneter Strunk: Ich beantrage, sowohl diesen Punkt der Tagesordnung als auch die anderen
«unkte die noch auf der Tagesordnung stehen, den: Provinzialausschuß zur Erledigung 3« uberweiftn
mü der Maß^ der Provinzialausschuß dem Provinziallandtag denn nächsten Zusammentritt Bericht
über die Art der Erledigung erstattet. (Lachen bei den Kommunisten.)
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VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag gestellt, die sämtlichennoch vorhandenen, noch nicht
erledigten Gegenstände dem Provinzialausschuß zur Erledigung zu überweisen, mit der Aufgabe, dem
Provinziallandtag darüber in der nächsten Sitzung Bericht zu erstatten.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich wende mich gegen diesen Antrag. Ich spreche es hiermit aus, daß die

vereinigten Parteien vom Zentrum bis zu den Deutschnationalen— es wird sich herausstellen, ob die Herren
Sozialdemokraten dabei sind (Zurufe rechts: Die haben Sie schon längst erkannt!) — die Verantwortung
dafür tragen müssen,wenn diese Anträge nicht erledigt werden. (Zuruf: Die Verantwortung tragen Sie!)
Ich habe im Interesse der Erledigung auf das Schlußwort jetzt verzichtet. Wenn ich rein formell hätte vor-
gehen wollen, hätte mir das Schlußwort zugestanden,denn ich habe vorher nicht das Wort zum Schluß be¬
kommen. Vor mir stand noch Herr Dr. Stein auf der Liste, der jetzt erst verzichtethat. Es gibt also keine
Rederei, uns die Verantwortung zuzuschieben. Sie sind dafür verantwortlich,wenn nicht über die Hochwasser»
antrage abgestimmt wird. Sie sind dafür verantwortlich, wenn nicht über die Fragen der Erwerbslosen¬
fürsorge und der Notstandsarbeiten abgestimmt wird. Sie sind dafür verantwortlich, wenn keine Stellung¬
nahme des Provinziallandtages zur Räumung herbeigeführt wird. Diese Verantwortung mögen Sie
draußen tragen.

Es wird über Ihren Antrag abgestimmtwerden. Aber wir beantragen dann auf Grund des § 39 der
Geschäftsordnung, daß die Abstimmung darüber, ob Sie für die Vertagung dieser gesamten Punkte sind,
namentlich vorgenommen wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich bedaure sehr, daß ein derartiger Antrag gestellt worden ist, denn ich bin der

Auffassung,daß wir es den Hochwassergeschädigten schuldig sind, hier heute Beschlüsse zu fassen und nicht
vorliegendeAntrage dem Provinzialausschuß zu überweisen. Wir sind es weiter den vielen taufenden von
Arbeitslosen schuldig, hier über die Not der Arbeitslosen zu verhandeln und Beschlüsse zu fassen. Das ist
umso einfacher, als heute der Provinzialausschuß zu den vorliegenden Anträgen Stellung genominen und
sich, außer der KommunistischenPartei, bezüglichder Hochwasserschäden auf einen Antrag geeinigt hat,
der mit großer Mehrheit angenommen wurde. Auch über die Notstandsarbeiten und die Arbeitslosenfragen
hat sich der Provinzialausschuß auf den Antrag der SozialdemokratischenPartei geeinigt; auch dieser An¬
trag würde also mit großer Mehrheit angenommen.

Wenn aber so verfahren worden ist, so muß ich schon sagen, daß Sie, Herr Kollege Knab, dazu wesentlich
beigetragen haben, weil Sie nicht allein, wie mir bekannt ist, zu diesem Antrage namentliche Abstimmung
beantragt haben, sondern, wie es mir vom Präsidiuni gesagt wurde, auch zu allen weiteren Anträgen nament¬
liche Abstimmungverlangen. (Abgeordneter Knab: Nein, das stimmt nicht!) Mir ist gesagt worden, es sei
auch zu allen weiteren Anträgen namentliche Abstimmung beantragt. (Abg. Knab: Nein, nur zu unseren
vier Anträgen!)

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter Knab, Sie haben nicht das Wort.
Abgeordneter Haas (fortfahrend): Wenn Sie anch nur zu Ihren vier Anträgen namentliche Ab¬

stimmung beantragt haben, so bin ich doch der Auffassung,daß Sie wissen müssen, wie langweilig hier eine
namentliche Abstimmung ist. Sie wissen ferner nach der Abspracheim Ausschuß,daß die große Mehrheit
sich auf einen Antrag geeinigt hat und daß Ihre namentlichen Abstimmungen nur Demonstrationen sein
können und nichts anderes. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)

Aus diesen Gründen bin ich der Meinung: Nicht allein diezenigen, die jetzt diesen Antrag gestellt
haben, daß alles dem Provinzialausschuß überwiesen werden soll, sind schuldig, sondern Sie sind die Ver-
anlasser dieser Anträge . (Sehr richtig! rechts.) Das muß hier festgestellt werden. Ich bedaure das sehr und
möchte wünschen, daß Sie den Antrag auf namentlicheAbstimmungzurückziehen, weil meine Freunde unter
allen Umständendiese Fragen heute erledigen wollen. Wir erreichen das, wenn Sie die Anträge auf nament¬
liche Abstimmung zurückziehen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Strunk.
Abgeordneter Strunk: Ich möchte noch betonen, daß es offenkundig ist, daß durch die vorher¬

gegangenen Abstimmungen,die durch Herrn Knab beantragt wnrden, keinerlei Abstimmungsergebniserzielt
werden konnte, das irgendwiezweifelhaft war. Es war ganz offenkundig und auch ausgesprochen,wenn auch
nicht in diesem Raume, daß man die namentlichenAbstimmungender Obstruktionwegen beantrage. Wir von
der Mehrheit des Hauses sind nicht gewillt, uns heute Abend durch Obstruktionsanträge der Kommunisten
hier länger festhalten zu lassen, als es notwendig ist.

Im übrigen haben wir zu den: Provinzialausschußdas Vertrauen, daß er die Antrage in dem Sinne
erledigen wnd, m dem st? auch der Provinziallandtag hier erledign würde, und das war ebenfalls eine
Veranlassung für unseren Antrag. Es sind also auch sachliche Gründe, die uns dazu veranlaßt haben
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Im übrigen möchte ich noch bemerken,daß der Provinzialausschußheute abend noch zusammentritt,
und zu den abzusetzendenPunkten der heutigen Tagesordnung Stellung nehmen kann.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Herr Strunk und auch Herr Haas, Sie können reden, was Sie wollen; Sie

werden sich aber nicht mit kühner Stirn hierherstellenund behaupten wollen, Sie uud die Rechtsparteien
hatten nicht bereits, bevor die Dinge so gekommen sind, beschlossen,die ganzen auf der Tagesordnung stehen¬
den Punkte dem Proviuzialausschuß zu überweisen. (Lebhafter Widerspruch, Zuruf des Abgeordneten
Strunk: Das ist eine Unwahrheit!) Herr Strunk, wir haben, nachdem uns mitgeteilt worden war, die Rechts¬
parteien beabsichtigten,die auf der Tagesordnung stehendenSachen vertagen zu lassen, in unserer Fraktion
beschlossen: Dann beantragen wir namentlicheAbstimmung. Bitte, meine Herren, wir hängen nicht an der
namentlichenAbstimmung, In dem Augenblick, in dem Sie Ihre Vertagungsabsichtenzurückstellen, stellen
wir unseren Antrag auf namentlicheAbstimmungzurück, aber erst dann, wenn Sie Ihre Vertagungsanträge
zurückziehen. Anderenfalls beantragen wir, daß über Ihren Nertagnngsantrag namentlichabgestimmtwird.

Also wir sind bereit, von jeder Erschwerungder Geschäftsordnungim Interesse der sachlich vorliegenden
Anträge Abstand zu nehmen, wenn Sie Ihre Obstruktion, die Sie eingeleitet haben, preisgeben.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen und Herren! Wir schließen uns dem Antrage des

Zentrums an.
Wenn der Herr Abgeordnete Knab vorhin hier ausführte, es hätte eine Vereinbarung zwischen uns

stattgefunden, so muß ich hiermit erklären, daß das die Unwahrheit ist. (Zustimmung rechts.) Eine solche
Vereinbarung hat nicht stattgefunden. Sowohl die Herren vom Zentrum als auch wir waren durchaus
bereit, wie wir es stets gewesensind, in guteu parlamentarischen Formen hier zu verhandeln und so lange
zu sitzen, als es notwendig gewesen wäre, um die Dinge sachlich zu erörtern. Nachdem aber Herr Abgeordneter
Knab und seine Freunde dazu übergegangen sind, systematisch jede parlamentarischeVerhandlung zu sabo¬
tieren, ist uns uusere Zeit zu schade dazu. Wir haben auch nicht mehr das Vertrauen zu Ihnen und Ihren
Freunden, Herr Knab, daß Sie, wenn Sie jetzt diese Anträge nolen« vulons zurückziehen, nicht andere Mittel
finden werden, um unsere Verhandlungen hinauszuziehen. Wir müssen deshalb bei unserem Entschlüsse
bleiben.

Der Provinzialausschuß wird uach seiner ganzen Zusammensetzung— davon sind wir überzeugt —
die Anträge aufs beste erledigen; er bietet dafür volle Gewähr. (Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarre s: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Knab hat — um
das klarzustelleu — für diesen Vertagungsantrag namentliche Abstimmung verlangt. Nach § 32 Absatz 2
der Geschäftsordnung ist eine namentliche Abstimmung bei Vertagungsanträgen nicht zulässig, (Bravo!
im Zentrum.)

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Ich möchte, nachdem Herr Abgeordneter

Knab erklärt hat, er sei bereit, seine Anträge auf uamentliche Abstimmung zurückzuziehen, doch dringend
bitten, daß Sie znm allermindesten noch die Notstandsangelegenheitenerledigen. Der Provinzialausschuß
ist jetzt zu einer Sitzuug einberufen, die er unbedingt abhalten muß. Wir haben weiter im Aeltestenrat be¬
schlossen,zn den Notstandsfragen nur 20 Minuten Redezeit zuzulassen. Ich bin der Auffassung, während
hier geredet wird, kann der Provinzialausschuß seine Sitzung abhalten. Wir würden also totsicher in einer
Stunde die Frage ordnuugsgemäß erledigt haben. Das sind wir meiner Ueberzeuguug„ach den Hochwasser^
geschädigten und den vielen Hunderttausenden, die im Rheinland«: arbeitslos umherlaufen, schuldig.Deshalb
bitte ich Sie dringend, doch diese eine Stuude noch zuzugebenuud Ihre Anträge zurückzuziehen.Dann wird
Herr Kollege Knab seine Anträge auch zurückziehen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Herr Dr. Wesenfeldhat unter Mißbrauch der

Gejchäftsordnungsdebatte hier die Behauptung aufgestellt, wir hätten die parlameutarischen Formen
verletzt und eine Obstruktiongetrieben. Infolgedessen sähen er und seine Freunde sich veranlaßt, von einer
weiteren Beratung abzusehen uud für Ueberweisuugau deu Provinzialausschußzu stimmen. Ich kann eine
solche Behauptung weder auf mir, noch auf meiner Fraktion sitzen lassen. Ich will folgendes feststellen,
Herr Dr. Wesenfeld:

NachdemSie von der Arbeitsgemeinschaftnnd das Zentrum sich verbündet haben, um der Kommu¬
nistischen Partei das zweite Mandat im Provinzialausschuß, das ihr auf Gruud ihrer Starke zustand,abzu-
treiben und dafür gesorgt haben, daß das Mandat, das wir eigentlichbekommen mußten, das Zentrum
bekan/so daß das Zentrum eine Mehrheit im Provinzialausschuß erhalten hat, die ihm auf Grund seiner
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Stärke nicht zustand, dürfen Sie es uns nicht verübeln, wenn wir von der GeschäftsordnungdenselbenGe¬
brauch machen, um uusere Rechte zu wahren, wie Sie es auch getan haben.

Also Ihren Vorwurf lehnen wir ab. Ich betone nochmalsdie Bereitschaft,jeden Antrag auf nament¬
liche Abstimmungzu unterlassen nnd durch einfacheAbstimmungüber die Anträge zu befinden, wenn Sie
von der Obstruktion, die Sie jetzt treiben wollen, anch Abstand nehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Strunk.
Abgeordneter Struuk: Zunächstmöchte ich bemerken,daß immerhin ein Unterschied darin besteht,

ob ich eine Wahlordnung oder ein Wahlgesetz für meine Partei oder für mich so ausnutze, wie es rechtmäßig
zulässig ist, oder ob ich obstrukliousmäßigeine Geschäftsordnungausnutze. Ich bin aber bereit, auf den Bodeu
des Herrn, Knab zu treteu. Herr Weseufeldhat bereits betont, daß wir keiu unbedingtes Vertrauen mehr
zum Herrn Knab haben. Es hat darnm zunächst Herr Abgeordneter Knab seine Anträge zurückzuziehen.
Tann werde ich meinen Antrag auch zurückziehen unter der Bedingung, daß die einzelnen Fraktionen sich
dahin einigen, daß die Redezeit für jeden Redner auf zehu Miuuteu beschränkt wird und jede Fraktion nur
einen Redner stellt.

Das ist ein Boden, ans deu wir treten können. Wenn wir heute Abend loyal mitarbeiten wollen
nnd wenn wir an alle die Ansprüche der Loyalität stellen und dementsprechendgehandelt wird, so steht nichts
im Wege, heute Abend ordnungsmäßig die gesamte Tagesordnung zn erledigen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen nnd Herren! Der Aeltestenrathat sich mit einer eventuellen
Beschränkungder Rededaner bereits beschäftigt. Er hat davon Abstand genommen, einen Antrag bezüglich
der Hochwasserangelegenheitenin der Richtungzn stellen. Bezüglich der wirtschaftlichen Notlage, insbesondere
der Erwerbslosenfürsorge, schlägt Ihnen aber der Aeltestenrat vor, für den Fall, daß es zu weiteren Ver¬
handlungen kommen sollte, die Rededaner auf 2N Miuuteu zu beschränken, selbstverständlich in dem Sinne,
daß für jede Fraktion bloß 20 Minuten im ganzen gesprochenwird. (Zuruf des Abgeordneten I)r. Kaiser:
Das ist zn lange!) Bezüglichder übrigen Angelegenheiten ist das nicht beschlossen worden.

Ich frage nun: Wird uoch das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht?
Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Wir ziehen unseren Antrag auf namentliche Abstimmung zurück.

/" Vorsitzender Dr. Iarre s: Sie ziehen den Antrag auf namentliche Abstimmungzurück. Damit ist
auch der Antrag Struuk zurückgezogen. (Zuruf des Abgeordneten Strunk: Aber zehn Minuten Redezeit!)
Um diesen Antrag zu stellen, mühte der Aeltestenrat zunächst wieder zusammentreten, denn diesen Antrag
kann nur der Aeltestenratnach § 25 der Geschäftsordnungstellen. „Der Provinziallandtag kann für bestimmte
Beratungen ans An trag desAeltestenrates nütDreiviertelmehrheit eiueLängstdauer der Rede¬
zeit feststellen." Der Aeltestenrat müßte also für diese Angelegenheitnochmalszusammentreten. (Zuruf des
Abgeordneten Strunk: Dann verzichteich darauf!) Weun ich die Dinge richtig überblicke, kommen wir,
glaube ich, genau so weit, wenn wir es bei dem Vorschlage des Aeltestenrats belassen. Ich möchte also vor¬
schlagen, bei dein Punkte 2 die Redezeit für jede Fraktion auf 20 Miuuteu Höchstdauer zu beschränken.Ich
bitte, damit wir uus darüber einig werden, dies schon jetzt mit Dreiviertelmehrheit zu beschließen. Ich darf
annehmen, daß im übrigen die Anträge zunickgezogen werden und für Diskussion freie Bahn ist. Ist das der
Fall? (Zustimmung.)

Dann bitte ich diejenigenDameu und Herren, die für den Antrag des Aeltestenrates sind, bei Punkt 2,
also Erwerbslosenfürsorge und Wirtschaftsnot, die Höchstdauerder Redezeit für sämtlicheFraktionen auf
20 Minuten zu beschränken, sich von den Plätzen zu erheben. — Das ist mehr als die verlangte Dreiviertel¬
mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen dann zur Abstimmungüber die Hochwasserschäden. Der Antrag der Sozialdemokmtischen
Partei ist dann erledigt, wenn zu Punkt 2: Erwerbslosenfürsorgebeschlossenwird. Es liegt der Antrag der
KommunistischenPartei vor, sowie der Antrag des Provinzialausschusses. Der weitergehende Antrag ist
unbedingt der Antrag der kommunistischenFraktion, der beantragt, den Betrag von 200 000 Mark auf
800 000 Mark zu erhöhen und 4 Millionen Mark von der Landesbank aus zur Verfügung zu stellen. Ich
lasse über diesen Antrag abstimmennnd bitte diejenigen,die dafür sind, sich zu erheben. — Das ist die Minder¬
heit. Ich lasse dann über die Entschließungdes Provinzialausschussesabstimmen.

Herr Abgeordneter Knab zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterKnnb: Ich bin der Meinung, über deu weitestgehendenAntrag muß zuerst abgestimmt

werden. Ich habe in meiner Rede beantragt, daß über unsere Entschließungzuerst abgestimmt wird, weil sie
weiter geht, und zwar getrennt über den ersten und zweiten Abschnitt.

Vorsitzender vi-. Iarres: Sie geht weiter. Ich lasse über den ersten Abschnitt der Entschließung,
die Ihnen vorliegt, zunächst abstimmenund bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben, — Das ist die
Minderheit.
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Wer für Absatz 2 ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist ebenfalls die Minderheit,
Wer für Absatz 3 ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Die Entschließungist abgelehnt.
Ich bitte dann diejenigen,die für die Entschließungdes Provinzialausschussessind, sich zu erheben,—

Sie ist einstimmig angenommen.
Dann kommen wir zu dein Zusatzantrage, eine lögliedrige Kommissionzu wählen, mit der Ab¬

änderung, daß der Oberpräsident dazu aus dem Kreise der Geschädigten Mitglieder zuziehen kann. Wer dafür
ist, den bitte ich, sich zn erheben. — Das ist die Minderheit. (Zuruf des AbgeordnetenKnab: Wir bitten um
die Gegenprobe!) Die Gegenprobe ist verlangt. Ich bitte diejenigen, die gegen diesen Antrag sind, sich zn
erheben. Das letztere ist die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt/

Wir kommen dann zu den Anträgen über die Wirts ch a f ts no t und
die Erwerbslosenfürsorge.

Das Wort hat als Antragsteller der Herr Abgeordnete Bict.
Abgeordneter Nick: Meine Damen und Herren! Der Antrag der SozialdemoKauschenPartei,

Mittel und Wege zu suchen, um der Erwerbslosigkeitzu steuern, liegt Ihnen in der Drncksachevor. Man wird
draußen im Lande lein Verständnis dafür haben, daß es in dieser »nichtigen Frage nicht möglichwar, die
erforderlicheZeit für ihre Behandlung bereitzustellen. Wir sind durch die Einstellungder KPD. uicht zu der
gewünschtenErörterung dieser äußerst wichtigenAngelegenheit der Arbeiterschaftgekommen. Ich möchte
diese Feststellung unter allen Umständen machen.

Meine Damen uud Herreu! Was uns in der Hauptsachebewegt hat, unsere Anträge einzubringen,
ist die Frage, die insbesonderedie Arbeitslosen draußen beschäftigt:Wie sind die Löhne der Erwerbslosen
bei Notstandsarbeiten heute zu gestalten?

Es spielen dabei die Einrichtungsgemeinden der Arbeitsnachweiseeine sehr wesentlicheRolle und
über den Rahmen der Einrichtungsgemeindenhinaus als oberste Landesbehördeauch das Iandesarbeitsamt.
Der Gesetzgeber hat in z 9 der einschlägigen Bestimmungen angeordnet, daß den Arbeitslosen, wenn sie als
Notstandsarbeiter in den Produktionsprozeß eingereiht werden, unter Berücksichtigung des Leistungsprinzips
auch die entsprechendenLöhne gewährleistetwerden sollen. In diesem Zusammenhange muß ich mich schon
einmal kurz ini allgemeinen mit den Dingen der Erwerbslosenfürsorgennd mit den wirtschaftlichenVer¬
hältnissen überhaupt befassen.

Die Frage ist hier: Was hat die Wirtschaftder überwiegenden Masse der arbeitenden Bevölkerung
als Eigentum gelassen? Da müssen wir uus doch darüber klar sein — und darüber herrscht kein Zweifel —,
daß weitesten Kreisen der Bevölkerung heute nur ihre Arbeitskraft geblieben ist! Die Wirtschaftals solche
gibt aber nicht die Möglichkeit, diese Arbeitskraft zu gebrauchen,sie in den Dienst der Wirtschaftzu stellen.
Es ist deshalb nur zu folgerichtig,daß wir auch auf die Dauer mit einer größeren Zahl von Erwerbslosen
zn rechnen haben weiden. Diese periodenweiseArbeitslosenmüssen wir in: Laufe der Zeit als einen Normal
zustandder Wirtschaft betrachten,und wir müssen uns aus diesem, Grunde in den zustäudigenKörperschaften,
vor allen Dingen in den kommunalenKörperschaften, mit der Tatsache abfinden, uns bezüglich der Behebung
der Arbeitslosigkeitauf längere Sicht einzustellen. Dafür, daß dieser Normalzustand besteht, trete ich folgen¬
dermaßen den Beweis an:

Die Gewerkschaftenhaben bereits in der VorkriegszeitErhebungen angestellt, wonachin den letzten
sieben Vorkriegsjahren, in denen sich bekanntlichHochkonjunkturenmit wirtschaftlichenDepressionen ab¬
gewechselt haben, die Zahl der Erwerbslosen zwischen 2,1 und 3,3°/, geschwankt hat. Ich brauche die ver¬
schärftenVerhältnisse,die sich in der Nachkriegszeitergeben haben, nicht besonders zu erläutern; sie stehen
ohne weiteres fest. Durch diesen Umstand ist die Zahl der dauernd Erwerbslosenunter allen Umständen ge¬
stiegen,und es wird auch in Zuknnft mit einer größeren Zahl von Erwerbslosen in der Wirtschaft ständig
zu rechuen sein. Sehen Sie, meine Damen und Herren, das ist das Gruudproblem, vor dem wir stehen:
Wir kommen nicht um die Notwendigkeitherum,, für diese Lente im Laufe der Zeit dauernd Sorge zu tragen.

Ich möchte in diesem Zusammenhange darauf aufmerksam machen, daß, insbesondere hier im
industriellenWesten, in der Nheinprovinz und in der Provinz Westfalen— zum, Teil durch deu Nuhrkmnpf
bedingt — ein großer Teil von Erwerbslosen schon zwei Jahre uud darüber hinaus erwerbslos ist. Dazu
fommt — und das ist die furchtbareTragik im Arbciterleben überhaupt — die Angst vor der Arbeitslosigkeit,
Meine Damen und Herren! Diese Angst vor der Arbeitslosigkeit,die heute auch schon in den vollkräftigen
Arbeitern umgeht, muß unter allen Umständen behoben werden. Auch uoch fähige Arbeiter stehen heute
täglich vor der entscheidenden Frage: Was wird morgen, wenn die Wirtschaftdeine Arbeitskraft nicht mehr
will? Diese Tragik des Arbeiterlebens steigert sich bei zunehmendem Alter geradezu zur Unerträglichkeit.
Meine Damen und Herren! Das ist das Ientralproblem, welches wir bei der Erörterung dieser Angelegenheit
in den Vordergrund.schieben müssen.



3s 70. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 27. Jan uar 1926,__________

Wir sind uns dessen bewußt, daß die Wirtschaft als solche auch heute noch ein Interesse daran hat,
diese Zustände bestehen zu lassen, weil sie es gerne sieht, wenn der Arbeitsmarkt eine große Armee von Er¬
werbslosenzur Verfügung hat. Die SozialdemokratischePartei auch des Provinziallandtages wird sich mit
allen Mitteln gegen derartige Tendenzen, wenn sie von der Wirtschaft angewandt oder versucht werden
anzuwenden, wehren. Wir rufen in diesem Zusammenhange aus: Wir verlangen uuter allen Umstandeneine
Beschäftigungdes Heeres der Erwerbslosen und eine Zahlung angemessenerLöhne schon als Erfüllung der
elementarsten volkswirtschaftlichen und staatspolitischenAufgaben, Meine Damen und Herren! Wir sind
uns der Wichtigkeit der Angelegenheit voll und ganz bewußt. Es wird in diesem Hause unbestritteu seiu,
daß tatsächlich durch derartige Arbeitslosenperiodenin großen Kreisen der Arbeiterschaftdie demoralisierende
Wirkung solcher Zustände nichl ausbleiben wird und auch nicht ausbleiben kann.

Der Provinzicilllusschußhat eine Behandlung des von uns eingebrachtenAntrages über die Fürsten¬
abfindung zurückgestellt.Meine Damen und Herren! In diesem Zusammenhange möchte ich Sie darauf
hinweisen,daß es doch im Grunde genommen bedauerlich ist, daß nicht auch der Rheinische Provinziallandtag
wenigstens in etwa zu dieser Frage Stellung genommen hat. ,Was steht heute den Forderungen, die die
deutschen Fürsten stellen, auf der anderen Seite gegenüber? Millionen Erwerbsloser warten auf Beschäfti¬
gung. Millionen Erwerbsloser könnten mit den unerhörteu Forderuugeu der deutscheuFürstenhäuser be¬
friedigt werden, wenn man sie in der Weise abfinden würde, wie man meinetwegen die Sparkassengläubiger
durch die Aufwertung bedenktuud wie mau darüber hinaus heute die Kriegsanleihen, und was damit in
Zusammenhang zu bringen ist, aufgewertet hat. Ich erinnere auch kurz an den großen Kreis der Ausland-
deutschen, die heute noch auf die Befriedigung ihrer berechtigtenWünsche und Forderungen gegenüber ihrem
früheren Vaterlande warten.

Meine Damen uud Herren! Einiges im besonderenzu uuseren Anträgen. Ich muß da einige Zahlen
anführen. Ich wende mich dabei insbesonderean den Herrn Oberpmsidenten als Vertreter der preußischen
Staatsregierung. Ich möchte ihn daranf hinweisen, daß mit Rücksichtauf die geradezu katastrophalenZu¬
stände in der Rheinprovinz, die darin zum Ausdruck kommen, daß die Nheinprovinz auf tausend Ein¬
wohner 25,9 Erwerbslose hat, daß sie also an zweiter Stelle im ganzen deutschen Reiche steht, und mit Rück¬
sicht auf die wirtschaftlichenVerhältnisse, die ich Ihnen vorhin in allgemeinem Zusammenhang geschildert
habe, stärker durch Staatsmittel gedacht werden muß, als es bisher geschehen ist, wenn im Rheinlands in der
erforderlichenWeise die Erwerbslosenfürsorge durch die Inangriffnahme von Notstandsarbeiten betrieben
werden soll.

Wenn wir uns dieZahleu iunerhalb derRheinprovinz eimnlll ansehen, dann können wir feststellen/'daß
am 15. Dezemberallein 177934Erwerbslosevorhanden waren. DieseZahlistbiszuml.Iauuar diesesIahres
auf 247 760 gestiegen. Unter diesen 247 760 Unterstützungsempfängernbefinden sich 9596 Notstandsarbeiter.
Es entfallen demnachauf 100 Hauptunterstützungsempfänger jetzt in der Rheinprovinz nur 3,87. Im Juni
1925 war der Hundertsatz der beschäftigten Notstandsarbeiter 19,5. Wir sehen also, daß die Bereitstellung der
Notstandsarbeilen mit dem Steigen der Erwerbslosenziffern absolut uicht Schritt gehalten hat. Gerade
diese Statistik, die auf Grund amtlicherZahlen des Landesarbeitsamtes zusammengestelltNwrden ist, beweist
uns mit eminenter Deutlichkeit,daß wir iu erhöhten: Maße dazu übergehen müssen, die erforderlichenMittel
für die Inangriffnahme weiterer Notstandsarbeiten zn erwirken. Soweit Provinzialmittel nicht vorhanden
sind, müssen wir als Provinziallandtag größere Ueberweisungen aus Staats-und Reichsmitteln für diese
Zwecke fordern. Meine Damen uud Herreu! Wir sind uns darüber klar gewesen— aus dem Grunde haben
wir auch nicht die Bereitstellung irgendwelcher Mittel seitens des Pruvinzialausschussesverlangt —, daß
zum Teil noch Arbeiten vorhanden sind, die unserer Auffassungnach jetzt als produktive Notstandsarbeiten
durchgeführtwerdeu können. Wir haben auch in unserem Antrage zum Ausdruck gebracht,daß wir in erster
Linie wünschen,daß die von: 69. RheinischenProvinziallandtage beschlossenen Arbeiten zuerst in Angriff
genommen weiden. Wir haben seinerzeit die Verlegung des Angerbachs, die Verlegung des Kittelbachs
und die Entwässerung des Bieslich-Hüthumer Deichpolders und die Regulierung der unteren Wupper be¬
schlossen. Ich habe mich dahin informieren lassen, daß die Zuschüsse der Landesverwaltnng für diese Arbeiten
inzwischen ausgezahlt sind. Ich habe aber nicht feststellen können, ob die Arbeiten nun auch restlos vollendet
smd. Ist das nicht der Fall, so wird es aus Zweckmäßigkeits-und wirtschaftlichenGründen angängig sein,
zu versuchen, die für die Durchführung dieser Arbeiten erforderlichenMittel auf dem schnellsten Wege für die
Rhemprovmz flüssig zu mncheu,weil diese Arbeiten ja doch schon projektiert und zum Teil schon in Angriff
genommen sind und meiner Auffassung nach aus wirtschaftlichem Gründen durchgeführt werden müssen,
Gleiche Wunschehaben wir bezüglich einer stärkeren Anspcumuugbei dem Ausbau der Anstalt Süchteln.
den M der 69. Provinziallandtag anch beschlossenhat. Dann aber hat der 69. Provinziallandtag auf Antrag
der Sozialdemokrati,chenPartei auch die Kultivieruug vou Oedland beschlossenund den Proviuzialnusschuß
ermächtigt,dafür einen jährliche,: Betrag von 1 Million flüssig zu machen. Es wäre in Erwägung zu ziehen
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ob nicht auch hier auf dem Wege der produktivenErwerbslosenfürsorgedie wirtschaftliche Not in etwa ge¬
lindert werden kann.

Wir haben unter Pnnlt 2 unseres Antrages die schnellsteInangriffnahme weiterer Arbeiten wie anch
den Ausbau uud die Instandsetzung der Provinzialstraßen nnd des Kreiswegebaues verlaugt. In diesem
Zusammenhange möchte ich darauf hiuweiscn — ein Souderfall im Kreise Neuwied zwingt mich dazu —,
daß es Landkreisegibt, in denen die Auffassungbesteht,nach dem 1. April würden seitens der Provinzial-
uerwaltuug für die Durchführungder Kreiswegebauarbeitennicht mehr die,nutwendigenMittel bereitgestellt.
Wir sind der Meinung, daß hier den Kreisengegenüber Klarheit geschaffen weiden muß uud daß unter allen
UmständenMittel und Wege zu findeu sind, die Arbeiten anch über das Ende des jetzigen Rechnungsjahres
hinaus durchzuführen.

Wir möchten u.a. darauf hinweisen,daß auch in Erwägung zu ziehen ist, ob nicht in Verbindung mit
der ReichsbahnWege gefunden werden können, insbesondereden erforderlichenNahnbau im Kreise Kochem
a. d. Mosel zu verwirklichen. Es ließe sich schon eine Möglichkeitschaffen,dort auch einen Kleinbahnbau
vorzunehmen. Die wirtschaftliche Notwendigkeit ist begründet durch die schlechten Verkehrsmöglichkeiten,
die gerade die Winzer in diesem Teil der Rheinprovinz haben. Es wäre zu erwägen, ob dort nicht auch aus
Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge in Verbindung mit der Reichsbahngesellschaftjetzt dieser
erforderlicheBahnbau durchgeführt werden kann.

Wir haben dann besonders unter Puukt 4 unsere Forderung betont, auch für die Förderung des
Wohnungsbaues Mittel der produktiven Erwerbslosenfürsorgebereitzustellen, z 32 der einschlägigenVer¬
ordnung besagt, daß dies bisher nicht geschehen kann, und alle Durchführungsverordnuugen untersagen bis
heute die Bereitstellung irgendwelcherMittel für den Hochbau. Meiue Dameu und Herren! Auch dieser
Zustand ist mit Rücksichtans die vorhandene Not uumöglichaufrecht zu erhalte,:. Es muß m. E. unter allen
Umständendarauf hingewirktwerden, daß die Arbeiten der produktivenErwerbslosenfürsorgeauch iu irgend¬
einer Weise einen Rentabilitätswert repräsentieren, wenn sie fertig sind. Da ist unserer Auffassungnach der
Wohnungsban der gegebene Voden, um unseren Wünschengerecht zu werdeu.

Ich kann natürlich in der Kürze der Zeit nicht im einzelnen auf all diese Diugc, die ich jetzt kurz au
geschnittenhabe, eingehen. Aber, meine Damen und Herren, über den Rahmen der formellen Arbeiten
hinaus, die der 70. Rheinische Provinziallandtag zu erledigen hat und die in der Hauptsachein den Wahlen
zum Staatsrat, zum Provinzialausschuß usw. bestehen,hat der Provinziallandtag auch die Pflicht, unter
allen UmständenWege zu suchen, um der in der Rheinprovinz in erhöhtem Maße sich bemerkbarmachenden
Not zu steuern. Wir glauben als SozialdemokratischePartei durch die kurzen Hinweise, die ich Ihnen gegeben
habe, und die ich, wie ich schon bemerkte,nicht mehr näher erörtern kann, Ihnen den Weg gewiesen zn haben.
Der RheinischeProvinziallandtag hat zu entscheiden,ob er den Erwerbslosen und den Notstandsarbeitern
draußen im Lande durch die Annahme des sozialdemokratischenAntrages dienen will. (Beifall bei den
Sozialdemokmten.)

Vorsitzender I)i. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Oberdörster.
Abgeordneter Oberdörster: Bei Behandlung unserer Anträge für die Hochwassergeschädigten

haben die Redner der bürgerlichenParteien sich berufen gefühlt, einer wie der andere zu erklären, diese Am
träge entsprächenja doch nnr einem Agitationsbedürfnis der Kommunistischen Partei. Und Sie werden dies
jetzt wahrscheinlich wieder vom Rednerpult aus auch zu den Anträgen sagen, die wir zur Linderung der Not
der Erwerbslosenund zur Beschaffungvon Arbeitsgelegenheitfür diese gestellt haben. Das Interesse, das die
bürgerlichenParteien dem Erwerbslosenproblementgegenbringen, wird am treffendstendurch die Anwesen¬
heit von nur einigen Mitgliedern dieser Parteien bei der Behandlung dieser Angelegenheit charakterisiert.
Im Augenblick demonstrierenTauseude in der Nähe dieses Hauses für Arbeit und Brot. Wir werden nicht,
wie der Redner der SozialdemokratifchenPartei, an Ihre Tränendrüsen appellieren, sondern nur stellen
als Vertreter der Erwerbslosen Forderungen, die wir von der bürgerlich«: Gesellschaft erfüllt wifsen wollen.

Die Zahl der Erwerbslosen im Rheinlcmde,die von Herrn Bick genannt wurde, ist nur die Zahl derer,
die eine Hunaerunterstützungerhalten. Aber die Zahl derer, die nichts bekommen,ist genau so groß. (Sehr
richtig! links.) Wir haben zurzeit im Nheinlande 550 000 bis 600 000 Erwerbslose, die arbeiten möchten,
denen man aber eine Arbeitsgelegenheit nicht gibt.

Wenn man in der Verfassungdem Deutschen das Recht auf Arbeit zugesteht uud für den Fall, daß man
keine Arbeit geben kann, ihm feinen Lebensunterhalt sichert, muß mit allem Nachdruck gefordert werden, daß
zunächst alle, die erwerbslos sind, gleichgültig, wie lange die Erwerbslosigkeitdauert, gleichgültig, aus welchen
Ursachen sie entstanden ist, eine Unterstützungerhalten, die ihnen einigermaßen eine Lebensmöglichkeit sichert.
Die heutigen Unterstützungensind Hungerunterstützungen,bei denen die Erwerbslosen mit ihren Fam'lum
allmählichverhungern müssen. (Lebhafte Zustimmung bei den Kommunisten.) Sehen Sie sich die Statlsttt
un erer Schulärzte au, dann finden Sie, daß der Prozentsatz der unterernährten Kinder ein ungeheurer ist.
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Das bedeutet, daß allmählich die deutsche Volkskraft zu Gruude geht und das Wort Grubeis mehr und mehr
in Erfüllung geht, daß 20 Millionen Deutsche auswandern müssen. Und wohin? Zum Friedhof! Deshalb
fordern wir, daß alle in die Erwerbslusenunterstütznngaufgenommen werden, nicht nur diejenigen, die auf
Grund der heutigen schikanösen Bestimmungen ein Recht zur Aufnahme haben, sondern alle ohne jede Be¬
dingung.

Wir fordern weiter, daß die Kurzarbeiter, die heute bei den Schandlöhnen des beutegierigen Unter¬
nehmertums zum Teil noch weniger haben als ein Erwerbsloser, ebenfalls in die Arbeitslosenunterstützung
eingegliedert werden

Aber es wird auch notwendig sein, hier ein Wort zn den Ursachen dieser Dinge zu sagen. Nach bürger¬
lichen Begriffen haben wir eine Kapitalkrise,haben wir eine Uebersetzung in den Apparat der Warenvertei-
lnng. Das sind angeblichnach bürgerlichen Begriffen die Ursachen dieser Wirtschaftskrise. Wir sagen im
Gegensatz duzn: Die Ursachen dieser Wirtschaftskrise liegen in dem Widersinnder kapitalistischen Wirtschafts¬
weise. Diese Krise ist nichts anderes als eine Produktionskrise. Diese Krise hat ihre Ursache darin, daß die
kapitalistische Welt keine Möglichkeit hat, die Waren, die sie erzeugen kann, abzusetzen. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.) Das ist die Ursache dieser Krise. Diese Ursache wird die kapitalistische Wirtschaftnicht
überwinden. An dieser Ursache wird sie zugrunde gehen. Dieser Widersinn der kapitalistischen Wirtschaft,
der heute durch die Verhältnisse jedem Arbeiter, auch dem Zentrumsarbeiter, deutlich vor Augen geführt
wird, wird die Arbeiter zusammenführen im Kampf um ihre wirtschaftlichen Interessen. (AbgeordneteFrau
Plum: Sehr gut!) Auf der einen Seite Millionen Menschen in Deutschland,ungefähr 3 Millionen in Eng¬
land nnd 11/, Millionen in den skandinavischen Staaten, in Holland, in Italien und in der Schweiz — gar
nicht zu teden von der Tschechei, von Polen und von Oesterreich —, Millionen Arbeitsloser, die alles das,
was die Menschenzum Leben notwendig haben, schaffen könnten, anf der anderen Seite Warenberge, für
die keine Käufer vorhanden sind. Millionen Menschen,die nicht das Notwendigste zum Leben, nicht das
Notwendigstean Kleidung haben, die in elenden WohnlöchernHausen müssen. Dieser Widersinn wird den
Arbeitern die Augen öffnen und sie dazu briugen, daß sie eine Wirtschaftaufbauen, die wirklich jedem eine
Lebensberechtigunggibt.

Das sind die Ursachen. Deshalb sagen wir: Die Maßnahmen, die hier zur Ueberwindung der Krise
getroffen werden, können diese Ursachen nicht beseitigen.Aber wir fordern, daß Arbeitsgelegenheitgeschaffen
wird, damit wirklich auf allen Gebieten die notwendigsten Arbeiten durchgeführt werden.

Die Bereitstellung der Mittel sowohl für die Erhöhung der Unterstützungenals auch für die Durch¬
führung der Notstcmdsarbeitenwird, solangedie kapitalistische Gesellschaft existiert, nicht nur mit Schwierig
leiten verbunden, sondern rein unmöglich sein, wenn nicht die Arbeiterklasseden nötigen Druck aufbringt,
die herrschende Klasse dazn zu zwingen. (Abgeordneter Schröer-Essen:Sehr gut!) Die kapitalistische Gesell
schaft kann in dieser Periode des Niederganges ihre Herrschaftnur noch anstecht erhalten, wenn sie die Ar¬
beitslosen verhungern läßt . (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Nnr auf Kosten des Arbeiters, nur durch
die Enteignung des kleinen Mittelstandes wird es der jetzigen Wirtschaftnoch eine zeitlang gelingen, sich zu
behaupten. Das wird noch ein Answeg sein, aber kein endgültiger. Ans dieser Sackgasse gibt es kein Ent-
rinnen.

Die Arbeiterschaftwird anch Wege zeigen, wie man diese Mittel aufbringen kann. Wenn in der jetzigen
Periode des parasitären Kapitalismus die Großkapitalien Subventionen vom Staat verlangen, so werden
wir alles daransetzen,daß Schluß mit dieser Snbventionswirtschaft gemachtwird. Wir werden alles daran¬
setzen, um die Arbeiterschaftzu mobilisieren. Wir weiden nicht mehr dulden, daß noch einmal den Kohlen¬
baronen über 700 Millionen in den Rachen geworfen werden. Wir werden alles daransetzen,daß nicht große
Konzerne, wenn auch in versteckter Form, Subventionen des Staates erhalten. Wir verlangen, daß diese
Mittel zur Linderung der Not, zur Erhöhung der Unterstützungen,zur Durchführung von Notstandsarbeiten
znr Verfügung gestellt werden.

Nach den letzten Veröffentlichungendes Reichsfinanzministeriumswird im laufendenEtatsjahr mit einer
Mehreinnahmevon700Millionen gegenüberdem Voranschlaggerechnet. Dies wurde erst vor zehnTagendurch
das Neichsfinanzministeriumbekannt gegeben. Es wird notwendig sein, daß heute der Rheinische Provinzial¬
landtag fordert, daß angesichts dieser ungeheueren Hochwasserkatastropheund angesichts der besonders
,chweren Wirtschaftskrisedes Nheinlandes aus den voraussichtlichenUeberschüssenMittel bereitgestellt
werden, danut die Arbeiten, die erforderlich sind, um solche Dinge zu verhindern, durchgeführtwerden können.
Das haben "lr m unserem jetzigen Antrage wiederum gefordert, obwohl wir nicht allzuvielHoffnung haben,
daß S:e die Umsichthaben, nnn einmal solchen berechtigtenForderungen Nachdruck zu geben. Sie haben vor-
hm w der Abstimmunggezeigt, daß Sie nicht einmal soviel Mut aufbringen, um der Reichsregierung einen
Elchen Antrag auch nur zu unterbreiten. Aber das ist die natürliche Folge Ihrer ganzen Einstellung, weil
Sle mchts anderes zu tun haben, als die Interessen der Besitzenden zu wahren. Sie können keine proletarischen
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Interessen wahrnehmen. Deshalb sind die Worte, die Sie dazu reden, weiter nichts als Phrasen, nm Ihre
wirkliche Einstellungzu deu Dingen zu verbergen. (Lebhafte Zustimmung bei den Kommunisten.)

Als einziger Ausweg aus diesen Zuständen wird nur eine grundlegende Aenderuug der Wirtschafts¬
weise möglich sein, die wir erstreben, für die wir all uusere Kraft einsetzen werden, weil wir wissen, daß mit
allen Palliativmittelchen an diesen Dingen nichts geändert werden kann. (Sehr gut! bei deu Kommunisten.)

Herr Bick hat bereits vorhin gesagt: Wenn wir früher mit periodenhafter Arbeitslosigkeitzu rechnen
hatten, so haben wir es jetzt mit einem Dauerzustände zn tnn. Das stimmt durchaus. Die Bestrebungen der
deutscheu Industrie laufen nicht nur darauf hinaus, die Steuern zu schiuden, die sozialen Einrichtungen ab«
zubauen, die Nrbeiterrechtezu verschlechten!, durch Verlängerung der Arbeitszeit die Produktionskostenzu
verringern, sunderndie Industriellen sehen, daß sie nur wettbewerbsfähig weiden können, wenn sie auch den
Produktionsappamt technischdein Produktionsapparat der Vereinigten Staaten von Nordamerikaanpassen
können. Wir sehen, wie diese Nationalisierung der Industrie mit Riesenschrittenvorwärts geht, wie im
Kalibergbau bereits die Sache durchgeführt ist, wie dort bereits 60°/, aller Arbeiter hinausgedrücktsind.
(Hört! hört! bei den Kommunisten.) Wir sehen, daß im Nuhrbergban diese Rationalisierung bereits zu
mindestens50 bis 60°/, durchgeführtist uud daß in den letzten 1^ Jahren sich die Zahl der im Nuhrbergbau
Beschäftigtenum ungefähr 180 000 Mann Belegschaftverringert hat, uud trotz dieser Verringerung der Zahl
der Beschäftigtensind die Prodnktionsziffern genan die gleichen geblieben. Wir sehen, wie in der rheinisch¬
westfälischen Montanindustrie die Diuge ebenfalls mit Niesenschrittenvorwärts gehen. Wir werden in den
über 100 Betrieben, die jetzt zum Stahlkonzeru zusammengeschlossen werden, nach der Frankfurter Zeitung
eine Verringerung der Belegschaftsstärke um rund 40 000 Arbeiter erhalten. (Zuruf eines Kommunisten:
Unerhört!) Aber das wird nicht allein die Auswirkung dieser Nationalisierung sein. Die Klein- und Mittel¬
betriebe werden der Konkurrenzmit diesen Trusts nicht gewachseu sein; sie werden dabei an die Wand ge¬
quetscht. Die Arbeiter iu diesen Betrieben werden aufs Pflaster geworfen. So werden wir nicht nur mit
der jetzigen Zahl der Arbeitslosigkeitzu rechnen haben, sondern wir werden, auch wenu im Frühjahr die
Landwirtschaftund vielleicht auch das Baugewerbe einige Kräfte vom, Arbeitsmarkt abziehen, eine Arbeits¬
losigkeit behalten, wie wir sie heute haben und die vielleicht noch darüber hinausgeht, iufolge der Entwicklung
unserer gesamten Wirtschaft.

Glauben Sie, daß die Arbeiter diesen Znstand endlos mitmachen,daß sie vor Hunger verrecken?Nein,
das läßt die Natur nicht zu. Da gibt es uichts anderes als Kampf um die Existenz,Kampf um die Selbst»
erhaltung. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Dann werden wir diese Gesellschaft hinwegfegen. Aber
dabei allein werden wir es nicht belassen,sondern auf allen Gebieten werden wir dafür eintreten, daß die
Gesellschaft Mittel zu einer Unterstützungbereitstellt, die die dringendsten Lebensbedürfnissezu befriedigen
gestattet, daß sie auch die Mittel zur Durchführung wirklich notwendiger Arbeiten zur Verfügung stellt.

Zu diesem Punkte haben wir außer dein Ihnen vorliegendenAntrage, der speziell auf die Notstands¬
arbeiten und die Erwerbslosenfmge zugeschnittenist, einen Antrag vorgelegt, der sich gegen die gesetzlichen
Bestimmungenüber die Auszahlung der sogenanntenNuhrkampfunterstützungwendet.Die jetzt geltendenBe-
stimmungen sind in ihrer Auswirknng so, daß in: günstigsten Falle 5 bis 6°/> derer, die durch den Ruhrkampf
wirklichen Schaden erlitten haben, diese Unterstützuugerhalteu. Wenn wir heute die Kreise der Erwerbslosen
durchgehen,dann stellen wir fest, daß fast 90°/, der Erwerbslosen anch in der Zeit vom 1. Oktober 1923,
wo die Lohnsicherungzu Ende ging, bis zu den Jahren 1924 und 1925 Opfer der Nuhrbesetzung waren. Aber
auf Grund der schikanösen Bestimmungen, wonach drei verschiedene Bedinguugeu erfüllt sein müssen, bevor
der Arbeiter in den Genuß dieser Unterstützungkommt, erhalten höchstens 5 bis 6°/, die Unterstützung. Wenn
Sie auch nur etwas tun wollen, wenn Sie wirklich hier nur eine Kompensationfür die Arbeiter wollen gegen¬
über den 715 Millionen, die man den Nuhriudustriellenauf Grund des Nuhrkampfes in den Rachengeworfen
hat, dann, bitte, stimmenSie unserem Antrag zu, der fordert, daß diejenigen dle m der Ze,t vom 1. Oktober
1923 bis 31. Dezember 1925 einschließlich 60 Tage arbeitslos gewesensind, diese Unterstützuugerhalteu,
die an und für sich schon lächerlich gering ist.

Wir beantragen ferner, daß über unseren Antrag zu der Erwerbslosen- und Notstaudsarbeiterfrage
in sechs Abschnittenabgestimmt wiro, damit in den Fällen, wo vielleicht der eine oder andere bereit ist, für
unseren Antrag zu stimmen, dazu die Gelegenheit gegebenist.

Außer den bereits vorhin angeführten Tatsachen hinsichtlich der Neichsfinanzen zur Bereitstellung
der Mittel für Notstandsarbeiten ist es sicherlichnotwendig, noch auf eins hinzuweisen, wodurch auch sowohl
für dieNotstaudsarbeiter als auch für andere Vevölkerungsschichten Erleichterungenihrer Lebenslage möglich
sind. Nachdemdie Reaktion in Deutschlandsich wieder kräftig fühlt, habe,: allerhand ehemalige Potentaten
auch Aufwertungsllnsprüche gestellt, nachdem ihnen bereits von der demokratischenRepublik allerhand
Milliönchen zugeschustertworden waren.



40 70. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 27. Januar 1926.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich mache den Herrn Redner darauf aufmersam, daß die 20 Minuten,
die der Kommunistischen Partei zur Verfügung stehen, abgelaufen sind. (Znrnf eines Kommunisten: Immer
gerade, w nn der Wilhelm drankommt!) Ich muß bitten, abzubrechen.

Abgeordneter Oberdörster: Ich bin sofort fertig. Wenn bei diesen Dingen die Deckungsfrage
aufgeworfen wird, dann, bitte, sorgen Sie mit dafür, daß diese 3-Milliarden-Ansprücheder Deserteureund ehe¬
maligen Putentaten nicht erfüllt werdeu (Sehr gut! bei den Kommunisten),daß diese Mittel für die Erwerbs»
losen uud für die Durchführung von Notstandsarbeiten konfisziertwerden, daß diese Schlösserfür Kinder»,
Säuglings- und Siechenheime, die in Deutschlandbitter notwendig sind, eingerichtetwerden. Dann ist es
vielleicht möglich,daß die kapitalistische Gesellschaft ihre Lebensdauer um eiuige Tage verlängert. (Sehr
gut! bei den Kommunisten. Lachen bei den bürgerlichenParteien.)

Vorsitzender l)r. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Esser.
Abgeordneter E ss er°Euskirchen: Meine Damen und Herren! Auch meine Fraktion ist der

Meinung, daß die Erwerbslosenfrage znrzeit die dringensteist und daß sie bei der Besprechungder wirtschaft¬
lichen Fragen in die erste Reihe zu stellen ist. (Zuruf eines Kommunisten: Das haben wir eben gesehen.)
Die Erwerbslosigkeitin Teutschland hat sich zweifelloszu einer Katastrophe ersten Ranges entwickelt. Für
uns als Rheinischen Provinziallandtag kommen selb verständlichzunächst die rheinischen Verhältnisse in
Betracht. Da müssen wir mit Bedauern feststellen,daß wir im Rheinland bezüglich der Erwerbslosigkeit
im ganzen deutschenReiche an erster Stelle stehen.

Im Reichstage ist im 16. Ausschuß für die besetzten Gebiete stets auf die Notwendigkeithingewiesen
worden, der rheinischen Wirtschaftbesondersmit Rücksicht ans die großen Erwerbslosenzifferneine besondere
Fürsorge zuteil werden zu lassen. Ich bin der Meinung, daß wir im RheinischenProvinziallandtag das
ganze Teutschland auf diese außergewöhnlichenVerhältnisseim Rheinlande heute hinlenkenmüssen, indem
wir die Ziffern der Erwerbslosen im Nheinlande denen des übrigen, des unbesetzten Deutschlands,gegenüber¬
stellen.

Der Herr Redner der SozialdemokratischenPartei hat eine Reihe von Ziffern angegeben, die aber durch
die neuesteuFeststellungenüberholt sind. Während wir am 1. Januar 1926 219 000 Hauptunterstützungs-
l'mpfänger — das sind 30,6, nicht 25 auf 1000 Einwohner — hatten, ist diese Ziffer bis zum 15. Januar
auf 247 760 Hauptunterstützungsempfanger mit 323 567 Iuschlagsemsifäugern, d. h. unterstütztenFamilien-
mitgliedern, gestiegen,und der Durchschnitthat sich für die Rheinprovinz von 30,6 auf 34,7 Hauptunter'
stützungsempfängerauf 1000 Einwohner erhöht. (Abgeordneter Haas: Hört! hört!) Die Lage ist in den
einzelnen Bezirken verschieden. Von einzelnen Städten werden geradezu erschütternde Ziffern gemeldet:
Am 1. Januar 1926 hatte der Bezirk Mayen 68,1 Hauptunterstützuugseinpfänger auf 1000 Einwohner,
Lennep 54,6, Duisburg 48,2, Remscheid 46,8, Eschweiler 45,7, Ahrweiler 44,3 und Siegburg 42,8. Meiue
Damen und Herren! Das sind Ziffern, auf die wir mit Recht hinweisen, wenn wir vom ganzen deutschen
Vaterlande Berücksichtigung der besonderen rheinischenVerhältnisse verlangen. Wir stellen fest, daß diese
überaus große Not im Zusammenhang steht mit den Jahren des Ruhrkampfes, der Separatisteubewegung,
der Besatzung,der Äbschnürungvom alten Vaterlande, die unser Wirtschaftsleben auf Jahrzehnte hinaus
auf das llllerschwerstegetroffen haben.

Die Frage ist nun, meine Damen uud Herren! Was kann der RheinischeProvinziallandtag in dieser
Frage tuu? Die Anträge der Kommunisten uud der sozialdemokratischeu Fraktion liegen nns vor. Die
kommunistische Fraktion hält es für angemessen,den RheinischenProvinziallandtag zu der Frage Stellung
nehmen zu lassen, ob eine Erhöhung der Unterstützungssätze um 50'/, und die Einführung einer Kurzarbeiter-
Unterstützung gefordert werden soll. Ich stelle fest, daß der Rheinische Provinziallandtag hier zn spät klommt,
weil dem sozialpolitischen Ausschußdieser kommunistische Antrag auf Erhöhung der'Unterstützungen um
50°/, bereits vorliegt und auch schon bearbeitet worden ist. (Zuruf eines Kommunisten: Dann wollen wir
drückenhelfen!). Ich stelle nur fest, wie die Dinge liegen. Sie sehen, wie überflüssiges ist, daß wir uns mit
diesen Fragen noch befassen. Der sozialpolitische Ausschußdes Reichstages ist sich einig, vollständig einig
von der äußersten Rechten bis zur äußersten Linken, daß die derzeitigen Erwerbslosenuuterstützungssätze
'"/^L^^M- "^ ^ Ausmaß der Erhöhuug kann man allerdings verschiedener Meinung sein, denn
Meßllch müssen die Unlecstützungendoch anch mit denMöglichkeitenauf finanziellem nnd wirtschaftlichem
Gebiete in Einklang gebracht werden. (Zuruf eines Kommunisten:Aber anch die Hohenzollernabfindungen!).
^a, verehrter, ich glaube nicht, daß die kommunistische Fraktion sich über die Frage, die ich hier bespreche,
den Kopf zerbricht. Tatsache ist, daß die letzte Erhöhung der Erwerbslosenunterstützungssätze,die wir im
Dezember beschloswn haben die Erhöhung der Hauptunterstützungssätzeum 20°/« und der Familienunter¬
stützung um 10°/, die Neste der verfügbaren Mittel aus dem Haushalt des Reiches vollständig in An¬
spruch nimmt und daß, nachdem die Unterlagen für die Kalkulation sich durch das über alle Erwartungen
hinausgehende Steigern der Erwerbslosenzahl vollständig verschoben haben, die Mittel jetzt bei weitem
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nicht mehr ausreichen. Es war mit einer Million Erwerbslosen gerechnet,und bei dieser Zahl wurden selbst
bei voller Inanspruchnahme der dreiprozentigen Beiträge znr Erweruslosenfürsorgedie letzten 50 verfüg¬
baren Millionen aus dem Etat bis zum Ende des Haushaltsjahres aufgezehrt. Nuu ist die Erwerbsloseuzahl
nach den neuesten Mitteilungen bis heute auf 1,7 Millionen gestiegen,eine Ziffer, die zeigt, wie weit es in
Deutschland gekommen ist.

Der Herr kommunistische Redner hat von einer Verlautbarung des Reichsfinanzministeriums ge¬
sprochen,wonachwir mit einem Ueberschuß von 700 Millionen rechnenkönnen. Mir ist eine derartige Ver¬
lautbarung nicht bekannt. Es ist uns in: Gegenteil bei der Beratung dieser Frage im Haushaltsausschuß
des Reichstages ausdrücklicherklärt worden, daß jede weitere Erhöhung der Erwerbslosenunterstützungs-
säße das bereits vorhandene Defizit im Reichshaushalt vergrößern würde. Aus dieser Feststellung wollen
Sie nicht schließen, daß die Zentrumsfraktion des Provinziallandtages, aber auch meine politischen Freunde
ini Reichstageund ich persönlich nicht ausdrücklich auf dem Standpunkt stehen, den der ganze sozialpolitische
Ausschuß des Reichstages eingenommen hat, daß die derzeitigen Sätze der Erweruslosenfürsorgeunzu¬
reichend sind. Aber diese Fragen werden nicht im Rheinischen Provinziallandtag entschieden. Nachdem
die Dinge im Reichstag im besten Lauf sind uud wir eine aktionsfähigeNegierung haben, die auch als verant»
wortlich für diese Dinge herangezogen werden kann, glaube ich, daß wir diese Frage hier ausschaltenkönnen,
ebenso die Frage, ob eine Kurzarbciterunterstützungeinzuführen ist, die bereits vom sozialpolitischen Aus¬
schuß des Reichstages auf Grund eines Antrages der Zentrumspartci in dem Sinne entschiedenwurde»
ist, daß die Regierung ersuchtwird, in aller Kürze einen Gesetzentwurfüber die Knrzarbeiterunterstütznng
einzureichen. Wenn Sie sich die Mühe gegeben haben, die gestrige Regierungserklärung nachzulesen,so
werden Sie die Bestätigung gefnnden haben, daß die Neichsregierung eine Gesetzesvorlageüber die NNrz-
arbeiterunterstütznngvorbereitet. Wir brauchen uns also hier mit diesen Fragen nicht mehr zn befassen.

Ich möchte noch ein paar Worte über die Ausgesteuertenfrage sagen. Meine Damen und Herren!
Diese Frage ist für uns im Rheinlande von besonderer Bedeutung, weil die rheinischenKommunalverwal-
tungen durch die mit dieser Frage verbundenen Lasten der Wohlfahrtspflege außerordentlich stark über¬
bürdet sind. Auch hier müssen wir verlangen, daß den besonderen rheinischen Verhältnissen Rechnung
getragen wird.

Nach den statistischen Mitteilungen, die mir vorlagen, betrug die Ich! der in Wohlfahrtspflege
befindlichenAusgesteuerten am 1. Iannar 192« — 32 088. Hieraus schließe ich, daß bei weitem nicht alle
ausgesteuerten Erwerbslosen von der Wohlfahrtspflege erfaßt worden sind. (Abgeordneter Hoffmann:
Nichtig!) Es wäre dringend zu wüuschen, daß in den Gemeindeverwaltungen mehr als bisher nach dieser
Nichiung getan wird. Hinderlich ist selbstverständlich die außerordentlich große Finanznot der Gemeinden.
Wenn wir uns bemüht haben, vom Neiche 5 Millionen Mark für die Zwecke der Unterstützung der Gemeinden
zur Durchführung der Wohlfahrtspflege für die Ausgestcnerten bereitzustellen, und wem, dieser Beschluß
im Juli 1925 gefaßt wurde, aber erst im November 1925, weil immer die Länderveiwaltuugen eingeschoben
werden müssen, zur Durchführung kam, so erscheint das Wort, das der Herr Landeshauptmann heute ge°
sprachen hat, indem er von einem gewissenVerflüchtigen von Reichsaktionensprach, ehe sie sich in den
Ländern auswirken, durchaus berechtigt (Zuruf eines Kommunisten: Genau so verflüchtigen sich die
Zentrumswähler!). Wenn Sie Zwischenrufemacheu wollen, müssen Sie sich noch sehr üben. Vorläufig
ist das, was Sie sagen, noch recht kindlich. (Heiterkeit.Zuruf eines Kommunisten: Wir haben nicht alle so
veraltete Ansichten wie die alten Leute hier!)

Ueber diese Fragen, soweit ich sie bisher besprochen habe, fällt selbstverständlich im Provinziallandtag
der Rheinprovinz nicht das entscheidendeWort. Etwas anderes ist es mit dem Antrage der Sozialdemo«
Katie, der eine intensive Tätigkeit der Provinzialverwaltung auf dem Gebiete der Bereitstellung von Not»
standsarbeiten fordert. Er deckt sich voll und ganz mit unserer Auffassung, daß die beste Erwerbslosenfürsorge
in der Schaffung von Arbeitsgelegenheit besteht. (Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) Wir haben
zu der Provinzialverwaltung, dem Herrn Landeshauptmann und dem Piovinzialausschuß das Vertrauen,
daß sie alles tun werden, um der großen Erwerbslosigkeitdurch Bereitstellung von Mitteln für Notstands¬
arbeiten nach Möglichkeitzu steuern. Wir erheben aber anch den Anspruchan Reich und Staat, daß mit
Rücksicht auf die besondere Notlage der Provinz uns in erhöhtem Umfange öffentlicheMittel des Reichs
und Preußens für diese Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Die Provinz kann nicht alles aus sich heraus
leisten; es muß aus Mitteln des Reiches und des Landes eingegriffen werden. Wir denken insbesondere
auch daran, daß die großen Projekte, die auf der letzten Tagung besprochenwurden sind, insbesondere das
Kanalprojekt Aachen-Rhein, recht bald der Verwirklichungentgegengeführt werden. Wir hoffen, daß die
Verhandlungen in Berlin, die zu diesem Zwecke insbesondere auch von unserer Partei eingeleitet worden
sind, recht bald zu einem Ergebnis führen.
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Auf Einzelheiten bezüglich der auszuführenden Arbeiten hier einzugehen, ist bei der Mrze der Rede-
frist uumöglich. Ich möchte uur eine Anregung geben, ini übrigen aber alles den Arbeiten der Provinzial-
Verwaltungüberlassen. Es wird möglich sein, daß Instandsetzuugsarbeiteu in Prooinzmlanstalten mit Rück»
ficht auf die überaus große Erwerbslosigkeitauch des-Bauhandwerks nach Möglichkeit beschleunigtwerden,
daß, was vielleicht für den nächsten Haushalt erst vorgesehenist, schon jetzt beschlennigt in Angriff genommen
wird. Ich mochte bitten, daß diese Möglichkeitim Schoße des Provinzialansschnsseserwogen wird. Ins¬
besondere lege ich sie dem Herrn Landeshauptmann ans Herz,

Wir werden dem, sozialdenwkratischen Antrage, soweit er nicht bereits durch die Tätigkeit der Pro»
uinzialuerwaltung überholt oder durch die heutigen Beschlüssezur Hochwasserfrage erledigt ist, zustimme».

Nun eiu paar Worte zu dem Antrage der KommunistischenPartei über die Ruhikampfentschädigung
an Arbeitnehmer. Meine Damen und Herreu! In dieser Frage dürfen wir mitreden, weil diese Frage der
Entschädigungder Arbeitnehmer und Angestellten aus dem, Ruhrkampfe auf AnreMngen der Zentrums«
p!Nle, znrnckz„sn,,renist. Wir haben del Erweilenmg der Richtlinien zur AuszahWh. der vorhandenen
Mittel — es waren noch 9 Millionen übrig—vor Weihnachtennnr unter der ausdrücklichen Voraussetzung
zugestimmt, daß damit diese Angelegenheit noch nicht abgeschlossen sein dürfe. Wir können deshalb dem
kommunistischen Antrage in seinem ersten Teile zustimmen, weil er lediglich das unterstreicht, was wir nun
seit Juli vorigen Jahres im Reichstage und au den sonst zuständigenStellen mit allen: Nachdruck angestrebt
haben. Wir möchten aber aus dem Beschlußantrage heraus haben, was nicht hineingehört, nämlich die
Bemerkung: „Der Provinziallandtag, der während des Ruhrkampfes wiederholt versprochenhat, sich für
die Interessen der geschädigtenBevölkerung einzusetzen, und zu diesem Zweck den 21er Ausschußbildete".'
Das stimmt nicht. Zu diesem Zweck ist der Ausschuß uicht gebildet worden. Wir halten diesen Satz auch für
vollständigüberflüssig. Wir werden also dem eisten Sah des kommunistischen Antrages in der Form zu¬
stimmen:

„Der Provinziallandtag erklärt die vom Reich bewilligte Ruhrkampfentschädigungfür völlig unzu¬
reichend uud die Richtlinien des Neichsarbeitsministeriumsüber die Auszahlung für dringend abänderungs-
bedürftig,"

Das bewegt sich vollständig in der Richtung, die wir in der Frage eingenommen haben.
Den zweitenAbsatz des kommunistischen Antrages lehnen wir ab, weil dafür der Rheinische Provinzial¬

landtag nicht zuständigist, sondernder 16. und der 9. Ausschuß des Reichstages nnd schließlich der Haushalts¬
ausschuß, der die letzte Entscheidung zu fällen hat.

Das ist unsere Stellungnahme zu dieser Angelegenheit. Wir hatten keinen Anlaß, Anträge zu stellen,
weil wir informiert sind, daß alle diese Fragen, die wir hier besprochen habeil, durch die rege Anteilnahme
der Mitglieder unserer Partei in den betreffenden Ausschüssen des Reichstages in bestem Fluß sind. (Beifall
im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Detten.
Abgeordneter von Detten: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, daß die

Vorredner die Symptome der heutigen Wirtschnftserscheiuungenbesprochen haben, ohne daran zu denkeu,
was der eigentlicheGrund des Elends ist. Wir sind vom absoluten Fürstenstaat durch die preußischeVer¬
fassung znm Rechtsstaat geworden und sind durch die neue Verfassung,wenn auch nur andeutungsweise,
zum Wohlfahrtsstaat übergegangen. Meine Damen und Herren! Dieser Wohlfahrtsstaat steht in diame¬
tralem Gegensatz zu dem Rechtsstaat, denn er stellt den Grundsatz auf, daß das Recht verletzt werde,: darf
zu Gunsten der Wohlfahrt, zu Gunsten wohltätiger Zwecke. (Zuruf des Mgeordneten Hoffmann: Wohl¬
fahrtsstaat der Reichen!) Das, meine Damen und Herren, ist die Grundfrage, um die es hier geht: Sollen
nur weiter diesen Wohlfahrtsstaat unter Verletzung des Rechts aufrecht erhalten, nachdem der gesamte
deutsche Mlttelstand fast zu Grunde gegangen ist (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Durch die Groß-
mdnstrie!), nnd zwar durch die Schuld der alteu Parteieu (Zuruf des Abgeordueten Hoffmaun: Welcher?).
Wenn Sie das nicht wissen, dann rechne,: Sie nach; Ihr Gedächtnis ist hoffentlichnoch soweit, daß Sie es

«^"'l . ^"' ^ Abgeordneten Hoffmann: Ihrer Stinnes-Partei!) Meine Damen und Herren! Ich
^ V?7 ^"/c. ß "" ""l b" sogenannten Stinnes-Partei nicht das geringste zu tun haben. Wir find
oeutscher Mittelstand. (Hurra-Ruf eines Kommunisten).Und viele von Ihnen werden, wenn sie sich heute
noch mcht dazu rechnen . (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Schleppenträger der Stmnes-Partei!)
mit der Ie:t merken, daß fie dazu gehören. , ^ »

?,"^ ??"^ "^ H"N"! Wir werden für die Märztagung den Antrag stellen, daß hier Mittel nur
dann noch bewilligtwerden, wenn anch gleichzeitig angegeben wird,' aus welchen Quelle,: diese Mittel fließen
^ ^ru aus dem Zentrum: Das haben wir doch immer getan!). Meine Damen und Herren! Sie
werden wohl alle wlsien daß d:e Trümmer emer falschen siebenjährigen Wirtschafts- nnd Finanzpolitik
heute vor uns liegen (Sehr richtig! be. der WirtschaftlichenVereinigung) nnd daß die seelische Bedrückung,
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die das Voll heute durchmacht,Schuld derjenigen Parteien ist, die diese Gesetze geinacht und den deutsche»
Mittelstand zugrunde gerichtet haben. (Erneutes Sehr richtig! bei der WirtschaftlichenVereinignng.)

Meine Damen und Herren l Gehen Sie doch einfach von dem Grundsatz des Hausvaters aus. Wie
tnn» ein Hausvater mehr ausgeben, als er einnimmt? Glauben Sie denn, daß es in den Kommunen, den
Provinzen, den Ländern etwas anders ist? Meine Damen und Herren! Sie werden wohl wissen, daß die
Zwangswirtschaft es ist, die Handel nnd Wandel zum Stagnieren, zum Stillstand gebrachthat. Tag für
Tag kommt eine neue Zwangsklammer dazu, nud dann wundern Sie sich, wenn die Arbeitslosigkeitein¬
tritt, und Sie sind erstaunt, daß diese furchtbaren Folgen heute durch das deutsche Volk gehen, deren Sie
alle ansichtigt sind.

Der preußische Landwirtschaftsministerhat gesagt: Entweder werden wir alle saniert, oder wir gehen
alle zu Gruude. Meine Damen und Herren! Ich glaube, er hat die Vergangenheit der letzten sieben Jahre
dabei nicht berücksichtigt,denn es sind jährlich 800 000 Särge mehr auf die Friedhöfe gefahren worden wie
in der Zeit vor den, Kriege. (Zuruf eines Kommunisten: Aber nicht aus der Wirtschaftspartei! Heiterkeit.)
Diese Särge sind zum allergrößten Teil aus dem deutschenMittelstand, aus der deutschen Intelligenz ge¬
wesen. Bisher haben Sie, meine Herren von der Linken, Ihre Tarife davor geschützt. Jetzt seheu Sie,
was Sie durch ihre falsche sozialistischeWirtschaftspolitikangerichtet haben. (Lachen links. Zuruf des Abge¬
ordneten Marx.: Wo ist denn die sozialistische Wirtschaft?) Meine Herren, lasse» Sie mich doch ausreden;
Sie können nachhernoch soviel reden, wie Sie wollen. Meine Damen nnd Herre»! Auch die Linksparteien,
die nach dein Kriege so viele Versprechungenhinsichtlich der Sozialisierung von Kohle, Eisen und Elektrizität
gemacht haben, müssen sich hente davon überzeugen, daß der internationale Kapitalismus auf der gauzeu
Linie gesiegt hat (Zuruf eines Kommunisten: Sie hätten sich lieber mit den «00 000 begraben lassen solle»!
Heiterkeit,)

Meine Damen und Herren! Es wird dazu kommen, daß wir in großem Umfange abbaue» müssen.
Dieser Abbau wird viele mehr als hart treffen, und die Arbeitslosigkeitwird weiter zunehmen. Daß es
anders werden muß hinsichtlich der Vertretung der Interessen des Mittelstandes nnd der Wirtschaft,können
Sie am einfachsten aus den Zahlen entnehmen, die heute im Reichstagemaßgebend sind. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmauu: Sie sind das richtige Fragezeichen!) 170 Abgeordneten, die Gehaltsempfänger sind,
und 16N Geweikschaftsfunktiouärenstehen heute nur 45 Herren der Wirtschaft gegenüber.

Wenn es weiter richtig ist, was gerüchtweiseuerlantet, daß wir bereits erhebliche, in die Milliarden
gehende Beträge früher an die Entente abgegeben haben, als wir mußten, so liegt auch darin etwas, was
die Wirtschaftspartei nicht nnterschreibenkann. (Inruf eines Kommnnisten: Das hat aber Ihrem Herrn
Limbourg gefallen!) Meine Herren, auf die Angelegenheit Limbonrg werdeu wir uachher noch zu Ihrer
Zufriedenheit zurückkommen. Meine Damen und Herren! Es ist keine Frage, der Rückschlag wird kommen.
Wenn der tomnumistische Redner hier geglaubt hat, daß dieser Rückschlagdie bürgerlichenParteien Neffen
wird, so sind wir der Ansicht, daß die Massen der Arbeiter einsehen werden, daß sie einem trügerischenPhan¬
tom gefolgt sind, das Sie ihnen vorgemacht habe». (Zurufe links: Siehe Rnßland!),

Stellvertretender Vorsitzender K nab : Das Wort hat Herr Iustizrat Wesenfeld.
Abgeordneter l>. Wcse »feld : Meine Damen nnd Herren! Gestatten Sie mir, daß ich nach

den gewiß interessante»,aber doch vielleicht nicht ga»z auf deu Autrag, der uns hier vorliegt, zugeschnittenen
Worten des Herrn Vorredners wieder zu unserer eigentlichenAufgabe zurückkomme (Sehr gut! rechts).
Mir scheiut, daß der RheinischeProvinziallandtag, wenn es sich darum, handelt, der Not der rheinischen
Beuölkeruug aufzuhelfen, nicht der geeignete Ort ist, um über sehr allgemeine Verhältnisse zn sprechen,
die vielleichtden Reichstag oder den Landtag interessieren, die aber zur Lösung der Fragen, die wir hier
zu beantworten haben, beizutrage» wirklich nicht imstande sind. (Zustimmung rechts und in der Mitte,
Zuruf: Das war doch vorhin eine Jungfernrede! Antwort: Aber was für eine!)

Wir stimmen im wesentlichenden Ausführungen bei, die Herr Abgeordneter Esser vom Zentrum
vorhin gemacht hat. Wir wissen, daß es leider bei den finanziellen Verhältnissender Nheinproviuz nicht in
unserer Kraft legt, dem Notstand gründlichabzuhelfen. Wir halten es für unsere Pflicht, auch gegenüber
den Aufgaben, die dieser Notstand nns auferlegt, die Fiuauzen der Provinz im Auge zu behalten uud nicht
ein Loch zu stopfeu, damit sich im März vielleicht ein noch größeres Loch vor unseren Augen öffnet und wir
wiederum weite Kreise der Bevölkerung belasten müssen, obwohl wir heute schou wissen, daß diese Lasten
nicht zu tragen sein werden. (Zuruf des Abgeordneten Hack.) Wir werden, Herr Hack, das tun, was wir nach
unserem Gewissen tun tonnen. Wir wissen, daß alle diejenigen Mittel, die wir hier bewilligen, nicht aus
den Taschen derjenigen Lente fließen, die Sie vertreten. — Wir wissen aber auch, daß die Wähler, die hinter
uns stehen, gerne bereit sein werden, alles zu geben was zu geben sie irgendwie in der Lage sind, wenn es
sich darum handelt, den rheinischenMitbürgern zn helfen. (Beifall rechts und im Zentrum. Widerspruch
bei deu Kommunisten.)'
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Aber, meine verehrten Damen und Herren, lasse» Sie mich zurückkehren zu der Vorlage, Wir stimmen
dem ersten Antrage der Kommunisten zu. Die Forderung, die da gestellt wird, ist von allen Parteien, die
wir hier vertreten, auch im Reichstag und Landtag bereits an der zuständigenStelle gestelltwurdeu. Das
ist ein Superfluum: aber wir können diesem kommunistischen Antrage ohne weiteres unsere Zustimmung
geben. Wir stellen nns im übrigen auf den Standpunkt, daß es Aufgabe des Herrn Landeshauptmanns
und des Provinzialausschussesseiu wird, sorgfältig zu erwägen, was im Rahmen der uns zur Verfügung
stehendenMittel irgendwie noch losgemacht weiden kann, damit diejenigen Arbeiten in Angriff genommen
werden, die notwendig sind, nm die Erwerbslosen zn beschäftigen,damit alles dasjenige geschehen kann,
was an Erwerbslosenfürsorgeüberhaupt innerhalb unserer Befugnisse getan werden kann. Das ist unser
Standpunkt, Ich glaube, meine Herren, er ist klar, und er entspricht der Vernunft. (Beifall rechts.)

VorsitzenderDr. Iarres: Die ErörterUug ist geschlossen. Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.
Wir kommen zur Abstimmung. Zur Abstimmung hat das Wort Herr Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Um dem Zentrum, Gelegenheit zu geben, für den ersten Absatz
unseres Antrages bezüglichder Rnhrentschädigung zu stimmen, ziehen wir den Zwischensatz, der beginnt
mit „der" und endet mit „bildete", zurück, sodaß der Antrag lautet: „Der Provinzialausschuh erklärt die vom
Reich usw." (Zuruf des Abgeordneten Dr. Wesenfeld: Einverstanden! Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Die zweite Hälfte lehnen wir auch ab!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wir kommenzur Abstimmungüber den suzialdemokm tischen Antrag,
der in Ziffer III durch die Abstimmungzu den Hochwasserschaden erledigt ist und der eine Aenderung in¬
fofern erfährt, als die Nummer II — ich bitte die Herren von der Sozialdemolmtie, einmal aufzupassen,
ob es richtig vorgetragen wird — einen Zusatz erhält, uud zwar: „Dabei ist eine Verwendung von im Haus-
haltsplan 1926 in Aussicht genommenen Mitteln bereits vor dem 1. April gestattet. Die hierfür notwendigen
Beträge sind vorschußweisevon der Landesbank zu entnehmen,"

Der Antrag der kommunistischen Fraktion ist soeben in einer Weise geändert worden, die ich nicht
zu wiederholen brauche. Dieser Antrag kommt an zweiter Stelle, und zum Schluß kommt der Antrag der
KPD., betreffend die Ruhrkampfentschädigung,wobei über Absatz 1 uud 2 getrennt abgestimmt wird.

Der weitestgehendeAntrag ist meiner Meinung nach der kommunistische Antrag zur Erwerbslosigkeit.
Ich bitte diejenigen, die für dieseu Antrag sind, sich zu erheben. Damit es klar ist, bemerke ich noch, daß es
sich um den kommunistischen Antrag handelt, der wie folgt beginnt: „Der Landeshauptmann wird ersucht,
zur Behebung der Erwerbslosigkeit sofort Notstandsarbeiten usw.", wo dann die 50 Millionen gefordert
werden. Ueber diesen Antrag lasse ich abstimmen. Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich zu
erheben. — Das ist die Minderheit, Der Antrag ist abgelehnt, auch in der geänderten Form.

Ich lasse nun über den Antrag der sozialdemokatischenFraktion abstimmen, der mit den Worten
beginnt: „Die wirtschaftliche Krise in Deutschlandwächst sich zu einer Katastrophe aus". Wird hier getrennte
Abstimmung verlangt? — Das ist nicht der Fall, Dann bitte ich diejenigen, die für diesen Antrag mit dem
Zusatz zu Nummer I I, wie ich ihn eben verlesen habe, und unter Wegfall der Ziffer III, find, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Ich lasse dann über den Antrag der kommunistischen Fraktion, betreffenddie Nuhrkanrpfentschädignng,
abstimmen. (Znruf des Abgeordneten Gerlach: Wir beantragen, absatzweise abzustimmen!) Das ist eben
schon gesagt worden. Wir stimmen zunächst über den Absatz 1 ab: „Der Provinziallandtag erklärt die vom
Reich bewilligteRuhrkampfentfchädigungfür völlig unzureichend"usw. — Das war also Ihre Aenderung;
bei dem anderen Antrage war also nichts geändert. Das war ein Mißverständnis von mir. —

Wer für diesen Absatz 1 ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist einstimmig angenommen.
Ich lasse über den Absatz 2 abstimmen, den ich nicht zu verlesen brauche, wenn kein Zweifel besteht.

Ich bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit. Der Absatz 2 ist abgelehnt.
Damit ist dieser Pnnkt der Tagesordnung erledigt. Mit diesem Punkte ist gleichzeitig auch die Ein¬

gabe, der Stadt Neviges, betreffend Notstandsarbeiten, erledigt.
Wir kommen zu den: weiteren Punkte:

Aufhebung des Fürforgepflichtgesetzes,
dem Antrage der kommunistischenFraktion und den weiteren Anträgen. Ich habe dazu die Stellung¬
nahme des Provinzialausschusses mitzuteilen.

In dem Antrage auf Aufhebung der Fürsorgepflichtverurdnnng beantragt der Provinzialausschuh
Ueberweisung an den Provinzialausschuh zur Stellungnahme vor der nächsten Landtagssitzung, so daß in
der nächsten Landtagssitzung die Sache hier zur Erörterung kommen würde. Dieser Antrag ist ein Vertagungs-
antrag. Ich bitte diejenigen,die für dieseu Vertagungsautmg siud, sich zu erheben. — Er ist angenommen.

Wir kommen zu dem Antrage der fozialdemokratisch en und der 'kommu¬
nistischen Fraktion, betreffend die Abfindung der Fürstenhäuser
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Auch hier beantragt der Provinzialausschuß,die Angelegenheitbis zum nächsten Provinziallandtage
zurückzustellen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Gerlach,
AbgeordneterGerlach: Meine Damen und Herreu! Ich möchte beantragen, doch über unseren Antrag

und den Antrag der Kommunisten zu diskutieren. Wenn wir auch durch die Schuld der kommunistischen
Fraktion, durch die Obstruktion,die sie bei der Abstimmunggetriebenhat, über Gebühr lange hier zusammen¬
sitzen nnd infolgedessen verschiedene Kollegen das Bedürfnis haben, das Haus zu verlassen,so sind wir doch
der Meinung, daß diese Frage so wichtig ist, daß sie in diesem Landtag behandelt werden muß. Ich habe
deshalb namens der sozialdemokratischen Fraktion zu bitten, daß wir über unseren Antrag nnd den koui
munistischen Antrag noch heute verhandeln.

Vorsitzender l^r. Iarres: Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Unsere Fraktion schließt sich dem Antrage an. Wir beantragen auch, sowohl

die Entschließungunserer Fraktion als auch die Entschließung der sozialdemokratischen Fraktion heute noch
zu beraten und auch darüber abzustimmen.

Zu der Bemerkung des Herrn Gerlach, daß durch die Obstruktion unserer Fraktion bereits die
Zeit ungebührlichin Anspruch geuommen worden sei, habe ich ihn: das eine zu entgegnen, daß seine Fraktion
alle Obstruktion,die von der bürgerlichenSeite und von unserer Seite betrieben worden ist, veranlaßt hat.
daß sie auf Ihr Konto zu schreiben ist. (Zuruf des Abgeordneten Verlach: Wir sind an allem schuld, das
wissen wir!) Ich will weiter feststellen, daß die sozialdemokratische Fraktion zwar mit uns dafür gestimmt
hat, daß die Sache hier behandelt wird, daß sie auch im Aeltestenausschußdies getan hat, aber daß sie sich
wohl ohne weiteres auch dem Vertagungsantrage anschließenwird. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Warten Sie doch einmal ab!)

Borsitzender Dr. Iarres: Ich lasse über den Antrag des Provinzialnusschusses,die Sache zu
vertagen, abstimmen. Ich bitte diejenigen, die dafür find, sich zu erheben. Dein Antrage des Provinzial«
ausschusses ist entsprochen worden.

Wir kommen zu dem Antrage der sozialdemokratischenoder vielmehr der kom in n -
nistifchen Fraktion auf Bewilligung von Freifahrkarten. (Zuruf eines Sozial»
demokraten: Das vorige Mal war er von uus!) Ich brauche den Antrag nicht zu verlesen; er besteht aus
einem Hauptantrage und zwei Eventualanträgen.

Der Provinzialausschuß empfiehlt, anch diesen Punkt dein Provinzialausschuß zur Stellungnahme
vor der nächsten Landtagssitzungzu überweisen. Ich lasse über diesen Antrag des Provinzialausschusses
abstimmen. Ich bitte diejenigen, die dafür find, fich zu erheben. — Das ist angenommen. Selbstverständlich
wird dem nächsten Prouinziallandtag darüber Bericht erstattet werden.

Wir kommen nun zu dem Antrage der kommunistischen Fraktion, allen Ab¬
geordneten eine Legitimationskarte zum Besuch von Anstalten im Gebiete der Rheinprouinz
mit einem besonderen Ausweis auszustelleu.

Der Provinzialausschuß empfiehlt auch hier, die Angelegenheit dem Prouinzialansschuß zur Stel¬
lungnahme vor dem nächsten Prouinziallandtag und zur Berichterstattung dort zu tiberweisen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab : Ich beantrage namens unserer Fraktion, daß wir über diesen Antrag jetzt

im Plenum beraten nnd abstimmen. Wir halten sogar eine Beratung für vollständigüberflüssig,da es eine
nackte Selbstverständlichkeitist, daß man einem Abgeordneten auch irgendeinen Ausweis gibt, der ihm
seine Eigenschaftals Abgeordneter bescheinigt. Wir glauben, daß das Plenuni auch ohne Beratung diesem
Antrage zustimmen kann. (Zuruf des Abg. I)r. Kaiser: Das ist doch nicht zur Geschäftsordnungge¬
sprochen!) Wir möchten wünschen,daß sich eine Mehrheit für die Behandlung dieses Antrages findet.

VorsitzenderDr. Iarres : Ich lasse über den Antrag des Provinzialausschussesabstimmen und
bitte diejenigen, die dafür find, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist demgemäß beschlossen.

Damit sind die Anträge aus dem Hause, soweit sie von Fraktionen gestellt sind, erledigt.
Wir kommen dann zu dem Antrage eines Mitgliedes aus dem Hause, und zwar des Herrn

Abgeordneten Schande, der dahin geht:
Das Aufwertungsgesetzvom 16. Juli 1925, welches im ReichsgesetzblattNr. 31 vom 17. Juli er°

schienenist, ist wieder aufzuheben und dafür die Anfechtung des Friedensstandes nach allen Richtungen
zu fördern.

Der Provinzialausschußuud der Aeltestenrat haben fich mit dieser Angelegenheit befaßt. Der Antrag
ist von einem Abgeordneten, dem Herrn Ernst Schaade, gestellt und unterschrieben. Nach z 12 der Ge¬
schäftsordnung müssen Umnträge schriftlich eingereichtund von mindestens 5 Abgeordneten unterzeichnet
fein. Diefe Voraussetzung ist nicht erfüllt. Aus diesem formalen Grunde schon muß nach Ansicht des
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Provinzialausschusseseine Verhaildlung hier unterbleiben. Ich kann allerdings mitteilen, das; eine Ans
nähme gemachtworden ist: Nach einem Beschlußim Provinzinllandtnge soll es genügen, daß ein Mitglied
einer Fraktion unterzeichnet, wenn er für die Fraktion einen Antrag stellt. Tiefer Antrag ist aber, wie ich
mich erkundigthabe, von dem Mitgliede nicht für die Fraktion, sondern im eigenen Namen gestellt worden.
Es steht seiner Beratung hier im Landtag also der § 12 Absatz 1 der Geschäftsordnung entgegen. Der
Prouiuzialausschuß ist aber daneben anch der Meinung, daß die Behandlung dieses (Gegenstandesnicht
zur Zuständigkeitdes Prouinziallandtages gehört nnd dieser Antrag also anch sachlich uugeeignet znr Ver-
handluug hier ist Ich bin daher nicht in der Lage, diesen Antrag hier zur Erörterung zu stellen.

Wir kommen dann zu der Petition der Rheinischen Reichsheimstätten-
zentrale. Hier empfiehlt Ihnen der Pruvinzialansschuß, diese Angelegenheit dem Ausschußzur Er«
ledigung zu überlassen. Ich höre keinen Widersprich. Ich stelle fest, daß Sie damit einverstandensind.

Wir kommen nun zu dem Antrage des We stf n l e n b und es bezüglich der Eingemeindung
,h>er Gemeinden Langerfeld und Wchstebreck nach Barmen. Der Prouinzialausschuß empfiehlt Ihnen,
!über diese Eingabe zur Tagesordnung überzugehen. (Bravo! rechts). Ich höre keinen Widerspruch. Es
ist demgemäß beschlossen.

Endlich der Antrag des Eifelvereius, Ortsgruppe Andernach, des Verschönerungs-
und VerkehrSUereinsnnd des Altertums- und Geschichtsvereinsin Andernach bezüglichdes Laacher
Sees nnd der Erhaltung der Naturdenkmäler. — Der Autrag liegt Ihuen im Um¬
druck vor. Der Prouinzialausschuß empfiehlt Ihnen, diesen Antrag anzunehmen. Da ein Widerspruch
aus dem Hause sich nicht erhebt, stelle ich fest, daß demgemäß beschlossen ist.

Zum Schluß noch die Eingabe des Vereins der H o lzi nd u str i e ll e u in
Rheinland nnd Westfalen bezüglich der Hochwasserschäden. Wir schlagen
vor, diese Eingabe als dnrch die Erörternng über die Hochwasserschäden und den Hochnmsserschntzerledigt
zu betrachteu.

Damit ist die Tagesordnung erledigt.
Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter K nab : Ich will nur daran erinnern, daß wir auf Autrag des Herrn Abgeordneten

Haas die Wahl der vier ständigen Provinzialtommissionen znrückgestellt haben, bis die übrigen Pnnkte der
Tagesordnung erledigt sind. Wir hätten uns also jetzt noch über die Frage zu entscheiden:Wählen wir die
vier ständigen Provinzialkommissionen - dann mühten die Vorschlägeerfolgen —, oder wählen wir sie
nicht?

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich weih nicht, ob es notwendig ist, noch Kommissionenzn wählen,
weil ein Verhandlnngsstoff zurzeit nicht vorliegt. Natürlich werdeu im nächsten Provinziallandtag diese
Kommissionenund die ständigen Ausschüsse alsbald zu wählen sein. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Es dreht sich nicht nm die Fachausschüsse, sondern nm die Pruvinzialkomnüssionen!)Es handelt sich hier um
die Provinzialkommissionenund die Fachausschüsse. (Zuruf des Abgeordueten Gerlach: Ein Irrtum,
Herr Vorsitzender!) Sie meinen die ständigen Kommissionen. Dann weiß ich nicht, ob da nicht ein Irrtnm
obgewaltet hat, denn es ist wohl schon eine Benennung bezüglich der Fachausschüsse erfolgt, aber uoch nicht
bezüglich der ständigen Kommissionen.Wenn also diese Wahlen vorgenommen werden sollen, so müßte es
genügen, wenn wir die Zahl der ans jede Fraktion fallenden Sitze feststellen nnd es dann den Fraktionen
überlassen, die Mitglieder, die Sie in die Kommissionenentsenden wollen, dem Büro mitzuteilen. Nnn
weiß ich nicht, ob es wirklich so dringend ist, bis znm März dieses Jahres noch die ständigen Ausschüsse zu
benenuen.

Ich erteile das Wort znr Geschäftsordnung Herrn Abgeordneten Knnb.
Abgeordneter Knnb : Meine Damen nnd Herren! Ich will daran eriunern, daß wir eigentlich

den alten Provinziallandtag schon seit den: Oktober vorigen Jahres in keiner Funktion mehr haben. Wenn
wir jetzt noch die Wahl der Kommissionenunterlassen, zn der wir eigentlichverpflichtet sind, da die Kom-
missiunswahlsofort nach dem Zusammentritt des uenen Landtages stattfinden mnß, dann ist über ein halbes
Jahr vergangen, ohne daß die sogenannten ständigen Kommissionenüberhaupt in Kraft getreten sind. Ich
glaube, dah es gerade zur Vorbereitung der vielen Fragen, die bei der Etatsberatuug angeschnittenwerdeu,
notwendig sein wird, dah die ständigen Kommissionenwenigstens schon existieren. Ans Gruud der Ge¬
schäftsordnung der Provinzialkonunissionenmüssen diese Kommissionentagen, wenn drei Mitglieder il,re
Emberufuug wünschenoder wenn der Pruvinzialansschuß oder der Vorsitzendedies wünscht.

Weil anch die Bestimmungen entsprechendlanten, wären m. E. diese Kommissionenzn wählen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter ». Wesenfeld
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen und Herreil! Es ist nns noch nicht möglich

gewesen, zu der Nesetzuug der standigen KommissionenStellung zn nehmen. Wir können nns den Aus-
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führungen des Herrn Vorredners über die angeblicheNotwendigkeit, noch heute diese ständigen Klommis^
jionen zn wählen, nicht anschließen. Es genügt durchaus, wenn die ständigenKommissionenvon dein neuen
Provinziallandtag gewählt werden, der in sechs Wochenzusammentritt, und der dann auch reichlich Zeit
haben wird, die richtigen Personen hineinzuschicken.Wir bitten Sie dämm, sich unserem Vertagung^
antrage anzuschließen,

Vorsitzender Dr, Inrres : Das Wort hat der.Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horiou : Herr Abgeordneter Knab ist im Irrtum, Eine gesetzlicheVer¬

pflichtung, diese Kommissionenzu bilden, besteht nicht. Es ist nicht wie beim Provinzialausschuß und bei
deu übrigen notwendigerweise zu tätigenden Wahlen, sondern es ist lediglich Sache des Provinzial-
landtages, ob er solche Kommissionenbilden will oder nicht. Früher haben solche Kommissionennicht
bestanden.

- Sie haben dnrch Ihre heutigen Beschlüsse die Verwaltung bereits mit sehr viel Arbeit bepackt. Dazu
kommt noch die Vorbereitung des Haushaltsplans, uud wir wollen schon Ende März wieder tagen. Ich
halte es daher für allsgeschlossen, daß eine Arbeit mit den Kommissionennoch eintritt und wir jetzt etwa
noch Besichtiguugsreisenzu den Anstalten mit den Konnnissionenvornehme.«.Auch aus diesem (Grunde bitte
ich, die Kommissionswahlbis zum uächsten Landtag zu vertagen,

Vorsitzender Nr. Inrres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Gerlach: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die ersten Worte des Herrn

Landeshauptmanns stimmen besonders bedenklich. Wir würden uns gewissermaßenpräjudizieren, wenu
nur jetzt hier keine ständigenProvinziallommissionen mehr wählen. An sich sind die ständigenKommissionen
ja dadurcherledigt, daß die Wahlperiode des vorigen Landtages abgelaufen ist. Anch können sie überhaupt
nicht mehr zusammengeholt werden, weil eine ganze Reihe von früheren Kollegen noch Mitglieder der
Kommissionen sind, die hellte dem Provinzinllandtage nicht mehr allgehören. Ich bin immerhin der Meinung,
daß es doch nützlich uud notwendig ist, die ständigen Kommissionenvor der Fertigstellung des Etats einmal
zusammenzuholen. Das braucht keine Besichtigungsreisezu seiu, sondern nur eine sachliche Besprechung
der Etatspusitionen, was wesentlich zur Förderung uuserer Arbeiten im nächsten Provinziallandtag beiträgt.

Ich erkläre mich aber mit dem Vorschlagedes Herrn Vorsitzendeneinverstanden,heute festzustellen,
wieviel Mitglieder bei den achtgliedrigen Kommissionenauf die einzelnen Fraktionen entfallen, sodaß die
Fraktionen, die zurzeit nicht in der Lage sind, die Mitglieder dieser ständigen Kommissionenzu benenuen,
sie nachträglichder Prouinzialverwaltuug mitteilen können. Dann ist immerhin die Möglichkeit gegeben,
daß diese Kommissionenvor den Etatsberatuugeu nochmals zusammentreten. Das ist diesmal nmso not¬
wendiger, als eine ganze Reihe neuer Herren an die Materie herangeht, die dndnrch die Möglichkeit haben,
doch besser eingearbeitet zu sein,

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen nnd Herren! Es handelt sich um achtgliedrigeKom¬
missionen. Augenblicklich ist mir der Schlüsselnicht gewärtig. Wenn also gewählt werden soll, so geht es
„reiner Meinung »lach um so, daß der Aeltestenrat den Schlüssel feststellt und die Zahl der Mitglieder, die
auf jede Fraktion entfallen, ermittelt. Dann müßten die Fraktionen ermächtigt sein, dein Büro die Namen
der Herren mitzuteilen. Ob es zu praktischer Arbeit kommen wird, scheint mir nach den Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns dnrchnus zweifelhaft. Ich halte es im Gegenteil für sehr unwahrscheinlich,daß
es zu einer Arbeit kommen wird. Aber nach dem Wortlaut der Tagesordnung sollten die Kommissionen
noch gewählt weiden.

Ich bitte, unter Würdigung aller dieser Ausführnngen hier abzustimmen, uud bitte diejenigen, die
für den Antrag sind, die Angelegenheitbis znni nächsten Znsammentritt des Provinziallandtnges zu vertagen,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Die Vertagung ist beschlossen.

Meine Damen und Herren! Damit sind wir am Ende der Tagesordnung. Zu einer persönlichen
Grkläruug im Sinne des § 23 der Geschäftsordnunghat noch Herr Abgeordneter Vaterrodt das Wort ge¬
wünscht/ Ich erteile es ihm.

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen nnd Herren! Namens der Fraktion der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung habe ich folgende Erklärung zu verlesen: (Zuruf: Das ist keine persönliche Bemerkung!)

Zur gleichenZeit, als der Herr Vorsitzendedes Provinziallandtnges in der Eröffnuugssitzuugvon
der Einladuug des Herrn Landeshauptmanns zu einem Bierabend Kenntnis gab, wurde zwei Mitglieder»
uuserer Fraktion, den Herren Braun und Dr. Limbourg, folgeudes gleichlautende Schreiben des Herrn
Landeshauptmanns zugestellt:

„Landeshauptmann Dr. Horion bedauert, mit Rücksicht auf die Erklärung grußer Fraktioneil, baß
sie im Falle Ihrer Anwesenheit all dein Bierabend bei mir nicht teilnehmen würden, die Ihnen
zugegangene Einladung znrückziehen zu müssen."
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Namens der Fraktion der WirtschaftlichenVereinigung habe ich darauf an den Herrn Landeshaupt¬
mann u, a, folgendes geschrieben:

„Wir nehmen als selbstverständlich an, daß Sie dem Verlangen der großen Fraktionen nicht nach»
gekommen sind, ohne daß Sie von diesen Fraktionen eine Begründung für dieses Verlangen ge¬
fordert und ohne daß Sie die Ihnen gegebene Begründung als stichhaltiganerkannt haben. Wir
sind daher genötigt, die dringende Bitte auszusprechen,uns diese von Ihnen als stichhaltigange¬
sehenen Grunde umgehend, und zwar möglichst noch vor der nächsten Plenarsitzung, mitzuteilen.
Nachdem der Herr Vorsitzendedes Provinziallandtages Ihre Einladung in der Eröffnungssitzung
der Tagung ohne Einschränkungmitgeteilt hat, müssen wir uns für den Fall, daß nur von Ihnen
nicht eine befriedigende Erklärung sollten erhalten können, alle weiteren Schritte, namentlich auch
alle Erklärungen in der öffentlichen Sitzung des Provinziallandtags vorbehalten."
Der Herr Landeshauptmann antwortete mir uuter anderem:
„daß "für mich die Erklärung großer Fraktionen, an dem Zusammensein der Landtagsmitglieder in

meinem Hause nicht gemeinsam mit den beiden Herren teilnehmen zu können, genügen mußten, um die
Einladungen rückgängigzn machen." (Sehr richtig! im Zentrum.)

Hierauf habe ich namens'meiner Fraktion nochmals folgendes erwidert:
„Euer Hochwohlgeboren bestätige ich den Empfang des gefl. Schreibens vom 2«. dieses Monats.

Der Inhalt dieses Schreibens ist in keiner Weise geeignet, meine Fraktion zufriedenzustellen.(Iurnf des
Abgeordneten Brauer: Das ist erklärlich!) Es hätte Ihnen selbstverständlich freigestanden, einzelne Mit¬
glieder des Provinziallandtages bei Ihrer Einladung zu übergehen, ohne dafür irgendwelcheGründe anzu¬
geben. Nachdem aber die Einladung einmal erfolgt war, halten wir es für völlig unvereinbar mit jeder
guten gesellschaftlichen Gepflogenheit, eine Zurücknahme dieser Einladung lediglich mit dem Widersprnch
anderer Gäste begründen zu wollen. Dies ist im vorliegendeilFalle umsomehr der Fall, als es sich hier nicht
um private Einladung eines durch persönliche Bekanntschaftverbundenen Personenkreiseshandelt, sondern
um die offizielle Einladung der Gesamtheit einer parlamentarischen Körperschaftdnrch den Vertreter der
Verwaltung dieser Körperschaft. Wir sind im Gegenteil der Auffassung,daß es Ihre Pflicht als Gastgeber,
und zwar in erhöhtem Maße Ihre Pflicht als Gastgeber in offiziellerEigenschaftgewesen wäre, jeden ein¬
zelnen Ihrer Gäste gegen die übrigen Gäste, und sei es deren Gesamtheit, in Schutz zu nehmen, und nicht
irgendeinen von Ihnen ohne Bekanntgabe des Sie hierzu veranlassendentriftigen Grundes zu brüskieren.
Das aber haben Sie getan.

Wir bedauern anf das lebhafteste, daß Sie sich damit zum Werkzeug „großer Fraktiouen" haben
machen lassen, welche selbst nicht den Mut besitzen, offen Farbe zu bekennen." (Zuruf des Abgeordneten
Adams: Das haben wir doch getan!) — Bitte, wenn Sie jetzt den Mut bekommenund uns das zeigen, so
ist dies gerade das, was wir erreichenwollen. (Zuruf des Abgeordneten Mönnig: Dann brauchten Sie das
vorher nicht zu schreiben!) Bisher haben Sie den Mut nicht gehabt, Herr Mönnig. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Wie war das mit dem französischen Auto? Weiterer Zuruf liuks: Der hat ein amerikanisches
Auto!) Auch noch ein englisches.

Den Grund zu dieser unliebsamen Korrespondenzuud der in ihr zum Ausdruck kommendenEinstel¬
lung großer Fraktionen dieses hohen Hauses bildet die Tatsache, daß der Abgeordnete Dr. Limbourg uud
mit ihm auch der auf die gleiche Seite gewählte Abgeordnete Braun als Separatisten bezeichnetwerden.
Aeußerungen der Presse über die Ausladung der beiden Abgeordneten gehen sogar soweit, die ganze Fraktion
der nationalen Unzuverlässigkeitzu verdächtigen. Wir sehen nns daher veranlaßt, zu erklären, daß die Auf¬
nahme der Herren Braun und Dr. Limbourg nach sorgfältigsterPrüfung gerade der Frage ihrer nationalen
Zuverlässigkeiterfolgt ist und daß die übrigen Mitglieder der Fraktion sich auf Grund dieses Prüfung restlos
und uneingeschränktvor die Herren Braun und Limbourg stelleu.

Dr. Limbourg ist bereits zweimal in Strafverfahren verwickelt gewesen, in denen die Behauptung,
er sei Separatist, sich als unrichtigherausgestellthat. In einem Falle befand er sich in der Rolle des Klägers.
Der Beschuldigte,den er angezeigt hatte, weil er ihm Sonderbündelei vorgeworfen hatte, wurde zur höchst¬
zulässigen Geldstrafe verurteilt. Das andere Mal war Dr. Limbourg Angeklagter. Er hatte einen Bürger¬
meister, welcher es wagte, ihm denselben Vorwurf zu machen, kurzerhand geohrfeigt. Dieser Prozeß ist
am 15. Januar 1926, also vor ganz kurzer Zeit, vor dem großen Schöffengerichtin Trier verhandelt worden.
Ueber tne Frage, ob I)r. Limbourg Separatist gewesen sei, oder sich separatistisch betatigt habe, wurden in
Mündiger Verhandlung ca. 40 Zeugen vernommen. Das Ergebnis der Beweisaufnahme war völlig
negatw. Das Verfahren war bereits eingestellt gewesen. Die Verhandlung fand aber auf Beschwerde
mcht etwa des Staatsanwalts, sondern von Herrn Dr. Limbourg selbst statt, »veil Herr Dr. Limbourg sein
dnngendes Interesse daran bekundete,den gegen ihn erhobenen Vorwurf nochmals in aller Breite in öffent¬
licher Verhandlung widerlegt zu fehen. Da aber anscheinendzwei Urteile deutscher Gerichte noch nicht aus-
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reichen, der Wiederholung und Weiterverbieitnng einer als unwahr erwiesenen Behauptung ein Ende zu
machen, wird Herr Nr. Limbourg in einem dritten Prozeß demnächst dem Kölner Tageblatt, welches noch
gestern den traurigen Mnt hatte, ihu einen separatistischen Abgeordneten zu nennen, Gelegenheit geben,
den Wahrheitsbeweis für diese Verleumdung ebenfalls schuldig zu bleibeu.

Der Herr Landeshauptmann hat es leider unterlassen, uns mitzuteilen, welche großen Fraktionen
es gewesensind, die sich geweigert haben, sich mit den Herren Braun und Dr. Limbourg au einen Tisch zu
setzen. Wir konnten sie direkt nicht feststellen. Inzwischen haben wir sie festgestellt.Das möchte ich in Paren¬
thesen bemerkthaben, weil die Fraktionen inzwischen im Aeltestenrnt mitgeteilt haben, welche es gewesen
sind. (Zuruf des Abgeordneten Mönuig: Dann brauchten Sie das auch nicht mehr zu verleseu!) Ich habe
es doch oerleseu,Herr KollegeMönnig, weil diese Erklärung abgesetzt worden ist, bevor uns das mitgeteilt
wurdeu war. Wir siud aber iu der angenehmen Lage, die folgenden Feststellungenmachen zu können:

Herr Braun ist auch Mitglied des Kreistages Kreuznach. Dort, in seiner engeren Heimat, wo man
ihn also jedenfalls genauer kennt als in Düsseldorf, find sowohl die Vertreter der Deutscheu Volkspartei
als auch der Deutschnationalen Volkspartei an ihn herangetreten nnd haben ihn zu veranlassen gesucht,
ihrer Fraktion im Kreistage beizutreten. (Hört! hört! links.)

Ein prominenter Abgeordneterder Zentrumspartei, der jetzige Landrat des Kreises Bitburg, Loenartz,
hat im vergangenen Herbst dem Bürgermeister Handt in Zemmer mit Bezug auf den Abgeordneten Dr.
Limbourg folgendes erklärt: Er, Loenartz,fei, als er nach Bitburg gekommensei, über Herrn Dr. Limbourg
falsch informiert worden. Wenn er richtig informiert wurden wäre, würden sich die Verhältnissein seinem
Kreise nicht in so unglückseliger Weise entwickelt haben. Handt möge doch seinen Einflnß bei Dr. Limbourg
dahingehend geltend machen, daß dieser seine Angriffe unterlasse, dann sei er bereit, mit Dr. Limbourg
Frieden zu schließen. (Hört! hört! bei der WirtschaftlichenVereinigung.)

Bei dieser Stellungnahme der örtlichen Parteiinstanzen gegenüber Herrn Braun und eiues promi¬
nenten Ientrumsabgeordneten gegenüber Herrn Dr. Limbourg hatten wir geglaubt, annehmen zu dürfen,
daß die großen Fraktionen des Zentrums und der Arbeitsgemeinschaftin diesem hohen Hause jedenfalls
keine Veranlassung haben würden, eine andere Stellung einzunehmen. Umsomehr erschien uns, als wir
diese Erklärung absetzten, die Frage berechtigt, welche großen Parteien es denn in Wirklichkeit gewesensein
möchten, die dem Herrn Landeshauptmann gegenüber ihre Abneigung gegen die Abgeordneten Limbourg
und Braun zum Ausdruck gebracht haben. Es erübrigt sich, zum Schluß noch mitzuteilen, daß sowohl Herr
Braun als auch Herr Dr. Limbourg bei Eintritt in unsere Fraktion die schriftliche Erklärung abgegeben
haben, daß sie sich niemals irgendwie an sonderbündlerischenBestrebungen irgendwelcher Art beteiligt
haben, daß sie vielmehr jede derartige Bethätigungstets abgelehnt haben.

Meine Damen und Herren! Wir werden nicht anstehen, jeden, der nach dieser Erklärung es noch
unternehmen sollte, sei es die WirtschaftlicheVereinignng, sei es irgendein einzelnes ihrer Mitglieder, der
nationalen Unzuverlässigkeitzu zeihen, als einen ehrlosen Verleumder und Ehrabschneiderzu bezeichnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion : Meine Damen und Herren! Neben den großen Fraktionen bin

ich selbst im wesentlichender Gegenstand der eben abgegebenenErklärung gewesen. Der Herr Vorredner
hat auch die Briefe verlesen, die ich in der Angelegenheit geschrieben habe, allerdings nicht vollständig. Er
hat aus dem einen wesentlichste!, Brief nur ein Stück verlesen. (Hört! hört! im Zentrum). Es steht weiter
noch in dem Brief:

„Aus mancherlei Gründen lege ich großen Wert darauf, den Fraktionen des Provinziallandtages
oder wenigstens einem großen Teil ihrer Mitglieder eine Gelegenheit zu zwangloserAussprachezu geben,
wie solche auch in den früheren Jahren als parlamentarischeAbende oder in ähnlicherForm stattgefunden
haben. Da die Anwesenheitder beiden Herren nach den mir zugegangenenErklärungen der Fraktionen den
völligenAusfall des Abends bedenkt hätte, fo mußte ich von der Teilnahme der beiden Herren absehen."

Der Herr Vorredner hat dann selbst hervorgehoben,daß es sich hier nicht um eine private Einladung
eines durch persönlicheBekanntschaftverbundenen Personenkreiseshandelt. Ich habe nicht die Ehre, die
persönlicheBekanntschaftder beiden Herren, um die es sich handelt, gemacht zu habeu. Es handelte sich
vielmehr um eiue offizielleEinladung, die den Zweck hatte, den ich in dem Schreiben vorhin Ihnen ange¬
geben habe. Infolgedessen war ich auch berechtigt, bei Durchführung der Einladung fo zu verfahren, daß
der amtliche Zweck, den ich mit meiner Einladung verfolgte, auch erreicht wurde. (Sehr richtig! im Zentrum.)
Daher habe ich die Herren gebeten, von der Einladung keinen Gebrauch zu machen. Ich glaube auch den
Herren selbst damit einen Dienst geleistet zu haben. (Sehr richtig! rechts) Infolgedessenmuß ich jede Belehrung
über gesellschaftliche Gepflogenheiten seitens des Herrn Vorredners ablehnen. (Beifall.)

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort zu einer persönlichenBemerkung hat Herr Abgeordneter
Mönnig.
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Abgeordneter M önnig : Nieine Damen und Herren! Den Fraktionen ist durch die Worte des
Herrn Abgeordneten Vaterrodt erklärt worden, es hätte ihnen der Mut gefehlt, zu sagen, wer die Erklärung
abgegeben hätte, (Zuruf des Abgeordneten Vaterrodt: Nein, weshalb!) Wir sind überhaupt nicht gefragt
worden, und, als wir gefragt wurden, habe ich sofort erklärt: Die Zentrumsfraktion hat dem Herrn Landes¬
hauptmann erklärt: Wenn Herr Abgeordneter Limbourg auf Ihre Gesellschaft kommt, wird die Zentrums¬
fraktion geschlossenfernbleiben. (Hört! hört! links,) Wenn wir eher gefragt worden wären, hätten wir eher
die Antwort gegeben; dann hätte man uns nicht den Vorwurf zu machen branchen, wir hätten nicht den
Mut gehabt, das offen zu bekennen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr, Wesenfeld,
Abgeordneter Dr, Wesenfeld : Meine Damen uud Herren! Auch die Mitglieder der Arbeits¬

gemeinschafthaben dem Herrn Landeshauptmaun gestern erklärt, daß sie gezwungen seien, einstweilen
gegenüber der WirtschaftlichenVereinigung eine merkliche Distanz zu halten, solange die Dinge, die hier
bezüglich der Herren Dr. Limbourg und Vrcmu zur Sprache gekommensind, nicht geklärt seien. (Zuruf aus
der WirtschaftlichenVereinigung: Das ist Verleumdung, kein Gerichtsurteil!)

Der Herr Vorredner hat soeben erklärt, daß seine Fraktion, die noch uor wenigen Tagen Herrn Dr.
Limbourg nicht in ihre Mitte aufgenommen hatte (Sehr richtig! im Zentrum), sorgfältige Prüfungen
angestellt habe uud erst auf Grund dieser sorgfältigen Prüfungen zur Aufnahme des Herrn Dr. Limbourg
gekommensei. Wir sind dazu nicht in der Lage gewesen;uus hat das Material zu solch sorgfältiger Prüfung
nicht zur Verfüguug gestanden.

Ich muß darauf hinweisen, daß heute uoch iu der Vossischen Ieitnng glatt behauptet wird, daß die
WirtschaftlicheVereinigung mit dem „Separatisten" Dr. Limbourg eiue Fraktionsgemeinschaft gebildet
habe (Hört! hört! rechts). Ich bin nicht in der Lage, mir diese Erklärung zu eigen zn machen. Aber, meine
Damen und Herren, es gibt kein Gebiet, auf dem die chemische Bevölkerung so außerordentlich empfindlich
ist, als das Gebiet des Separatismus. (Lauter Beifall rechts uud in der Mitte.)

Ich hoffe, daß es Herrn Dr. Limbourg und Herrn Braun in kürzester Frist gelingen wird, allen den¬
jenigen den Mund zu stopfen, die solche Behauptungen aufstellen. Die Herreu dürfen sicher sein, daß das
niemandem angenehmer sein wird als den Mitgliedern des RheinischenProviuziallandtages, die sicher froh
fein werden, wenn unter diesem Dache niemand mehr sitzt, der des Separatismus auch nnr verdächtigt
werden kann.

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Wir verlassen den Gegenstand.
Ich habe nun im Auftrage der Fraktiouen der Arbeitsgemeinschaft,des Zentrums uud der Sozial-

demokratie folgende Entschließung vorzutragen:
„Der Provinziallandtag entbietet dem Nuhrgebiet und den Sanktionsstädten nach der Befreiung

von der BesatzungherzlichenGruß, uicht minder auch der Bevölkerung der ersten Zone anläßlich der be¬
gonnenen Räumung. Er stellt dabei fest, daß es sich bei diesen Räumungen nicht um ein Entgegenkommen
der Nesatzungsmächtehandelt, sondern lediglichum die Wiedergutmachung früheren Unrechtes und die
verspätete Erfüllung längst fälliger Verpflichtungen.

Als ein umso größeres Unrecht muß es der Provinziallandtag bezeichnen,daß für die zweite und
dritte Zone nicht nur die nach den Verhandlungen von Locarno uud der Note vom 14. November 1925 mit
Recht erwartete Erleichterung der Besatzungnicht eingetreten ist, daß vielmehr viele Orte eine erhebliche
Erschwerung zu beklagen haben.

Der Provinziallandtag erwartet, daß die Rückwirkungenvon Locarno in viel höherem Maße als
bisher auch bei den Nesatzungstruppen einschließlich der Gend'irn"'rie sichtbar werden. Insbesondere wird
das Gefühl der Enttäuschung uud Unsicherheitdnrch die Tat , daß eine bindende Festsetzung
über die Abkürzungder Näumuugsfristen für die zweite und d nie über die alsbaldige Regelung
der Verhältnisse des Saargebiets noch nicht erfolgt ist.

Feiner widerspricht es völlig den von der rheinischen B ^ iie Verhandlungen von Locarno
geknüpften Erwartungen, daß die Besatzungstruppen vou ueu>..„, ------- ,e iu erheblichemUmfange für
Uebungs-, Schieß- und Flugplätze in Anspruchnehmen und daß von neuein Mobilnmchungsvorbereitungen
vorgenommen werden. Es muß erwartet werden, daß die Pferde-, Fahrzeuge- und Kraftwagenmusternngen
und deren Zuweisungen an bestimmte Truppenteile sofort eingestellt werden.

Der Provinziallandtag ersucht die Neichsregierungauf das dringendste,kein Mittel uuversuchtzu lassen
um der schwerbedrängtenBevölkerungder zweiten und dritten Zone, sowie des Saargebiets zu ihrem Rechte
zu verhelfen."
- Das ist die Entschließung,die ich namens der großen Parteien des Landtages mitzuteilen habe und
tue ,m Wesentuchen sicherlich auch die Empfindungen der Gesamtheit des Landtages wiedergibt (Bravo!)
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Dazu möchte die kommunistiscbe ^ ^. pv. i « > ^ <, „ , ^

geordneterTheißen hat das Wort. ' ^ ^aktion eme Erklärung abgeben. Herr Ab-

3 U^amN ^l:mmun^N.r ^^1^^^ mcht rMg darge.
vertra^N^^VU^
tmgspflicht einen Erfolg der Locarnopolitik zu erblicken ist ^ """Dr'
des Locarnopaktes Rückwirknngenüber diese verttacsma^ "^'ch,.weil v°r Abschluß
wurden, die bis jetzt uicht erfolgt sind. Die ^lu^ gestellt
daß die bürgerlichen Parteien, Welche jetzt einen wckren ÄbH N^7?^ ^uf aufmerken,
insbesonderenüt der im besetzten Gebiet herrschendenWoh^ "? diese
da die bürgerlicheReichsregierung bei den Besatzung2?ein^ ?^re,ben,
Polizeistreitkräfteum 50 000 Mann für "eussen
ausdrücklichen Bemerken, daß diese 50 000 Mann Polisi in dem von der Ent?'?^/^^ " b?^' 1" dem

bei d'en Ko^ '""' ^ ,ede Linderngder Wohnuugsuot irisch machNsehr N
Die KPD. fordert nicht nur Erleichterungen un weiterenAbbau der Entewebesnw.«„l >.

die sofortige Räumung aller von der Entente besetzten tutschen Gebietsteile. Diese NAA sondern
nicht zu verwirklichendurch eme bürgerlich-kapitalisttschl Regierung,durch die büraerl?^ ?^F a°er
Parteien, welche die Ruhrbesetzung herbeigeführt haben um der
rauben die Löhne zu drucken, die soziale Gesetzgebung zu'erschlechtern,sondern nur
bürgerlichen Klassenherrschaft,durch ein Deut chlaud, in lm die Werktätigen Staat und Ww^A ^
herrschen." (Bravo! bei den Kommuuisten.) " "° ^"schaft be-

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und'erren! Weitere Wortmeldunaen lie^« «i^
vor Die Arbeit des diesmaligen ist Mit erledigt. Ich fabe ^
Präsidenten als Landtagskomnussar Mitzuteilen (Zuruf: U»er die Entschließungabstimmend Die Ent.
schließung ist namens der Fraktion Mitgeteilt worden; ich glme, es bedarf einer Abstimmuna darüber MM

OberpräsidentDr. F u ch s : Sehr geehrte Damen ud Herren! Mmens der^reU
regierung danke ich Ihnen für die m diesen beiden Tagen fürnsere Provinz geleistete wichtige Arbeit und
erkläre den 70. RheinischenProvmziallandtagdamit als geflossen "

(Schluß 9 Uhr 40 Minfn.)
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